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DerersteSchnee.
Derstädtische Fuhrwerksbetriebteilt mit ,dass heute fürdie

Schneesäuberungsarbeiten 875 städtische Strassenarbeiter und 720Schnee - ¬
arbeiter eingesetzt wordensind .Ausserdemsind 12 Autoschneepflügeund
237Pferdeschneepflügeverwendetworden .DiestädtischenStrassenbahnenhaben
zur Vorreinigungder Strecke66 Motorschneepflügein denDienstgestellt .
Die Frühausfahrt der Strassenbahnzüge aus den Remisen erfolgte ohne Ver - ¬

zögerung .
- - - ¬

DieUnterbringungvonZiehkindernin privatenAnstalten.
Nach den Bestimmungender Ziehkinderordnung ist zumHalten

von Ziehkindern eine Bewilligung der Ziehkinderaufsichtsstelle netwendig .
Private ,der JugendfürsorgegewidmeteAnstaltenkönneneine solcheBewilli-¬
gungauchfür eine grössere AnzahlvonZiehkindernerhalten .Zuständigzur
Erteilung dieser Bewilligungan solche Anstalten ist in WienderMagistrat ,
undzwardie Magistrats - Abteilung7,Wien , . ,Rathausstrasse9 .

Bei der Ueberwachung der Pflege der Ziehkinder durch Jugend - ¬
fürsorgerinnen wird immer wieder die Boobachtung gemacht ,dass private,der

JugendfüsorgegewidmeteAnstalten ,in denenZiahkinderuntergebrachtsind ,
es unterlassen haben ,die notwendige Bewilligung der Ziehkinderaufsichts - ¬

stelle einzuholen .Das Besetz über den Schutz von Ziehkindern unduneheli¬
chen Kindern verbietet jedoch ausdrücklich die Uebernahmeeines Ziehkindes
ohnedieseBewilligungundsetzt auchStrafenfür eineUebertretungdieses
Verbotosfest .

DasstädtischeJugendamtals Zichkinderaufsichtsstellemacht
daheraufdie BestimmungendesZichkindergesetzesundderZiehkinderordnung,
das ist der Vorordnungvom27 .September1928,L . . Bl.für WienNr .Al ,
aufmerksam .Private Anstalten ,die Zichkinderübernehmenwollen,haben ,sofer -¬
ne das noch nicht geschchensein sollte ,AnsuchenumBewilligungdesHaltens
vonZiehkindernan die Magistrats -Apteilung7 zurichten .

DerKurzstreckentarifauf derStrassenbahn .
Wie die " Rathauskorrespondenz "erfährt,hat sich dor20 - Gro¬

schenfahrscheinbereits amerston TagnachdenbdshorigonBeobachtungen
sohr gut eingeführt .Auf manchenLinien,so zumBeispiel auf derPraterstrasse
und auf den Strecken zwischen Ring und Gürtel ,aber auch auf den Ring - und

Kailinien ,warder Kurzstreckenfahrscheinstark begehrt .Auchausserhalb
des Gürtels ,zumBeispiel auf der Neulerchenfelderstrasse ,an der derBrunnen¬
markt liegt,ergab sich eine starke lekalo Nachfrage nach dem 20 - Groschen¬

fahrschein .
DieEinführungdes Gepäckstarifesging ohneReibungenvor

sich .In manchenStadtbahnstationen ,wie zumBeispiel in denStaticnen
Kettenbrückengasseund Hauptzollamt ,wurdenzahlreicheGepäcksfahrscheine

ausgegeben .
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HauspersenalabgabeundWertzuwachsabgabe.
Wie gemeldet worden ist ,hat der Ministerrat gestern Höchst¬

sätze für die Hauspersonalabgabebeschlossen .Welcheverfassungsrechtlichen
GrundlagendieseBeschlüssehaben ,ist bishernicht bekanntgegebenworden.
Eine amtliche Mitteilung an die WienerLandesregierungist bishernicht
eingelangt .Wiedie politische Korrespondenzmeldet ,soll bestimmtwerden,
dass die ersten drei Hausgehilfenabgabefrei sein sollen ,währendbisher
in Wiendie erste Hausgehilfin abgabefrei ,für die zweite eine Abgabevon
50Schillingundfür die dritte eine Abgabevon300Schillingjährlichzu
bezahlen war .In Graz betrug die Abgabefür die erste Hausgehilfin ISchil¬

ling ,für die zweite 18 Schilling und für die dritte Hausgehilfin 51Schil¬
drei

ling jährlich . Haushalte ,die mehrals / Personenbeschäftigen ,sollennach
der Mitteilung der politischen Korrespondenz von der vierten Person angefan¬

gen je 150 Schilling Jahressteuer zahlen ,während für die vierte Hausgehil¬

fin bisher in Wieneine Steuervon550Schilling ,in Grazvon150Schilling
zu bezahlen war .In Wien stieg bisher die Progression um je 250Schilling
für jede weitere Person ,in Gramum150 Schilling für jede weiterePerson .
Ein Umbaudes WienerGesetzesnachdiesenGrundsätzenbedeutet ,dassdas
ErträgnisderAbgabe ,die für dasnächsteJahrmit700 . 000Schillingver¬
anschlagt war ,auf 39 . 000Schilling heruntersinkt .Die Abgabewird also be¬
deutungslos .Die Zahl der Haushalte in Wien ,die derzeit zwei Personenbe¬
schäftigen,beträgt . 503,dieZahlderHaushaltemitdreiPersonen162und
die ZahlderHaushalte ,die mehrals drei Personenbeschäftigen,nur151.
Ihnen kommt also die Neuregelung zugute .

DerMinisterrat hat aucheine Verordnungbetreffenddie
Ermittlung des abgabepflichtigen Wertzuwachsesvon Liegenschaften beschlos¬
sen . Diesist für die Bemessungder WertzuwachsabgabevongrosserBedeutung,
die ausser in Wienauch in Niederösterreich ,Linz und Graz und in Tirolbe¬
steht .Die neuen Vorschriften ,über deren verfassungsrechtliche Grundlage
ebenfallsnochnichtsbekanntist ,verlangendie Goldrechnungfür dieEr¬
mittlung des Erwerbs -und Veräusserungspreises .Bei der WienerWertzuwachs¬
abgabe wurde die Goldrechnung bisher überhaupt nicht durchgeführt ,weil man
von der Erwägungausging ,dass der Vorkriegshausbesitzer ,der jetzt sein
Hausverkauft,damitein Vermögenrealisiere ,das in sehr vielen Fällenvor
dem Kriege nur juristisch ,nicht aber ökonomisch ihm gehört hat .Dieamtli¬

mitchen Statistiken besagen ,dass die Wiener Häuser im Jahre 1911/Hypotheken
im Betrage von 70 Prozent ihres Wertes belastet waren .Sie haben alsd zum
Grosateil den Hypothekargläubigerngehört ,die infolge derGeldentwertung
ihre Forderungen mit einer Bagatelle zurückgezahlt erhielten ,währendauf
diese Weiseder Hauseigentümereinen oft sehr respektablenVermögenszuwachs
nur infolge der Geldentwertungerhielt .Daherhielt manes fürberechtigt ,
dass bei der Realisierung eines solchen Vermögens eine 6 prozentige Ab¬
gabegelæistet wird .Mussmunbei der Bemessungder Abgabeder Goldwertder
Vorkriegszeit zugrundegelegt werden ,so entfällt bei der Veräusserungvon
Vorkriegsbesitz die Abgabein aller Regel ,da die Häuser heute wenigerwert
sind ,als der Goldwert vor dem Kriege war .Der Einnahmenentgang ,den die Ge¬

meindeWienhiebei erfährt,ist nicht leicht abzuschätzen ,da die Zahldieser
Verkäufevonder Konjunkturauf demRealitätenmarktabhängigist undnatur¬
gemässimmergeringer wird ,weil ein grosser Teil desVorkriegsbesitzes
bereits veräussert ist . Alleinin denletzten drei Jahrenhaben5000Vor¬
kriegsbesitzer vonWienerHäuserneinen Verkaufgetätigt .
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Die Vorschriften verlangen nach der Mitteilung derpoli¬
tischen Korrespondenzaber auch ,dass der heutige Veräusserungspreisder
Liegenschaften in Gold gerechnet werden soll ,obwohl der Rückgangdes
Schillingkurses für den Verkaufder Häuser eigentlich keine Rollespielen
kannundauchsonstimgesamtenSteuerwesenbisherunberücksichtigtgeblie¬
benist . Hierwirdzumerstenmal- undzwarzu ungunstenderöffentlichen
Verwaltung - die Schillingentwertung bei einer Steuer in Anrechnungge¬
bracht .WirddarauseinallgemeinerGrundsatz,derdannnatürlichauchumge¬
kehrtGeltunghabenmüsste ,so würdedasweitgehendeKonsequenzenfüralle
Steuerträgerhaben.DieseTatsachehatEinflussauchaufdenSteuerertrag,
den die Wertzuwachsabgabebei VerkäufenvonHäusernliefert ,die erst nach
demKriegeerworbenwordensind .DiefinanzielleWirkunglässt sichauch
hiernichtgenauabschätzen.Mankannaberannehmen,dass ,wennderErtrag
derWertzuwachsabgabefür dasnächsteJahrmit5 MillionenSchillingins¬
gesamtveranschlagtwird ,mehrals die Hälfte davonin Wegfallkommenwird .
Obauf der anderenSeite durchdiese Entlastungeine solche Belebungdes
RealitätenmarktesfürVerkäufevonNachkriegsbesitzerfolgt ,dasssichdarau
auchwiederMehreinnahmenan WertzuwachsabgabeundImmobiliargebührener¬
geben,lässtsichnatürlichimVorausebenfallsnichtabschätzen.

StrassenbahnlinieO.
DieStrassenbahndirektionteilt mit ,dassdieStrassen¬pahnlinieOvomnächstenMontagan zwischenSüdtirolerPlatz undder

ndstelle"Gudrunstrasse"nichtmehrüberFavoritenstrasseundKepler¬
latz ,sonderninbeidenFahrtrichtungendirektdurchdieLaxenburger¬
trassegeführtwird.
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EröffnungderWärmestuben.
UeberAuftragdesamtsführendenStadtratesHonaywerdendie

WärmestubenErdbergerstrasse85 ,Puchsbaumplatz13 ,Nobilegasse35,Seeböck¬
gasse18undBurghardtgasse3 heuteeröffnet .DieWärmestubensindtäglich
von20Uhrbis 6 Uhroffen .

Ausgestaltungder elektrischenStrassen¬
beleuchtung .

In der nächstenZeit werdendie Kaiserebersdorferstrassevor
derThürnlhofstrassebis zumMünichplatzunddie Pragerstrassemitelektri¬
scherBeleuchtungeingerichtet .DerMagistrathatdieAufträgezurDurchführt
der notwendigenInstallationsarbeitenbereitsvergeben.

Trauungen ,EhedispenseundKonfessionsänderungenimSeptember1923 .
NacheinemBericht der Magistrats - AbteilungfürStatistik

wurdenimSeptemberdesheurigenJahresin Wien . 176Trauungenvollzogen,
um274 Eheschliessungen weniger als im vergangenenAugustund um13weniger
als imSeptember1932. Vorrömisch-katholischenSeelsorgernwurdenimBericht.
monate805 ,vor der politischenBehörde118Ehengeschlossen.

Im Berichtsmonate wurden vomWiener Magistrat 181Ansuchen
umEhedispens bewilligt .Vondiesen betrafen 108 AnsuchenumDispens vomHin¬
dernisse des bestehendenEhebandes.

Wieweitersberichtetwird ,wurdenimheurigenSeptemberan
denMagistrat396AnzeigenüberKonfessionsänderungerstattet . 260Personen
zeigten ihren Austritt aus der römisch - katholischenKirche ,36 ihren Austritt
ausdermosaischenReligionsgemeinschaftan ;146Personenerklärten,konfessi¬
onslos bleiben zuwollen .

Koch - undHaushaltungsschule der Stadt Wien .
Ander Koch - undHaushaltungsschuleder Stadt Wien ,Brücken¬

gasse 3 ,beginnt am12. Dezemberein Kurszur HerstellungvonWeihnachts-und
anderenBäckereien .DerKurswird an vier aufeinanderfolgendenNachmittagen
von16 Uhrbis 19 Uhrabgchalten .AuskünfteundAnmeldungin derSchulkanzlei .

GoldeneHochzeiten.
InVertretungds BürgermeistersüberreichteStadtratHonay

amSamatagundSonntagdenWienerEhepaarenFranzundTheresiaBelina ,Kaspar
undBarbaraFaitl,AntonundKatharinaKokes ,FranzundRosalia Schadek ,Hein¬
rich undMariaSchubauerundPaul undMarieWondrakanlässlich ihrergolde¬
nen Hochzeitdie Ehrengabender Stadt Wien .Densechs Jubelpaarenwurden29Kinder geboren ,von denen 17 amLeben sind ,die zusammen14 Kinderhaben .

. - . —. ——- - - . - .—. —————- —. - .738
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EineVerordnunggegendasKatzenwürgen .
Die Wiener Landesregierung hat in ihrer heutigen Sitzung

eineVerordnung,betreffenddie HintanhaltungvonTierquälereienbeiAb¬
richtung oder Leistungsprüfungen von Hunden ,beschlossen .Durch diese Ver¬

ordnungwird die Verwendunglebender Tiere bei Abrichtung ven Hundenoder
bei derenPrüfungaufRaubwildschärfeverboten ;auchderVersucheiner
solchen Verwendungist strafbar .Hundebesitzer und alle mit der Aufsicht
üherHundebetrautenPersonenhabenin wirksamerWeisezuverhindern,dass
die Hundein ihrer AnwesenheitKatzenoderanderenKleintierennachstel-¬
len .Uebertretungender Verordnungwerdenmit Geldbis zu 200Schillingodebis
mit Arrest/zu zwei Wochenvon der Bundespolizeibehörde bestraft .

Eine ähnliche Verordnungist vor kurzemfür Niederöster¬
reicherlassenworden .DurchdieseVerordnungensoll denlangjährigenBest
bungender Tierschutzvereine ,die PrüfungvonHundenauf ihreRaubwild¬
schärfeanlebendenKatzenzuverbieten,Rechnunggetragenwerden.Jedes
solche"Katzenwürgen"ist nichtsanderesals eineTierquälerei .Gerade
in WienbestehtkeineNotwendigkeitzusolchenVeranstaltungen ,weilnur
kleine Teile des Stadtgebietesübærhauptfür die Jagdin Bettachtkommen.
Hiezukommt,dassdasVerbotdesKatzenwürgensin Niederösterreicherwarten
liess ,dass gerade Wienzur Zentrale solcher Leistungsprüfungen fürHunde
gemachtwürde .Dassoll nundurchdie neueVerordnungderLandesregierung,
die in dennächstenTagenverlautbartwerdenwird ,verhindertwerden.

NovellierungvonWienerStouergesetzen.

In derheutigenSitzungderWienerLandesregierungwurden
vier Gesetzentwürfeeingebracht .

EineNovellezurWohnbausteuerbringtähnlichwiedieim
vergangenenSommerbehandelteVorlageErleichterungen ,die in derKrisan-¬
zeit notwendiggewordensind .

Derfür die BefreiungvonderSteuerwichtigeBegriffder
Leerstchungwirdnougeregelt .Hiebeiist zwischenvermietetenundeigenbe-¬nütztenObjektenzuunterscheiden .BeivermietetenObjektensoll sichder
AbfallderSteuerin derRogelmitderBeendigungdesMietverhältnisses
ergeben. Voraussetzungist aber ,dassder MietgegenstandvonallenSachen
geräumtist,die ohneseineBeschädigungentferntwerdenkönnen .Diegloiche
Voraussetzunggilt auchfür eigenbenützteWohnungen .Handelses sichjedoch
umein ganzes Haus ,so soll die B,nützung der Hausbesorgerwohnungindem
Ausmass,wiees am . Janner1933bestandenhat ,derAnerkennungderLeor¬
stehungnichtentgegenstehen.AuchkönnendieentferntenFahrnisseinein¬
zolnenRäumendesHausesaufbewahrtwerdenundes ist in diesemFallonur
jeneSteuerzuentrichten ,dieaufdiezurAufbewahrungverwendetenRäume
entfällt .BeieinemeigenbenütztenObjoct ,dasausschliesslicheinemGeschäfts¬betriebdesHauseigentümersgedienthat ,kanndiezumBotriebnotwendige
Einrichtungverbleiben.Esgeschiehtdies ,umeinerWiederaufnahmedesBe-¬
triebeskeineSchwierigkeitenzubereiten.AucheineteilweiseLeerstehung
soll berücksichtigtwerden,wennessichumeinselbständigesÜbjektoder
mindestensumeinganzesGeschosshandelt.DievorübergehendeBonützung
leerstehenderSälosolldurchtageweiseBemessungderWohnbaustouererleich-¬tert werden .
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Auf Grund des geltunden Gesetzes und der darauf fussenden

EntscheidungendesVerwaltungsgerichtshofesmusstedieBemessungsgrund¬
lago für die Wohnbausteuer unverändert bleiben ,wenn nicht Aenderungen
amMietobjekt salbst vor sich gehen .Infolgedessen konnte auch eineauf
Grund des § 26 des Mietengesetzes erfolgte Aenderung des Friedenszinses
zugunsten des Mieters nicht berpcksichtigt werden .Die neue Vorlageer¬
möglicht nun die Anpassungder Bemessungsgrundlagefür die Wohnbausteuer
an die EntscheidungenderMietkommissionen.

DieBemessungsgrundlagefür die Wohnbausteueristbekannt:
lich der Mietzins vom 1 .August 1914 . Wiedie Erfahrung zeigt ,sind nunin

donHäusern ,die in der Zeit ah 1 .Juli 1913neubesiedeltwordensind ,d
Zinse mitunter viel höher als in den Nachbarhäusern .Die Vorlage ermög¬
licht nuneine Ueberprüfungder Friedenszinseals Bemessungsgrundlagefür
die Stauerin solchenHäusern.

Der Gesetzentwurfbetreffend die Bodenwertabgabevomunver
bauten Grund bringt in Anknüpfungan die Vorlage ,die bereits imSommer
behandeltwordenist ,vorallemeine Erleichterungfür dasGewerbe ,indom
für Plätze ,die für gewerbliche Zweckein Verwendungsind ,nur diehalbe
Bodenwertabgabe zu entrichten ist .Bisher war diese Begünstigung nur eini¬
gen Baugewerben eingerzumt .Ueberdies regelt die Novelle eine Reihevon
Befreiungen .Haushöfe sollen nunmehr ohne Rücksicht auf ihre grundbücher¬
liche Behandlungsteuerfrei werden ,wennsie nicht als selbständigeBau¬
plätze oder Baustellenbehördlichgenehmigtsind .Kleingärtenbleibenwie
bisherstouerfrei .DieseSteuerfreiheitwirdauchauf Siedlungsgärtenaus-¬
gedehnt .Für andere Hausgärten gilt die Bofreiung nur bis zu einemAusmass
von500Quadratmetorn ,Für SportplätzoundGärtenvonWohlfahrtsanstalten
undSchulen ,die vonder Wohnbausteuerbefreit sind ,kanneineBefreiung
von der Bodenwertabgabeausgesprachenwerden .Derlandwirtschaftlich
benützteGrundunddieWeingärtenbleibenwiebishersteuerfrei .Gärten,
die der Oeffentlichkeit zugänglich sind ,waren bisher befreit,wenn sie

bereitsam1 .Juli 1929öffentlichzugänglichwaren .DieseBegünstigungsoll
nunmehrauch auf Gärten ,die erst nach diesem Tag öffentlich zugänglich go - ¬
macht worden sind ,ausgedehnt werden .

Die Gosetzesvorlageüber die Immobiliargebünrenbringteine
ErhöhungderGemeindezuschlägovon762/3Prozentauf100Prozent,ana¬
logderFestsetzung,diein denmeistenanderenBundesländernbesteht .Dioso
Erhöhungist gerechtfertigt ,weilinfolgederNotverordnungderBundesregio-¬
rungin sehr vielen Fällen eine Wertzuwachsabgabonicht mehrzuntrichten
sein wird und infolgedessen die Immobiliargebührenzuschlägedieeinzigen
Einnahmenbleiben ,die sichfür die GomeindeausdomVerkehramRealitäton- ¬
marktergeben .

DieVorlageüber die BodenwertabgabevomverbautenGrund
knüpft ebenfalls an die bereits im Sommerverhandelten Vorlagen an .Sie
bringt so wiedamalseine Erhöhungder Steuersowieeine Erwoitorungdes
KraisesdersteuerpflichtigenHäuser ,jedochnichtin domdamalsvorge-¬
schlagenenUmfang.DieSteuer ,diegegenwärtigbeieinemBodenwertvon300
Kronenbis ausschliesslich600Kronenfür denQuadratmetereinenGroschen ,
von 600 Kronen bis ausschliesilich 900 Kronen 2 Groschen und von 900Kro¬
nenaufwärts3 Groschenfür jede Friedonsmietzinskroneboträgt ,sollnunmehr
in allen diesenSätzenumje einenGroschenerhöhtwerden ,somit2,3 ,
bezw .4 Groschonausmachen. Wasdie Erweiterunganlangt ,so sollondieHäuser,
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die svischen100Rronenund300RronenBodemorthaben ,mit einerAbgate
von1 Groschenje Friedenskronebelastet werden .DiesenErhöhungenstehen
auchErleichterungeninsofern gegenüber ,als der Begriff derLeerstehung
auch für die Engrichtung der Bodenwertabgabe anerkannt wird .

DieMehreinnahmenaus der Bodenwertabgabe,die auf 3Millic
nen Schilling geschätzt werden ,sollen neben der Erhöhung der Immobiliar¬

gebührenzuschlägeeinen teilweisen Ersatz für dieEinnahmenverminderungen
bringen ,die durchdie Goldrechnungbei der Wertzuwachsabgabe,durchdie
fazt völlige Aufhehungder Hauspersonalabgabeunddurchdie vomMagistrat
vorgeschlageneNovellierungder BodenwertabgabevomunverbautenGrund
und der Wohnbausteuerentstehen .

DieVorlagensollenzusammenmitdemBudgetderGemeinde
bereits am14 .DezemberdenLandtagbeschäftigen,

AnfechtungvonNotverordnungendurchdie WienerLandesregierung.
Die Wiener Landesregierung hat in ihrer heutigen Sitzung

den Beschlussgefasst ,vier auf Grunddes kriegswirtschaftlichenErmäch¬
tigungsgesetzes erlassene Verordnungender BundesregierunggemässArtikel
139des Bundes- VerfassungsgesetzesbeimVorfassungsgerichtshofanzu¬
fechten .Angefochtenwerdendie Vorordnung ,womitdas Bundesgesetzüberden
ErwerbunddenVerlustderLandes -undBundesbürgerschaftabgeändertwird,
die Varordnungüber eine Aenderungder Vorschriften für dasstandrechtliche
Verfahren ,dieVerordnungüberdieErrichtungvonPersonalvertretungen
derArbeiterundAngestelltendesWienerKrankenantsaltenfondsunddieVor-¬
ordnungüber die EinschränkungderEinbürgerung .

. - . - . - . - . -
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PreisermässigungfürRaumheizgas .
Umdie Heizung mit Gas zu fördern,hat auf Antrag derDirektio

der Gaswerkeder Gemeinderatsausschussfür die städtischen Unternehmungenbe
schlossen ,den Preis für das in Raumheizöfenzu HeizzweckenverbrauchteGas
mit20GroschenproKubikmeterzubestimmen.

Ist zur Messung des Raumheizgases ein besonderer Gasmesser
nicht vorhanden ,so wird der durch die Gasmesserablesungen in denMonaten
November bis einschliesslich April festgestellte Gasverbrauch des jeweilig
verflossenenVerrechnungsabschnittesin demMasse ,als er dendurchschnittli .
chen Gasverbrauch je Verrechnungsabschnitt der übrigen Jahreszeit übersteig
als Raumheizgasverrechnet .Wurdenbeispielsweise in einemsolchen Fallein
der Zeit vomApril bis Oktoberje Verrechnungsabschnittdurchschnittlich50
Kubikmeter Gas ,laut Ablesung des Gasmesserstandes im Dezember imverflossene
Verrechnungsabschnittejedoch80Kubikmeterverbraucht ,so werden50Kubikme¬

ter zum allgemeinen Gaspreis von 23 Groschen und der Mehrverbrauch ,also 30
Kubikmeter ,als in Raumheizöfenverwendet ,zu 20 Groschen pro Kubikmeterver¬

rechnet .
Umfür das zu Raumheizzwecken verbrauchte Gas denermässigten

Preisverrechnenzukönnen,ersuchtdieDirektionderWienerstädtischenGas¬
werke ,VIII . ,Josefstädterstrasse10 ,die BenützervonGasöfen ,sieschriftlich
( Poatkarte )zuverständigen .

Strassenbahnfahrpreis am8 .Dezember.
Uebermorgen ,Freitag ( Feiertag ) ,gilt auf derStrassen¬

bahnundStadtbahnder Sonntagsfahrpreis .Es habendaherdieFrühfahrschei¬
ne ,Hin -un Rückfahrscheine ,Wochenkarten ,20Groschen-Teilstreckenfahr¬
scheine ,Arbeitslosen -und Fürsorgefahrsaheine ,SchüleranweisungenundSchü¬
lerfreikarten keine Gültigkeit . Hingegengelten die Sonn -undFeiertags¬
Hin -und Rückfahrscheine während der ganzen Betriebsdauer,nur muss die Hin¬
fahrt bis 17 Uhr angetreten werden .Der Autobusbetrieb ist am Freitag ein¬

gestellt .
- —

Die städtischen Bäderam. Dezember.
Uebermorgen,Freitag(Feiertag ) ,sinddiestädtischenBadean¬

stalten von8 Uhrbis 13 Uhr ,die SchwimmhallenimAmalienbadundimJörger¬
badvon8 Uhrbis 19Uhrgeöffnet .
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DieLustbarkeitsabgabefürSaalveranstaltungen.
Heute erschien eine Abordnung des Verbandes der Konzertlokal¬

besitzer ,bestchendausPräsidentHoffmann,VorsteherDemerer,Vizepräsident
( ollwitzer ,VorstandsmitgliedWeiglundSyndikusDr .Zedek ,imRathausbeiStadt .
rat Dr .Dannebrg,umdie Frage der Grenzfälle bezüglich der Nahrungs - oderGe¬
nussmittelabgabefür Nachtlokaleunddie Fragender Lustbarkeitsabgabebei
inzelveranstaltungenin den Sälen ,sowiedie steuerliche BehandlungderKlube
und Vereine in den gastgewerblichen Betrieben zu erörtern .Ausserdemwurdeübe
die Durchführungdes neuenSteuerkartensystemsgesprochen .DieSaalbesitzer
machtendarauf aufmerksam ,dass unter den heutigen schwierigenVerhältnissen
vieleVereinebezüglichgrössererVeranstaltungenstarkeZurückhaltunganden
lag legen und daher alles getan werden sollte,um auch solche grössere Veran¬
staltungenzuermöglichen.DieSaalbesitzerhabendaraneinumsogrösseresIn¬
teresse ,als dasVerbotpolitischerVeranstaltungenundVereinsversammlungen
sichfür sie wirtschaftlichungünstigauswirke.

StadtratDr .Dannebergerklärte ,das derMagistratselbstver¬
ständlich ein Interesse daranhabe ,Veranstaltungenin grösserer Zahlzuer¬
öglichen .Erhoffe ,dassdie EinführungderSteuerkarten ,die durchdasneue
Gesetzerfolgensoll,mehrKlarheit ,als sie bisherbestandenhat ,für diesteuer
licheBehandlungvonVeranstaltungenergebenwerdeunddassdadurchinsbeson¬
erediekleinerenVeranstaltungengefördertwürden.WasdiegrösserenVeran¬
taltungenanlange,sowerdederMagistratbeiHandhabungderPauschalabgabe
unlichst Entgegenkommen zeigen ,um solche Veranstaltungen zuerleichtern .

Ueberdie Durchführungdes neuenGesetzeswerdederMagistratit denVertreterndesVerbandesdasEinvernehmenpflegen.
- - - - - - . - . - ¬1
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Feiertagsruhe am 8 .Dezember .

DasGremiumderWienerKaufmannschaft ,derWienerHandels-¬
genossenschaftsverband und die Gencssenschaft der Handelsleute in Wien
haben an den Landeshauptmannvon Wiendas Ersuchen gerichtet ,für den
8 .DezemberAusnahmsverfügungenvon der Feiertagsruhe zu erlassen .Inver - ¬
schiedenen Blättern sind auch bereits Nachrichten erschienen ,dassdiesem
Ansuchenstattgegeben wordensei .

In einer Besprechungzwischen demBundesministerSchmitz
und demBürgermeister Seitz ,die gestern im Bundesministeriumfürscziale
Verwaltungstattfand ,wurdeerörtert ,inwieweitdie AnsuchenumAusnahms-¬
verfügungenvonder Sonn - undFeiertagsruhe im Dezemberberücksichtigtwer¬
den sollen .BundesministerSchmitzerklärte ,dass derMarienfeiertag
( 8 .Dezember )für eine Freigabe nicht in Betracht käme ,wohlabersinn¬
gemäss Senntag ,der 10 .Dezember .Da es sich nun um eine Angelegenheit der
mittelbaren Bundesverwaltung handelt ,in der dem Bundesminister auch ein
WeisungsrechtgemässArtikel 103des Bundes- Verfassungsgesetzeszusteht ,
musste der Landeshauptmann die von den Interessenten begehrte Ausnahmsver - ¬
fügung für den 8 .Dezember ablehnen .Ein Begehren umAusnahmsverfügungen
für Senntag ,den 10 .Dezember ,liegt überhaupt nicht ver ,weshalbauch
für diesen Tag die Erlassung einer solchen Verfügung nicht inBetracht

kommt.
Eswirdalsewederfür den8 .Dezembernochfür den10 .De-¬

zembereine Ausnahmsverfügungvender Senn - undFeiertagsruhein Wiener - ¬
lassen werden ,sondernes bleibt bei denalljährlich üblichenBestimmungen
überdensogenanntenGeldenenundSilbernenSonntag.
7ul
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NacheichungvonMassen ,WaagenundGewichten.
Die städtische Marktamtsdirektionteilt mit :UmBeanstandun¬

gen der Gewerbetreibendenwegennicht fristgemässer NacheichungvonMassen,
Waagenund Gewichtenzu vermeiden ,wird in Erinnerunggebracht ,dass es denGe¬
werbetreibenden ,die in ihren Verkaufsstätten nach Massund Gewichtzumessen ,
untersagt ist,in diesen Verkaufsstätten ungesetzliche ,also nichtmetrische
Masse und Gewichte zu verwenden .Es dürfen auch nicht ungeeichte odernicht
rechtzeitig geeichte MasseundGewichteverwendetoder aufbewahrtwerden.
DieAufbewahrungsolcherMasseundGewichteist auchdannuntersagt,wenn
auch diese Gegenstände nicht zur Anwendungim öffentlichen Verkehrbestimmt
sein sollten .

Mit . Jänner1934müssenbereits der Nacheichungunterzogen
sein alle Längenmasse,Hohlmassefür trockene Gegenstände,metalleneFlüssig¬
keitsmasse ,Transportgefässefür Milch ,Brennholzmasseundalle eichpflichtigen
Weinfässer( dassind jene Weinfässer ,in denenWeinedenKäufernüberliefert
werden ) ,die als erste Eichungoder letzte Nacheichungden Eichstempeldes
Jahres1930odereinesvorangegangenenJahresaufweisen ;dannalleGewichte
undWaagen ,hölzerne Flüssigkeitsmasse ,Milchgefässemit Messtab ,Maischbottiche ,
Ledermessmaschinenund Biertransportfässer ,die als Nachweisder ersten Ei¬
chungoder letzten Nacheichungden Eichstempeldes Jahres 1931odereines
vorangegangenenJahrestragen .

Messapparatefür Petroleumundfür andere,einerstarken
VerflüchtigungunterliegendeFlüssigkeitensindje nachihrerKonstruktions¬
art vor Ablaufvonje drei oder fünf Jahren ,BenznabfüllapparatemitMessge¬
fässen-Benzinmesspumpen- innerhalbder für die einzelnenSystemevorgesehenen
Fristen nacheichpflichtig .

DasstädtischeMarktamtwirdmitBeginndesJahres1934mit
den mass - undgewichtspolizeilichen Revisionenbeginnen .

FreicArztstelle .
An der chirurgischen Abteilung des Krankenhauses derStadt

Wienin Lainzgelangtdie Stelle eines Assistenzarzteszur Besetzung .DieBe¬
züge eines Assistenzarztes betragen 356 ' 25Schilling monatlich underhöhen
sich nachdenersten zweiDienstjahrenals Assistenzarzteinmalum10' 15
Schilling monatlich .Hiezukommtein monatlicherWohnungsgeldzuschussvon33
Schilling ,der imFalle der Einräumungeiner DienstwohnungwiederzurGänze
als Entgelt für Beheizung ,BeleuchtungundBedienungabgezogenwird .Gesuche
umdiese Stelle ,die mit den entsprechenden PersonaldokumentenundVerwendungs.
zeugnissenbelegt sein müssen ,sind bis spätestens 20. Dezemberim Bürofür
PersonalangelegenheitenimNeuenRathauseinzubringen .Bereits imDiensteder
GemeindeWienstchendeBewerberhabenihre GesucheimDienstwegevorzulegen.
Die Gesuchesind mit einemBundesstempelim Betragevon1 Schilling zuver¬
sehen ;die Gesuchabeilagen sind ,wenn sie nicht ohnchin bereits gestempelt

sind,miteinemBundesstempelimBetragevonje 20Groschenzuverschen.
745 " - - - - - - - - - - - - . -



und versnte . t
Kever Friedrie

10L
ien angesuch ge

ten der Seschart .
he. Die Feiertsgsruhe gelteSeans der lessverstämelich ,den d

erung über dieuffore lish ist jedoch ei
für soiil Ver

e Geschafte nisht
10 . erhe

tergele
alleis im Prisidielbure des Lnde

für Sosstag ,denDar
Sehi e hr en .Nach 10 Chr abende

an Juren einen vos mimister fer siielot in arei des Dund - er
eichse u Amerduur ndessuptmn hehe durch

UnS Senstsg ,den 10
iten dürfen .Es der nsc Artikel 107 des Pundes - Vsse verprlichte
ngelegenheiben der ssverkeltung -und

ilfenschert
Lnare
verfugn

ng w san

g . ze eurfes vielsehrfr tlichen Vererenr Regierun
each als Fri - ¬wre un die Lbemtm üirigens auch,o emle .

skiesen der Worgenbl erd di .
esonber spüb abendetelephen

usendung r



RATHAUSKORRESPONDENZ
Herausgeber und verantw .Redakteur :

360FRANZXAVERFRIEDRICH o2ZWien ,am .O .De zembe r .19

derGemeinderat
Gemeinderatdas
nerGemeinderat
tag undFreitag

SitzungenimRathaus.
In der kommendenWochetritt amFreitag um16 Uhr derWiener

LandtagzueinerSitzungzusammen.AnschliessendandieLandtagssitzunghält
derStadtWieneineSitzungab .In dieserSitzungwirddemBudget1934vorgelegt werden .Die BudgetverhandlungenimWie- ¬
werdenin der übernächstenWocheamDienstag ,Mittwoch ,Donners
fortgesetzt .DieSitzungænbeginnenum16Uhr.
. - - - - - . - . - .

AusgestaltungderelektrischenStrassen-¬
beleuchtung .

In der nächsten2eit werdendie Werndlgasse ,Lottgasse undein
TeilderPitkagassemitelektrischerBeleuchtungeingerichtet .DerMagistrat
hat die Aufträgezur Durchführungder notwendigenInstallationsarbeitenbe- ¬
reits vergeben .

UnfallverhütungbeimWintersport.
DieZahlderWintersportunfälleinderunmittelbarenUmgebung

Wiensist alle Jahre ausserordentlich gross .Ein nicht unbeträchtlicherTeil
der Unfälle entsteht surch Leichtsinn ,Unachtsamkeit,ungenügendeAusrüstung
undnicht zuletzt durchRücksichtslosigkeit ,durchdie insbesondereUnschul¬
dige undUnbeteiligtezu Schadenkommen.Esergeht daheran alleWintersport-¬
ler dieeindringlicheMahnungzurVorsichtundRücksicht,umnichtsichselbst
oderandereunnötigin Gefahrzubringen.

VonbesondererWichtigkeit ist die Beachtungdesbehördlichen
Fahrverbotesfür alle öffentlichenVerkehrswegeimverbautenGebiet .Diese
WegeundStrassendürfennichteinmalimAuslaufberührtwerden;dasKreuzen
dieser Wegeist den Skifahrernnur imSchritt gestattet ,den Rodelfahrernüber- ¬
hauptverboten .AusserhalbdesverbautenGebietesist dasFahrverbotaufdie
Fahrstrassenbeschränkt.

EsmussselbstverständlichePflichtderSki- undRodelfahrer
sein,begangeneWegein der Abfahrtnur mit Vorsichtzu befahren ;schwierige
eder vereiste Stellen sollen wegender erhöhten Unfallsgefahr überhauptver - ¬
miedenwerden.DieseMahunggilt fürallemfürdieRodelfahrer,diedurchviel¬
fach rücksichtsloses Drauflosfahren zumSchrecken der Fussgängergeworden

sind .
DenFussgängernwirdin ihremeigenenInteressenahegelegt,an

Schneetagendie vorgesehenenWegenicht zu verlassenunddort,wodiesevon
denSkiläufernoder Rodelfahrernzur Abfahrtbenutztwerden,besondersvor-¬
sichtigzusein .

BezirksvertretungBrigittenau.
DieBezirksvertretungBrigittenautritt amkommendenDonners¬

tag um19UhrzueinerPlenarsitzungzusammen.



CRATHAUSKORRESI ONDENZ
ZweitesBlatt Herausgeberundverantw .Redakteur :

FRANZXAVERFRIEDRICH
Wien,am.. ...Le.Za.mbe. .19. .3.

Die Lustbarkeitsabgabe für Saalveranstaltungen .
Wie bereits gemeldet worden ist,haben die Saalbesitzer imRat¬

haus bei Stadtrat Dr .Danneberg vorgesprochen,um Massnahmenzuerörtern ,
durch die eine Belebung der Veranstaltungstätigkeit erzielt werdenkönnte .
Dies erscheint jetzt umsonotwendiger ,als zahlreiche VereineinAnbetracht
der schwierigen Wirtschaftsverhältnisse bei der Festsetzung vonVeranstal - ¬
tungen grosse Zurückhaltung üben ,da das Risiko vielfach zu hoch erscheint .
Manerwartet ,dass eine Herabdrückung der Spesen einen Anreiz zu einer Ver - ¬
mehrungder Veranstaltungen in den nächsten Monatengeben wird .Dazuwollen
die Saalbesitzer auch selbst beitragen .Eine weitere Möglichkeit soll aber
auch dadurch geschaffen werden ,dass die Lustbarkeitsabgabe für Veranstal¬

tungen in Sälen im Bedarfsfalle herabgesetzt werdenkann .
In der nächsten Sitzung der Landesregierungwird einGesetzent - ¬

wurfeingebracht werden ,der donMagistrat ermächtigt,denjetzt geltenden
Satz von 28 ’ 5Prozent auf 23 Frozent und den jetzt geltenden Satz von23
Prozentauf 20 Frozentherabzusetzen.

Der Magistrat erwartet ,dass diese Herabsetzung keine Verin¬
gerung der Steuereinnamhenbringen wird,weil nach den vorliegendenBerich - ¬
ten die durch die Herabsetzung bedingte Einbusse durch eine vermehrteVer¬
anstaltungstätigkeit wettgemacht werdenwird .

747



RATHAUSKORRESPONDENZ
Herausgeberund verantw .Redakteur :
FRANZ XAVERFRIEDRICH

Wien,am11 .De26

Aufträge und Bestellungender GemeindeWien .
IndenletztenWochenArbeitsaufträgefürrund’ 3MillionenSchillingver¬

geben .
WiewohldiedrückendefinanzielleundwirtschaftlicheLage

dioGemeindeWienzwingt ,ihreAusgabenaufsäussersteeinzuschränken,haben
die zuständigen Gemeinderatsausschüssein den letzten Wochendochwieder
bedeutendeAufträgeundBestellungenandieheimischeIndustrieundandas
heimische Gewerbevergeben,um den unabweislich notwendigen Bedarf derGe¬
meindezudecken .DieAufträgeundBestellungenerfaderneinenKostenaufwand
vonrund ' 3MillionenSchilling,bedeutenalsowiederArbeitsbeschaffungfür
eine grosse ZahlvonArbeitern .

Der Gemeinderatsausschussfür techische Angelegenheitenhat
eineReihevonAufträgenzurDurchführungvonStrassenarbeiteninverschie¬
denenWienerBezirkenundzurVerbesserungderWasserversorgungWiensver¬
geben . Hiefürwerdenrund555 . 000Schilling aufgewendet .DurchdenGemeinde-¬
ratsausschuss für Ernährungs - undWirtschaftsangelegenheitenist derAnkauf
vonverschiedenenLebensmittelnundvonBaustoffenfür einenSchulneubau
miteinemKostenbetragvonrund113. 000Schillingbeschlossenworden .Schliess¬
lichhatderGemeinderatsausschussfürdiestädtischenUnternehmungendie
AnschaffungeinerVollbahnverschublokomotivefürdasGaswerkLeopoldauund
die AnschaffungvonSpezialapparatenfür die städtischenElektrizitätswerke
beschlossen . Hiefürwird ein Betrag vonrund 330 . 000Schilling notwendigsein .

Verkchrsregelungin derSchwendergasseundinder
Reindorfgasse .

In der Reindorfgasseist tagsüberder Passanten - undFuhrwerks¬
verkehreinderartroger ,dassbesondereVorsorgennotwendigwaron,umdieSi¬
cherheitundLeichtigkeitdesVerkehreszu gewährleisten .DerMagistrathat
daherimEinvernehmenmitderBundespolizei-DircktionmittelsVerordnungdie
Schwendergassein demTeil zwischender ReindorfgasseundderArnsteingasse
unddie Reindorfgassein demTeil zwischender Meinhartsdorfergasseundder
Schwendergassoals Einbahnstrassenerklärt .DieSchwendergassedarfnurinder
Richtungvonder Reindorfgassezur Arnsteingasseunddie Reindorfgassedarf
nur in der Richtungvonder Meinhartsdorfergassezur Schwendergassebefahren
werden .UebertretungendieserVerordnungwerdenvonderBundespolizei-Direk¬
tion gemässdemWienerStrassenpolizeigesetzmitGeldstrafenbisfünfhundert
Schilling,beierschwerendenUmständenmitArrestbiszuvierWochenbestraft,
der an Stelle oder neben der Geldstrafe verhängt werdenkann .

BezirksvertretungMeidling .
DieBezirksvertretungMeidlingtritt amkommendenDonnerstag

um18Uhrzu einer Plonarsitzungzusammen.
748
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Herabsetzungder WienerFremdenzimmerabgabe.
DieWienerFremdenzimmerabgabeist zuletzt mit10Prozent

füralleBetriebefestgesetztworden.ZudieserSteuerkommtfürHotels,
diesichdurchhöherePreise,bessereAusstattung,dengebotenenKomfort,
denKreisderGästeoderdiebevorzugteLagevondenanderenHotelsher¬
vorheben,eineZusatzsteuer,dieebenfallsbis zu1oProzentbetragenkann.Vondieser Steuer wurdefür die Zeit ab 1 .Jänner 1930eineErmässigung
umeinViertelgewährt.UeberdieswurdefürInvestitionszweckeeinweiterer
NachlassimBetrageeinesAchtelsderSteuergewährtunddieseErmässi¬
gungspäter auchohneweiterenNachweisbeibehalten .

InAnbetrachtderschwierigenwirtschaftlichenVerhältnisse,
die durchdie AenderungenimFremdenverkehrhervorgerufenwerdensind ,
sollnuneineweitereErmässigungderSteuerumeinAchteldesursprüng-¬
lichenGesamtbetragesgewährtwerden ,waseinerErmässigungvon20Pre-¬
zent ,gerechnetvondenzuletzt gezahltenBeträgen ,gleichkommt .EinGesetz¬
entwurf,derdieseMaterieregelt ,ist inderheutigenSitzungderLandes¬
regierungvonStadtratDr .Dannebergvorgelegtworden.Darnachsollalso
die Fremdenzimmerabgabein Zukunftallgemein5 ProzentunddieZusatz-¬
abgabeebenfallsbiszu5Prozentbetragen.Bekanntlichdürfendiefremden-¬
zimmerabgabepflichtigenBetriebedenWohnbausteuerzuschlagvondemBetrag
abziehen,deralsFremdenzimmerabgabezuzahlenist,sodassalsoinderPra¬
xis dieseSätzesichnachdurchdiesenAbschlagvermindern.

DenEntgang ,den diese Steuerermässigungverursacht ,beabsich¬
tigtdieGemeindeverwaltungdadurchhereinzubringen ,dassdieAusgaben
fürdieFremdenverkehrspropagandaentsprechendverringertwerden.Diesist
umsoehermöglich ,als seit demheurigenJahrderBundeinezentraleFrem¬
denverkehrspropagandabegonnenhat .ScweitfürbesondereWienerZwecke
ausserdempropagandistischeTätigkeitnotwendigist ,sollsieabernach
wievorelsErgänzungdurBundespropagandadurchgeführtwerden.

VizebürgermeisterEmmerlingerkrankt .
VizebürgermeisterEmmerlingist seit längererZeiterkrankt.

Nacheiner Operationdurch den Primarius amKrankenhausder StadtWien
inLainz,ProfessorDr .OttoMayer,befindetersichbereitsaufdemWege
derBesserung.

—. ——.— .—- ¬
BezirksvertretungRudolfsheim .

DieBezirksvertretungRudolfsheimtritt amkommenden
Freitagum18UhrzueineröffentlichenundvertraulichenSitzungzusam¬men .
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Zweite Ausgabe Wien ,am. . . 12. De. zamhar. . 1933.

FortsetzungderPensionierungsaktionderGemeinde
Wien .

Die erste Pensionierungsaktionder GemeindeWienist dadurch
notwendiggeworden ,dass die Einhebungder direkten BundessteuernderGemein¬
de entzogen und vomBundselbst übernommenwurde,wodurch300 Beamteüber¬
zählig wurden .Ausserdemwar die Gemeindeauch durch starke Einschränkung
ihrer Einnahmengezwungen ,noch weitere Abbaumassnahmendurchzuführen ,und
zwarsowohlbeimMagistrat als auchbei den städtischen Unternehmungen.Die
erste Pensionierungsaktionerfolgte imOktober .Nunmehrhat derStadtsenat
in seinerheutigenSitzungnachVorberatungdurchdie zuständigenPersonal¬
kommissioneneine weitereGruppevonAngestelltenmit Wirksamkeitvom1 .Jän-¬
ner1934pensioniert.

Unterden527Angestellten( darunter141Frauen ) ,diezur
Pensionierunggelangen,sindzahlreicheAngestellte ,die selbst umihrePen¬
sionierungangesuchthabenoder derenFensionierungüber ihren Wunscher¬
folgt ist .Vielesind ausgedientunderhaltendie Höchstpension .EinTeilhat
das 60 . Lebens jahr bereits überschritten .Ein grosser Teil wurde auch durch

TitelverleihungenundandereAnerkennungenausgezeichnet .Auchdieübrigen
Begünstigungen ,wie Anrechnungder sogenanntenKriegsmehrdienstzeitundZu- ¬
rechnung von Dienstjahren für kriegsbeschädigte Angestellte wurdendiesmal
wiedergewährt.

. - - . - . - ¬750
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DieGrosstadtinZahlen.
Statistische DatenvomvergangenenSeptember .

Strassenbahn - undAutobusverkehr.
Wiedie Magistrats - Abteilungfür Statistik mitteilt ,fuhren

die Wienerstädtischen StrassenbahnenimSeptemberdes heurigenJahresins¬
gesamt10,673 . 000unddie städtischen Autobusse309 . 000Wagenkilometer .Die
Strassenbahnen beförderten im Berichtsmonate 39,807 . 000 ,die städtischen Au¬
tobusse1,803 . 000Fahrgäste.

Strom - ,Wasser- undBrennstoffverbrauch.
DieWienerstädtischen ElektrizitätswerkeerzeugtenimSeptem

ber insgesamt37,852 . 000KilowattstundenStrom .DerWasserkonsumWiensbetrug
imBerichtsmonate8,318 . 000Kubikmeter .Verbrauchtwurdenin WienimSeptem¬
ber 197 . 000TonnenBrennstoffe,um38 . 000Tonnenmehrals im August ,aberum
. 000Tonnenwenigerals imSeptember1932. Vonden197. 000TonnenimSeptem¬

ber in Wien verbrauchten Brennstoffen waren 81 . 000Tonnen inländischer Her¬

kunft ,während im August 63 . 000Tonnen und im September des Vorjahres 81 . 000
Tonnen Brennstoffe inländischer Herkunft in Wien verbraucht wordenwaren .
Der Brennstoffverbrauch der Industrie in Wienbetrug imBerichtsmonate
17 . 000Tonnen ,um . 000Tonnenmehrals imAugust .

Die Spareinlagen in Wien .
DieHöheder Spareinlagenin Wienbetrug EndeSeptemberdes

heurigen Jahres 1,167,765 . 000Schilling ;das ist um15,412 . 000Schilling we¬
niger als im August ,aber um52,097 . 000Schilling mehrals im Septemberdes

Vorjahres .
DieBautätigkeitinWien.

Im vergangenenSeptemberwurdenin Wien61Baubeginnsanzeigen
erstattet,um 5 weniger als im heurigen August und um 8 weniger als imSep¬

tember1932 . ImBerichtsmonatewurdenin Wien57Wohnungenfertiggestellt .
280 AusrückungenderFeuerwehr

DieStatistik weist für denheurigenSeptember280Ausrückun¬
genderWienerstädtischenBerufsfeuerwehraus,um75wenigerals imvergan¬
genen Augustund um72 weniger als im vorjährigen September .Vonden 280Aus¬
rückungen der Feuerwehr im September erfolgten 52 zu Bränden ,während imAu¬
gust desheurigenJahres61undimSeptemberdesVorjahres97Ausrückungen
zuBrändenerfolgtwaren.

660VerkehrsunfälleinWien.
ImSeptembercreignetensich in Wien660Verkehrsunfälle,um

82mehrals imheurigenAugust ,aberum75wenigerals imSeptember1932.
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EhrungProfessorTyrolers.
UeberreichungdesEhrenringesderStadtWien.

HeutemittagsüberreichteBürgermeisterSeitzimSitzungs-¬saaledesWienerStadtsenatesdemVorstandsmitgliedderWienerPhilharmoni¬
ker ,ProfessorArminTyroler,denEhrenringderStadtWien.Zuderfeierli¬
chenUeberreichunghattensichauchdieamtsführendenStadträteHonay,
RichterundSpeiser,dieWienerPhilharmonikerundzahlreichePersönlich¬keitendesWienerMusiklehenseingefunden.

InseinerAnspracheführteBürgermeisterSeitzunterande-¬remaus:„DerRingistunsimmereinSymbolderVermählung,derVerbindung.
UnswennwirheuteProfessorTyrolerdenEhrenringderStadtWienüberrei-¬
chen,sowollenwirdamitnichtnursagen,dassTyrolermitderMusikstadt
Wienvermähltist,sondernauch,dassdieStadtWienvonjevermähltwarundimmervermähltseinwirdmitderhohenKunstderMusikundvorallemauch
mitjenerInstitutionhöchsterkünstlerischerLeistung,diegeradezuein
WahrzeichenderMusikWiensist,mitdenPhilharmonikern.WirlegenWert
daraufundwirfreuenuns,miteinemMann,derunterdenPhilharmonokernetwasgilt,nunaurchdiesenRingverbundenzusein .

DerGemeinderathatdieEhrungProfessorTyrolersausAn¬
lass dessechzigstenGeburtstagesbeschlossen .BeisolchemAnlassschauen
wirzurückaufdieLebensarbeitdesGefeiertenzwirdankenihmfürsein
LebenswerkalsKünstler,aberauchdafür ,dasser Jahrzehntelangauchauf
humanitäremGebietgewirkthat .Erwarsichbewusst,dassderMenschnichtnurseinemBeruf,sondernderGesamtheitdienenmuss,dasserdiePflicht
hat ,sichdesleidendenMitmenschenanzunehmen.

DerKunstunddemKünstlergehtes heutenichtgut .Dasist
durchauserklärlich.EinarmesVolkhatkeinehoheKunst.ArmuteinesVolkes
bedeutetauchkulturelleRückständigkeit,oftsogarKrankheitundUnmoral,
bedeutetNiedergangderKunstundderKünstler.IndemMasse,indemdas
Volksicherhebt,seineWirtschaftgestaltetundseineTechnik,dieProduktionsteigertundKonsumgüterschafft,indemselbenMassegedeihtauchdieKunst.IneinerZeitwiederheutigenmussesdemKünstlerschlechtgehenundmit
demKünstlersinktauchdieKunst.GeradeineinersolchenZeitabersichdereranzunehmen,diederKunstdienen,siezubetreuenundihneneinStück
Hoffnungzugeben,isteingrossesVerdienst.UnddiesesgrosseVerdiensthat
sichProfessorTyrolerumWiensKunstlebenerworben.ZumZeichenderAner-¬kennunghatderWienerGemeinderateinstimmigbeschlossen,ProfessorTyroler
diesenEhrenringzuverleihen.Wirhoffenundwünschen,dasserihnvieleJahrewirke - ¬trageunddassernochlange/imDienstederWienerKunstunddesgrossenWedankensderHumanität. "(LebhafterBeifall).

InbewegtenWortendankteProfessorTyrolerdomBürgermei-¬
sterunddemWienerGemeinderatfürdieEhrung,dieeralseieEhrungderganzenWienerMusikerschaftempfinde.ErhobdieschwerenSorgenhervor,unter
denendieMusikerheuteleiden,undbatdenBürgermeister,auchweiterhindenBittenderMisikerschaftGchörzuschenken,damitdieWienerKünstlerbefreitwerdenvonderdrückendstenSorgeumdastäglicheBrot ,damitsiefreider
KunstdienenkönnenunddamitWiennichtnurdieStadtderMusik,sondernauchdie Stadtder FröhlichkeitunddesFrohsinnswerde.752

—. —. —. —.—.—.—.—.—.—.-



ZwoitoAusgabe
ZweitesBlatt

Herausgeberundverantw .Redakteur :
FRANZ XAVERFRIEDRICHWien,am .. 3 .DezombGr.1033.

StarkerSchneefallinWien.
HeutenachmittagssetztestarkerSchneefallein .Dafürdie

Strassenbahngleisedie Gefahrder Vereisungbestand ,verfügtedieStrassen¬bahn- Direktionbereits um16Uhr die Ausfahrt sämtlicher Salzwagenzur
BestreuungdesgesamtenNetzes .Anschliessendan die Salzbestreuungwurde
sodanndie Ausfahrt vonMotorschneepflügenzur VorreinigungdesNetzes
angeordnet .DieseMassnahmenhatten den Erfolg ,dass trotz desheftigen
SchneefallessichkeinenennenwertenVerkehrsstörungenimStrassenbahn¬
betriebergaben.
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Ein neuer Lebensmittelmarkt inHietzing .
Der Gemeinderatsausschuss für Ernährungs - undWirtschafts¬

wesen hat den Beschluss gefasst ,die durch die Speisingerstrasse und durch die
Gallgasse begrenzte Verkehrsfläche in Hietzing zur Errichtung eines Marktes
für den Handelmit Lebensmittelnim Kleinenzu widmen .Durchdiese,wennauch
verhältnismässig kleine Anlage - essind zehn Verkaufsstände geplant - wirdei¬
nembesonderen Bedürfnisse der Bowohnerder vielen erst in denNichkriegs¬
jahren in der engeren und weiteren Umgebungdieses Marktplatzesentstandenen
Siedlungs - undWohnhausanlagenentsprochen .DerneueMarktsoll nochvorWeih¬
nachteneröffnetwerden.

. - . . —- - /
JubilarederEhe.

AmSamstagbesuchte in Vertretung des Bürgermeistersamts¬
führenderStadtrat Honaydie WienerEhepaareMarkusundThereseBieberbach
und Josef und Ernestine Popper anlässlich der fünfzigsten Wiederkehr des
Tagesihrer Eheschliessungundüberreichte ihnen die EhrengabenderStadt
Wien. DiebeidenJubelpaareerfreuensich einer ausgezeichnetenGesundheit.
Anden Feiern nahmendie Familienmitgliederundzahlreiche Verwandteteil .

DieSchncebeseitigung .
Dergestrige starke Schneefallhat umfangreicheMassnahmen

des städtischen Strassenreinigungsdienstes erfordert ,um Verkehrsstörungen in
denStrassenhintanzuhalten .Sowurdenfür die Schneesäuberungsarbeiten. 161
Schneearbeiter eingesteilt und ausserdem 996 städtische Strassenarbeiter ver¬
wendet .Ferner wurden 295 Pferdeschneopflüge ,12 Autoschneepflüge ,25zweispänni¬
ge Fuhrwerke ,13 Kabswagenund11 Lastkraftwagenin denDienstgostellt .

Die städtischen Strassenbahnen nahmenzur Freimachungder
Gleise . 830Schnecarbeiter in den Dienst und liessen das Verkchranctzvon
317 Motorschneepflügen und 4 Autoschneepflügen befahren .

Für die Strassenreinigung und SäuberungderStrassenbahn¬
gleise wurden also insgesamt . 291ausgesteuerte Arbeitslose eingestellt .

— - - - . - . - . - .
Verkehraregelungin derStrehlgasse .
DervonderStarkfriedgassozurKrottenbachstrasseführende

Teil der Strehlgasse in Währingist wegenseiner Engeund denzahlreichen
Windüngenfür den allgemeinenVerkehrnicht geeignet .DerMagistrat hatdaher
imEinvernchmenmit der Bundespolizeidircktionverordnet ,dass dieStrehlgasse
mit Ausnahmedes zwischen der " Neustift amWald" benanntenStrassc undder
Starkfriedgasse gelegenen Teiles mit Fahrzeugen und Fahrrädern nicht befahren
werdendarf .Die Zuführungvon Gegenständen ,die für den Botrieb derLandwirt¬
schaft und zur Versorgungder Haushalte der Anrainer notwendigsind,ist ,so¬
ferne sie auf Kleinfuhrwerkenverladen sind ,gestattet ,Ausnahmenvon denobi¬
gen Bestimmungenkönnen in besonderen Fällen vomMagistrat imEinvernchmen
mit der Bundespolizeidirektionbewilligt werden .UebertretungendieserVer¬
ordnung werden von der Bundespolizeidirektion gemäss demWienerStrassenpo¬
lizeigesetz mit Geldstrafen bis zu fünfhundert Schilling,bei erschwerdenden
Umständenmit Arrest bis zu vier Wochenbestraft ,der an Stelle oder nebender
Geldstrafe verhängt werdenkann .
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Wiederstarker Schneefall inWien .
Unser Bericht um11 Uhrlautet :
Heutezwischen6 Uhrund7 Uhrfrüh setzte wiederstarker

Schneefall ein .Der städtische Strassenreinigungsbetrieb und diestädtischen
Strassenbahnen trafen sofort alle Massnahmen,um Störungen des Fuhrwerks - und
Strassenbahnverkehreshintanzuhalten.

DerstädtischeStrassenreinigungsbetriebnahm . 962Schnee¬
arbeiter in den Dienst ;ausserdem besorgten mehr als . 000eigene Strassenar¬

beiter die notwendigenSchneeabräumungsarbeiten .Für die maschinelleSchnee¬
säuberung und Schnecabfuhr wurden250 Fferdeschneepflüge ,13Autoschneepflüge ,
220zweispännigeFuhrwerkeundKabswagenundAlLastkraftwagenindenDienst

gestellt .
Bei Beginndes SchneefallesverfügtedieStrassenbahn-Di¬

rektiondiesofortigeAusfahrtaller SalzwagenzurBestreuungderGleise,um
vor allem der Vereisung der Wechsel vorzubeugen .Sodann wurde die sogenannte
Vorreinigungdes NetzesangeordnetundanschliessenddarandieGrossreinigung
des gesamtenVerkehrsnetzesmit allen verfugbarenMotor - undAutoschneepflü¬
gen durchgeführt .Mit Beginnder Grossreinigung wurdeauch mit derAufnahme
ausgesteuerterArbeitsloserfür die notwendigenSchneesäuberungsarbeitenbe¬
gonnen . Eswurdon rund . 300Mannin den Dienstgestellt .

- - - - - - - - - ¬
UnserBerichtum18Uhrlautet :
Nacheiner kurzenUnterbrechungsetzte der Schneefallin

denersten Nachmittagsstundenmit ungewöhnlicherStärkewiederein .Diestädti
achen Strassenbahnen ,die schon seit den FrühstundenumfangreicheSicherungs¬
massnahmenfür denVerkehrgetroffen hatten,musstenneuerdingsmitallen
verfügbaren Schneepflügen die sogenannte Grossreinigung des gesamten Ver¬
kehrsnetzes durchführen .Dankdieser umfassenden Säuberungsarbeiten konnte
trotz desungewöhnlichstarkenSchnecfallesderVerkehraufdemganzenNetz
aufrechterhaltenwerden .DieVerkehrsstörungen,die sich ergaben ,wurdenledig¬
lich nur durchdie langsamfahrendenSchneepflügeundinsbesonderedurch
steckengebliebene Fuhrwerkehervorgerufen .

DerstädtischeStrassenreinigungsdienstverwendeteunun¬
terbrochenalle verfügbarenAuto - undPferdeschneopflüge,umdieStrassen
passierbar zu erhalten .Die Schneesäuberungsarbeitenwerdenin der Nachtfort¬
gesetzt .Für morgenfrüh wurdewiederdie Ausfahrtaller Schnoopflügeund
die Aufnahmevon Schnecarbeiternangeordnet .

- . —
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Wioner Landtag .
Sitzungvom15. Dezomber1933.

PräsidontDr .Neubauereröffnet nach16 Uhrdie Sitzung .Erteilt
mit ,dass vonden AbgeordnetenBermann ,WeiglundGenosseneine dringricheAn¬
frage an den Landeshauptmann eingelangt ist .

Diese dringliche Anfrage lautet : SeitJahren verlangen diekauf - ¬
männischenAngestellten undArbeiter den zeitlicheren Arbeitsschluss amWeih- ¬
nachtsabend .Die Kaufmannschaft stand bisher diesem Verlangen doshalb ableh¬
nend gegenüber ,weil sie der Ansicht war ,dass nicht nur an den anderen" erk¬
tagen imMonateDezember,sondernaucham24. Dezember,alsoamletzten Tagevor
dem Woihnachtsfest ,das Offenhalten der Geschäfto bis 7 Uhr abends eine ge - ¬

schäftliche Notwendigkeit sei .Wie immermandie Richtigkeit dieser Ansicht
beurteilt,so ist die Situation im heurigen Jahre eine ungleich andere .Der

24 . Lezemberfällt diesmal mit demsogenannten" GoldenenSonntag"zusammon.
Für diesen undauchfür denvorhergehendenSonntagist bekanntlichimVer¬
ordnungswegodas Offenhalten der Geschäfte in der Dauervon 6 Stundengestat - ¬
tet .Die genannte Verordnungbestimmt das Verkaufsrocht für die Zeit von10
Uhrvormittagsbis 1 Uhrmittagsundvon3 Uhrbis 6 Uhrnachmittags . Esist
kaum anzunahmen ,dass am " Goldenen Sonntag " derGeschäftsverkehr sich bis in
die sechste Abendstundeausdehnenward .Der allgemeine Wunschderkaufmänni-¬
schen Angestellten und Arbeiter ,die Möglichkeitzu haben ,dasWeihnachtsfest
im Kreise der Angehörigen feiern zu können ,ist heuer umso begreiflicher und
dringender ,als bekanntlich neben zwei bisher für den Verkauf frei gewesenen
Sonntagen im Dezemberüber Weisungder Bundesregierung auch Sonntag ,der
10. Dezember,für denVerkauffreigegebenwurde .Zudemmussfestgestollt werden,
dass die Arbeitszeit im Handel und Gewerbeim MonateDezemberan allen Wo¬
chentagenbis 7 Uhrabendsgestattetist .

Aus allen diesen Grunden stellen die gefertigten Abgeordnsten
an den HerrnLandeshauptmanngemäss§ 18 der Geschäftsordnungdiedringliche

Anfrage :
Ist derHerrLandeshauptmannbereit,eineVerordnungzuerlas-¬

sen ,dassderVerkaufvonWarenjeglicherArtamSonntag,den24.Pozember,nur
bis 5 Uhr nachmittags gestattet sei ?

PrdsidentDr .Noubauerteilt mit ,dassdie dringlicheAnfrage
vor Schluss der Sitzung behandelt werdenwird .

Es wird sodannin die Tagesordnungeingegangen ,das ist die
Gesetzesvorlagebetreffenddie Einhebungder Bodenwertabgabevon
unverbautenGrundflächen .DerReferentverweistdarauf ,dass dieseVorlage
wesentlicheErleichterungenbringt .Zunächstausserder bereitsbestandenen
BefreiungfürdieLandwirtschafteinehalbeBefreiungfürdenBoden,der
für gewerblicheZweckebenütztwird ,ausserdemsieht das Gesetzvor ,z .Beispiel
die BefreiungdesBodens ,der an SiedlungsgenossenschaftenimBaurechtver¬
gebenwird ,DieBefreiungdesBodensfür Kleingärten ,für Spiel -undSportplät-¬
ze unter gewissenVoraussetzungen ,für GärtenvonWohlfahrtsanstaltenund
Schulen ,für Haushöfe ,die nichtzurVerbauungbestimmtsind ,fürkleine
Vorgärten und noch andere mehr .Dieses Gesetz bringt also in sehr weit¬

gehendemMassdenheutigenVerhältnissenRechnungundes zeugtdiesesGesetz
dafür ,dassdieGemeinde,woesnatwendigist ,auchdieGesetzesänderungen,die
erforderlich sind ,macht ,soweit finanzielle Möglichkeitenhiazugegebensind .

Es kannaber keineswegsvonallen SteuergesetzenderGemeinde
gesagtwerden ,dassAenderungenoderweitgehendeAenderungenerfordereich
sind .Das muss bei dieser Gelegenheit schon deshalb festgestellt werden ,weil
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in dr letzten Zeit dreimal Notverordnungender Bundesregierunginunsere
Pandessteuergesetzgebung eingegriffen haben .Erst vor wenigen Tagenist
eineNotverordnungbetreffenddieWertzuwachsabgabeundeineNotverordnung
überdieHauspersonalabgabeerschienenundheutewirdalseinWeihnachts¬
geschenkfür dasKinokapitalin denZeitungeneine Notverordnungüberdie
LustbarkeitsabgabederLichtspieltheaterin Wienangekündigt.Allediese
VerfügungenderRegierungsindaufGrunddeskriegswirtschaftlichenEr¬
mächtigungsgesetzesergangen ,dasdie RegierungimJahre1917ermächtigt
hat ,zurVersorgungderBevölkerungmitNghrungsmittelnundanderenBedarfs-¬gegenständenVerfügungenzutreffen( HörtHört. d .Mehrheit )Daspasstoffenbar
ganz genau auf die Frage,wie die Wertzuwachsabgabe ,die Hauspersonalabgabe
oderdie LustbarkeitsabgabederKinosgeregeltwerdensoll .DieRegierungstützt sichin diesenNotverordnungenauchaufden§ 6 Absatz3,desFinanz-¬
verfassungsgesetzes,dasesermöglicht,dassderBundgrundsätzlicheAnerd¬
nungent rifft ,dieverhindernsollen ,dassLandessteuergesetzeeineüber¬
mässigeBelastung ,wiees dort wörtlichheisst ,herbeifühnt .Istwirktich
ein Anlassgegeben ,Notverordnungenzu erlassen ,die einer übermässigenBe-¬
lastungsteuernsollen ?Daist dieWertzuwachsabgabe.DieBundesregierunghat nichteingegriffen,atsdie Huseigentümerder VorkriegszeitihreHy¬
potheken,diesie in Goldkronenaufgenommenhatten ,in Papierkronenfüreine
lächerlichenBgtragzurückgezahltundsichdadurchinungeheuremAusmass
bereicherthaben.DieSparersinddabeiumihrVermögengekommen,aber
Menschen,denenvordemKriegdieHäusernurformaljuristischgehörthaben,
sinddadurchaufeinmalökonomisch,wirzschaftlichHauseigentümergewordenundhabensichaufdieseWeiseganzgrosseVermögengeschaffen.Dahatdie
Bundesregierungnichteingegiffen.WennabersoeinMonndiesesHaus,das
zuDreiviertelnnichtihmgehörtunddas/erstdurchdieGeldentwertung
erwerbenhat ,verkauftunddafürheuteeinenSchillingspreisindieHand
bekemmt,musseineNotverordnungderRegierungeingreifen ,wenndieserMann
beidieserGelegenheiteinesechsprozentigeSteuerandieGemeindezahlt.
( HärtHört . d.Mehrheit)denndasist eineübermässigeBelastung .DerGemein
nimmtmanaufdiesemWegainpaarMillionenweg ,diesie natürlichsehrnot¬
wendigbraucht.BekanntlichweistdasBudgetderStadtWieneinenAbgang
aus .Dashat auchdie Bundesregierunggewusst,alssie dieseNotverordnung
erlassenhat .Siehatsiedennocherlassen .DennihrerscheintdieSorgefür
dieHäuserspekulantenwichtigeralsdieFrage,obdieGemeindeüberdie
Mittelverfügt,diesiefürdieWohlfahrtspflege ,fürdiesozialeFürsorgo
benötigt.( HörtHört. d.Mehrheit).WasdieRegierunghierdenHäuserverkäufe
erspart,istsovielwieeinpaarVersorgungshäuserderGemeindeineinemJahrKostenverursachte

DannkameineNotverordnungüberdieHauspersonalabgabe.
ZumhundertstenMalmussmanfeststellen,dassdasHalteneinerHausgehilfininWienniemalsbesteuertwarunddasseinHaushalt,derzweiHausgehilfinnen
beschäftigt,eineSteuervonS ' 16imMonatgezahlthat .Dasistsehrwenig.
AberdieSteueraufdieseHaushalteallein ,dienurzweiHausgehilfinnenbe¬schäftigthaben,hatderGemeindesovieleingebrætht,alszumBeispieldas
PeopoldstädterKinderspitalineinemJhrkostet.DieRogierunghatein¬
greifenmüssen,umdiesoübermässigeBelastungaufzuheben,dieeinenHaushalttrifft ,derS ' 16ineinemMonatanHauspersonalabgabegezahlthat .Die
Regierunghateingreifenmüssenundsierühmtsichnoch,diesersozialenUn¬tat,diesiedabegangenhat ,diedemBemittelteneinekleineAbgabearspart
undderGomoindedasGoldfürdieWohlfahrtspflegewognimmt.DieganzeRoform
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EdiodiefoglerungpoidrKusporsensiabgabegonachthat ,kostotderdomeinde
etwaSchilling700. 000imJahr .Dasist beinahesoviel ,wiealloKinder¬
spitälerderGemeindezusammengerechnetanAusgabenin einemZihrerfordern
( HörtHört . d .Mehrheit ) .Mannmusssagen ,dassdie Herrschaften ,dieessich
auch heute in dieser Krisenzeit leisten könnan ,sich in einemluxuriösen
haushaltvon3,5 ,10undllHusgehilfenbedienenzulassen ,docheigentlich
frohdarüberseinmüssten ,durchihreAbgabewenigstensotwasdazubeizu¬
tragen ,dassauchproletarischekrankeKinderderGenesungzugeführtwerden
können(Lebh.Beifall. .Mehrheit)oderdass- derErtragderAbgabehatun¬
gefährsovielausgemachtals ungefährdasObdachlosenheimderGemeindein
einemJ hr kostet -dieGemeindedafürsorgt ,dassdenMenschen,die insaller¬
tiefste Elend geraten sind,wenigstens noch ein Obdachund eine warmeSuppe
bereitetwerdenkann .Ichweissnicht,obderHerrRothschildjetztwirklich
glücklichwerdenwird,weilerstatteinerHauspersonalabgabevonSchilling
22 . 600,dieer zuletzt für das Jyhr gezahlt hat,nunmehrdurch dieFürsorge
der BundesregierungnurmehrSchilling1200anHuspersonalabgabezahlen
wird(Lebh.HörtHörtrufeb .d .Mehrheit7Aberdasweissich ,dassderGemeindediesesGeldsehrstarkfehltunddasssie damitdringendeBedürfnissezu
befriedigenhätte .DieBundesregierunghat/sich ,wiesie oftsagt ,
zurAufgabegemacht,RuheundOrdnungimStaatzuerhalten.Ichkannnursager
s lcheMässnahmenwiediesereizenzuHassundVerachtungaufmehralsirgend
etwasanderes( Lebh .Beifall . d .Mehrheit )undwennes daLeutegibt ,die
unterPolizeischutzzudenProletariern,denArbeitslosennachOttakringhinaus
gehen,umihreninFlugblätterneinzureden,dasseseinesozialeHeldentat
für die Arbeiterklasseist ,dieseHausgehilfinnenabgabeaufzuhebenundden
ExaristokratenundRapitalistenSteuernzuersparen,soistdasnurbitterster
Hohn,dendieRegierungdadenArbeitslosandurchihrevaterländischen
Sendlingebereitet .MitsolchenTatenwirddieRegierungdieArbeiter
zuihremSystemwahrlichnichtbekehren.(Lebh.Beifall. .Mehrheit.-Anhalten¬deZwischenrufe. -Abg.Thaller: OhnePolizeitrauensie sichjaüberhaupt
nichtzudenArbeitern. -Abg.Prinke:Aber!Aber!SietrauensichnichteinmalmitderPolizeihin ! . Zwischenrufe) .

NunhatsichaberdieBundesregienngbeeilt ,gesternnoch
einerGruppevonKapitalisteneinWeihnachtsgeschenkzugeben ,nämlichden
GrosskinobesitzernvonWien( Abg.Thaller:WiedereinpaarreichenJuden!-¬
Abg. Stöger:JetztwirddieMehrheitauchschonantisemitisch.Lebh.Zwischen¬
rufe ) Wirhabenin OosterreichoinAbgabenteilungsgesetz ,daserst imJahre
1931imParlamentneubeschlossenwordenist .DiesesGesetzenthälteineBa-¬
stimmung,diemanaucherstimJhre1931wiedergeänderthat ,dassnämlichjedeGemeindein Oesterreich ,obkleinodergrossberechtigtist,ohneirgend¬
ein Lndesgesetzabzuwarten ,durcheinen blossenBeschlussbei allenLust¬
barlkditen ,beidenenEintrittspreiseerhobenwerden,eineAbgabevon20
frozent des Eintrittspreises zu erheben .DieseBestimmunggilt auchfürdio
Einosundsiewirdüberall,wonichteineigenesLandesgesetzgemachtwurde,
auchpraktischgehandhabt.Wirhabenin Wienein Landesgesetzfür Kinosund
aucheineKinostouer,dienichtallenLichtspieltheaternimgleichenMssse
auferlegtwird ,wirhabenvielmehrimGesetzdie MöglichkeiteinerStaffelung
vorgesehen.DieSteuerkannzwischen5und28 ' 5ProzentjenachdenBruttoein¬
nahmendesKinosbetragen .InnerhalbdieserGrenzenhatderMagistratin jedem
HalbjahreeineSteuerskalagemacht,diemitdenbeidenVerbändenderLichtspiel-¬
theaterimmerverhandeltundschliesslichvereinbartwordenist unddieje¬
weilsdenwirtschaftlichenVerhältnissenundinsbesonderedenVerhältnissenimKinowesenangepasstwurde.Manhat ,alsimKinowesendieUmstellungzum
TonfilmvorsichgingundInvestitienenindenKinotheaternnotwendigwären,
diesenUmstandberücksichtigtunddieSteuergegenüberfrüherchrabgesetzt.
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der Durchschnittssteuersatzbeträgt nachder Skala ,die zubetzt fürdas
heurigeJhr gemachtwordenist ,17 ' 9Prozent .20Prozentlässt dasAbgaben¬
teilungsgesetzdesBundesdurchfreien Beschlussder Gemeindeohnejed¬
wedesGesetzzu .Vonden173Kinos ,die es imheurigenJhr in Wiengibt ,
zahlen56Kinos ,dasist beinaheder dritte Teil ,eineSteuervon5 bis10
frozent . 11bis 15 Prozentzahlen5 .36 Kinos ,16 bis 20 Prozent454
imganzenal so zahlen 137WienerKinoswenigerals das Höchstauamass ,das
jedeGemeindedurchblossenGemeinderatsbeschlusseinzuhebenvermag ,oder
ddeses Höchstausmassselbst .Danngibt es noch 24 Kinos ,die mehr als 20
bis 22Prozent,11Kinos ,die mehrals 22bis 24Prozentzahlen ,und2Kinos,
die 25 Prozentzahlen .Dasist die höchsteSteuer .EinehöhereSteuerwird
überhauptnichteingehoben.Vergleichenwirdie WienerKinosteuermitderKing
steuerineinpaarLandeshauptstädten!In Graz ,der grössenStadtnachWien,
zahlen die kleineren Kinos ,die bei uns 5 bis 10 Prozent Steuerzahlen ,
15 Prozent ,die anderenKinos20 Prozent .In Linz zahlen alle Kinos23Pro- ¬
zent .In Falzburg die kleineren Kincs 22 Prozent ,die grösseren 25Prozent
Steuerundin Innsbruckbeträgtdie Kinosteuergar50ProzentdesEintritts -¬
preisds( HörtHörtbgeMehrheitWekkannalso dabehaupten ,dassinWien
die Kinosübermässigbelastet werden .Unddassdaherdieseübermässige
Belastungdurchdie Notverordnungbeseitigt werdenmuss ,wenndieSteuer
in anderenStädtenhöherist als in Wien .Dennochhat die Regirunggestern
beschlossen,eineNotverordnungzuerlassen ,durchdienurfürWien,nicht
für dieanderenStädte ,( HörtHört . d .Mehrheit )eineErmässigungderKino-¬
steuerumeinFünftelvorgenommenwerdensoll .DieRegierungversuchtineine
Aussendung-denWertlautderVerordnungkenneichnicht-dieNotverordnungzu
begründenund sie sagt in der Begründung ,sie habe gerade in Wieneingrei¬
fen müssen ,weilhier die Kincsunterder Konkurrenzder anderenVergnügungs
lokale leiden .Eine grössere Weltfremdheitkann mansich kaumvorstellen
undmansollte meinen ,dass ein autoritärer Kursdochwenigstensbeiläufig
eineAhnungvomLebenhat .WenndieRegierungdenhätte ,müsstesiewissen,
dassnichtdieKinosunterderKonkurrenzderanderenVergnügungslokale
leiden ,sondern dass gedare das Umgekehrte der Fall ist ( Lebh .Zustimmung . d .
Mehrheit ) ,dass alle anderenVergnügungskokaleunter dr KenkurrenzderKinos
leiden,weildieKinosohnevielPersonalnurmiteinemgewissenSachaufwand
ihreBetriebeführenkönnenunddaherin derLagesind ,jedeKonkurrenzzu
schlagen .Dasbeweisenauchdie Einnahmender Kinos .ImJahre 1928,ineiner
Seitalso,wogemessenanunserenkeutigenVerhältnissenin Oesterreicheine
glänzendeWirtschaftskonjunkturwar ,habendie WienerKincsJahreseinnahmen
vonSchilling32 ' 6Millionengehabt ,ImJahre1932 .einemJhrschwersterKri¬
se,wo in Wien viele Betriebe zu Frunde gegangen sind ,andere sich nurmit
MüheüberWasserhaltenkonnten ,eine furchtbareArbeitslosigkeiteinge¬
tretenist,ein ungeheurerRückgangin allendirektenSteuern ,derjaannzigt,
wieder Geschäftsgangzurückgeht ,in diesemKrisenjahr1932habendieWiener
EinoseineEinnahmevonSchilling32' 5Millionengehabt(Lebh.HörtHörtrufebde .Mehmeit ) .Dashoisst,sie habennurum100 . 000S wenigereingenommenals
in derZeitderBlütederWirtschaft ,in derZeitderHochkonjnhkturim
Jahre 1928 .Dasist nicht ! vielleicht ein Zufall .Das Johr 1929 warein
nochbesseresWirtschaftsjahrals dasJyhr1928 .DieKinceinnahmensindin
diesemJahretwasgestiegen.DerRückgangderKinoeinnahmenimJahre1932gegen-¬
überdenEinnahmenimJahr1921 ,dasist dasJahrderhöchstenKonjunkturin
Oesterreich,beträgt ' 8Prezent( HörtHört. .Sczialdemskraten).Mannenne.
mira :irgendeinenBeruf,irgendeinGewerbeirgendeineIndustrie ,dievon
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sichsagenkönnte,dasssieinderfurchtbarenKrisenzeitdieselbenEinnahmen
hatwiein derZeitderHochkonjunktur. WerdavoneinerbesonderenNotlage
derKinobrancheredet,hatvielMut .ImdrittenVierteljahr1933habendieWie-¬
nerKinosum212. 000Schillingmehreingenommenals imdrittenVierteljahr
1932.( HörtHört . d.Mehrheit).IndiesemVierteljahr,indemimallgemeinen
einRückgangderGesdääftezuverzeichnenwar ,habendieAinosmehrverdientalsindemselbenVierteljahrdesVorjahrs.DerBundhatsichdieKinos
selbsfalseinStzuerebjektausersehen .ErhebtvonihneneineWarenumsatz-¬
steuerein ,die4 ProzentausmachtunddieimJahr ' 3Prozenteinbringt.
ErfordertvondenKinosjetzt ,dasssieeinebestimmtevonihmgeliåferte
Wochenschauaufführen,auchvondenKincs,die: sichfrühereineWochen¬
schauhabennichtleistenkönnen.DieKostendieserWochenschaufüreinklei¬neresKinesindgarnichtgering,s»dassmansagenkann,dassderBundven
denkleinerenKinessovielSteuerverlangt,alsdieLustbarkeitsabgabeder
Gemeindeausmacht.(Hörthört . d.Mehrheit).
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DieGersskinosin Wiensind in aller Regelin der Handvongewissen
Konzernen ,die sich auch mit demFilmverleihgeschäftbef assen .Ein
paar kapiatlistischen Gruppenvor allemkommtdieSteuerherabsetzungzu Gute ,die der Bund ietzt vornehmen will .Da hat gestern das Heim¬

wehr- Abendblattgeschrieben ,dass FausendenAngestellten das Brotge¬
sichertwird ,so ungefährhat es dortgeheissen ,wennjetztVizekanzlerFoydie Verorenungfür die WienerKinosmachenwird . Esgibtkeine
Branche ,in der verhältnismässigso wenigeMenschenbeschäftigtwerden,
als geradeim Kinowesen .Ich habemichangesichts f :der indemBlatt enthaltenenBahäuptungfür diese Sachebesondersinteressiert
undhabefestgestellt ,dassalle WienerKinoszusammen ,die eineEin¬
nahmevon32 MillioenenSchilling im Jahr haben ,im ganzen307vollbe -¬
schäftigte Angostellto haben .( Lebhafte Rufo " Hört bei denSozial - ¬
demokraten )unddass os nobendiesen 307vollbeschäftigtenAngestelltennoch ca 100 abendberuflich beschäftigte Menschengibt ;da sind schon
alle Bedienerinnonder Kinosmitgezählt .Dasist ja der grosseVorteil ,dendie Finosvor denanderenVergnügungsgewerbenhaben ,dasseine
reihe andererVergnügungsgewerbemit einemgross en Personalrechnen
muss ,währenddas beim Kine nicht der Fall ist . Ichglaube ,es steht in
demSandloiten - Flukblattauchdrinn ,dass die RegierungWollfussver¬
hindernwolle ,dass ArbeiterdurchMaschinenersetzt werden ,unddass
gerade Betriebe ,die vorwiegendmit Maschinenarbeiton ,besondersbe¬
steuert werdensollen ,wieunsja der HerrBundesknazlerschonineini¬
gen Redenerzählt hat .Die Kinobrancheist gerade einMusterbeispiel
fürBetriebe ,dievorwiegendmitMaschinenarbeitenundwoderlebende
Monschdie allergeringste Rolle spielt .Währendmanalso allgemein wr¬
kündet ,dassmangeradesolcheBetriebehöherbesteuernwolle ,wirdjus ,
diesen Betrieben die Steuer erleichtert .Undwie es jedesmalwar ,wenn
manEinosteuner,heruntergesetzthat ,meldetsichdasFilmkapitalsoi¬
fort ;verschiedenerFilmddihanstaltenkündigenschoneineErhöhungder
Leiggebührenan ,DaswasmanderGemeindewegnimmt,willdasFilmkapi¬2
tal selbst gleichoinstocken .( Abgeordnetera :Vorallemdasaus¬
ländischeFilmkapital ! )Dahabendie Kinobesitzerwochenlangerzählt ,
wiesohrsie unterderKinosteuerseufzen .Heutoaufeinmalerzählen?
sio ,das ist offenbarder Vorwandfür diese Grosstatder Regierungge¬
wesen ,sie werdendie Preiseherabsotzen ,weilihnenjetzt eineSteuer¬
erleichterungzuteil gewordenist .EntwoderhabendieKinobesitzer
diose Steuererleichterunggebraucht ,weil sie unter demStanerdruck
so furchtbargeseufzthaben ,dannhabensie wohlkeineMöglichkeit ,die
Preiseherabzusotzen,oderaberihr Profit wächstdurchdieseSteuer¬
erleichterungso stark an ,dasssie jetzt auchdie Preiseherunter¬
zetzenkönnen ,dannwarenoffenbardie orsten Behauptungenvölligun¬
richtig .Manbraucht sich nur vor Augenzu halton ,umwasos sichda
handelt ,umdiese ganzeVorgangsweisezu erkennen .WenneineKinokarte
oinon Schilling kostet und darauf 20 Ppozent Stouer waren ,sowird
diese Steuer jetzt um4 Groschengosonkt ,sodassalso dieso Karte96
Groschenstatt einen Schilling kostenwird .

Wennich die angekündigteVerordnungrichtig verstehe- manent¬
nimmtja ausderamtlichenAussendungeigentlichnichtrecht ,wasdie
Regiorungda will ,und offizioll ist mir darüber nichts bekanntgegeben
wordon- so würdediese Steuerermässigungder GemeindeWieneine
MillionSchillingnohmen .Vondieser einenMillionenSchilling ,dieden
Kinosan Steuernachgelassenwird ,entfallen 600,000Schillingaufdie
38 Grosskinos von Wien .Unter ihnen sind vier Konzerno ,für die der Nach
lass alloin 320,000Schilling ausmacht .( LebhafteRufe :Hört ,kört ,boi
denSozialdemokraten)Dasist die RettungdesKleingewerbes ,dieauch
zu don Parolen der Bundesregierung gehört ,dass man den grosson Kino¬
konzernenin einer solchon Zeit ,in der GemeindeundBundjodenSteuer¬
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groschenbenötigenHunderttausondeSchillingoin einemJahrschenkt.
Es mussdochauchauf dornanderonSeite einsichtigo Monschengeben ,die
verstehen ,was es unter den heutigen Verhältnissen heisst ,derGe¬
meindeGeld wegzunchmen .Diese Millig, ,die mandenKinobositzern
schenkt ,unddavondendrittenT Konzernenallein ,ist soviel
etwa ,wie die Tuberkulose Heilstätten kosten ,die die GemeindeWien
zu erhalten hat ,oder was die Winterhilfo der GomoindeWienkostet .
Es ist wohlein frivolter Leichtsinn ,mit öffentlichen Geldernsoum¬
zugehen ,wie das die Bundesrogiorung hier tut ( Lebhafter Boifall bei
den Sozialdomokraten . -Abg .Stöger :Ein Bruchteil dess en ,wasdie
Schuwakostet ! )undich mussfragen ,ob dennder HorrBundeskanzler
persönlich woiss ,wasda eigentlich geschicht ,undob or dasbilligt
undob die Regierungals Ganzessich das überlegt hat ,wasdagomacht
worden ist .Wir müssen nur boachten ,um was es sich handelt .DieWirk¬

samkeitder für die KinosgeltendenStouerskadenendet in 14Tagen
und der Magistrat stcht ohnedios vor der Aufgabo ,für das ncähste

Jahr eine Stouerskala festzusetzen ,wie er das in jodem Jahre getan
hat .Solbst wenn also die Rogierung der Meinung sein sollte oder der
Meinungist ,dass die Kinos zu hoch bostouert sind ,welcherunmittel¬
bare Anlass war gogeben ,jotzt mit einor Notverordnung einzugreifen ?
Manmüsste doch sagen ,dass die Rogierung vor allom hätte abwarten
müssen ,was der Magistrat für das noue Jahr mit der Steuerskale tun
wird ,oder manhätte ,wennmannicht wartenwollte ,amEndesogarden
Magistratfægenkönnen ,welcheAbsichtenbei der Gemeindebezüglieh
der Fincabgabe besteht .Aber das ist offenbar einer autoritären Re
gierung unwürdig .Sie verhandelt nur mit den Kinobesitzern ,mitder
Gemeindediskutiert sie über die Kincabgabenicht .

Die Regiorunghat etwas lange gebraucht ,umdieseNotverordnung
zu erlassen .Sio hat sie ja eigentlich schon vor fünf Wochenange¬
kündigt und die Kinobesitzor waren ,wio manaus ihrer Fachzeitung
entnimmt,schonsehrnervös ,dasses nichtzurErlassungeinerNot¬
vorordnungkommenwerde .Offenbarist sich die RegierungimLaufo
diesor Wochedoch bowusst goworden ,dass ihr hier ein grober Unfug
zugemutot wird ,wenn sie die Kinosteuer herabsetzen soll ,Abor

schliesslich - wir habendas in der letzten NummordesKinofachblattos
lesen können - war ein Ministerwort da und ein Ministerwort mussge¬
halten worden ,ob os nun begründet ist oder nicht .( Zhareiche
Zwishanrufe )Darin bestcht ja der autoritäre Kurs der Regierung . .Es
ist ja eigentlich eine sonderbare Sache ,dass eine autoritäro Re¬

gberungLoute ,die einen Steuerstreik vorkünden ,unter ihre Fitti che
nimmt und ihnen die Durchführung des Steuerstreiks orspart ,diese
Probe går nicht erst zulassen will ,dio natürlich sohr kläglich ausgo¬
fallen wäro ,undviol grössero Steuorormässigungengewährtalsdie
Leutosich üborhauptsolber vorgestellt undselber verlangthabon .
Aber manhat auch sehr deutlich das Rezept geschen ,wie soootwas
angestollt wordon muss .Manengagiert sich zunächst einen Heinwehr¬
advokaten ,Das braucht man ,wenn man heute bei der Regierung otwes
erreichenwill .DaszweitesytdannResorteintoilunghin undherund
MinisterernennungendurchdenBundospräsidentenspielen keineRolle .
Da kommtdann der Horr Vicokanzler Fey ,der gar kein Resort hat ,und
zicht aus domResortdes Finanzministersdie FragoderKinosteuer
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an sich ,verhandelt dann mit dem Heimwehradvokaten ,os wird sofort öffent

lich eine Steuerherabsetzungversprochen ,ohnodass die HerreneineAhnun
haben ,um was es sich in Wirklichkeit handelt ,und dass übrige kann man
sich dann denkon ,was noch zu dieser Angelegenhait gehört .In der alt¬
modischendemokratischenZeit hat sich eine Regierung ,bevor sie öffent¬
lich irgendetwas gosagt hat ,immerzuerst über die Tatsacheninformiert ,
weilsie sich ihrer Verantwortungals Regierungbewusstwar .Heute ,wo
manso per Radioregiert ,hat manes sehr eilig .Es hat nicht einmalbis
morgen Zeit ,sondern noch um 11 Uhr abends muss im Radio wieder einl
eine Grosstatder Rogierungverkündotwerden .Dahat maneinmalimNo¬
vomberverkündet ,die Regierungwerdedieser unerhörtenKinosteuerin
Wienein Endebereiten .Erst hinterherist die Regierungdaraufgekommen ,
dass die Stouer in Pinz ,Graz ,Salzburg und Innsbruck viel höher ist als
in Wion ,Aber ein Ministerwort war da ,eine Radiomeldung war da ,undwenn
manes auch verzögert hat ,so musste schliesslich doch etwasgeschehen .

Es ist sehr traurig ,dass solche Zustände möglich sind,und dass
die Regierung einfach ein paar kapitalistischen Gruppen aufsitzt ,dioes
sich richten könnon .So mussjede öffentliche Vorwaltungzu Grundegehen ,
so wird der Rechtsbodonzerbrochen ,ohneden kein Staa möglichist ,
Eine solche Handlungsweiseführt nicht zumAufbau ,sondernmusszurDes¬
organisation auf der ganzenEinio führen unddie Regierungwirddiese
ihre Handlungsweiseselbst zu spüren bekommen ,ob sie nunwill odernicht
denn jeder Mensch muss sich ja sagen :Wennes so einfach ist ,Steuern ab¬
zuschaffen ,warumdenngerade nur Steuern ,die die GemeindeWieneinhebt ,
warumnicht auch Steuern ,die der Bundoder irgondweranderereinhebt ?
Die Bevölkerung aber sicht ,wohin die Reise bei diesor Regierunggøht .
Die drei Notverordnungen ,die da gegen Wienerlassen worden sind ,Wert - ¬
zuwachsabgabe ,Hausperschalabgabe ,Kinosteuer ,sie zeigon in der Tatzur
Genüge ,wess Geistes die Regierung ist ,wie sio denkt .Ich kann dazunur
sagen :Die Dospotiedes Geldsackswird auchmitHahnenschwanzverzierung
in Oesterreich auf die Dauer nicht herrschen können .( LebhafterBeifall
undHändeklatschenbei denSozialdemokraten)
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AbgeordnoterDr .Hongolführtaus ,derobersteZwockderBoden-¬
wertabgabosei dor ,die Bauspokulationzu troffon .Die Mehrheithatdaraus
abernurdieMöglichkeitgomacht,denGrundundBodenin dieserStadt
zu sozialisieron .DerRednerbesprichtin ausführlicherWeisedieVor¬
lageundstolltdonAntrag:DorLandtagwünschtzurVermeidunggrosser
Nachzahlungendie Erlodigung aller Bemessungender Bodenwertabgabevpn
unverbautenGrundflächenbinnenJahresfrist ,gerechnetvonderFristge¬
rechton Einbringungder Selbstoinschätzung .DasGleichegilt vonBe¬

freiungsansuchon.
Erbeantragtweitor ,beiFragen ,diediePandwirtschaftbetreffen

landwirtschaftlicheSachverständigeheranzuziehen,dieGrundflächen,die
in einemland - oderforstwirtschaftlichemBotriebeinschliesslichderBe¬
triobedesObst - undGartenbaues,sowiederTierhaltunggenutztwerden,
ferner Weingärtenvonder Abgabozu befreien ,undgibt schliesslichder
ErwartungAusdruck ,dass die bereits bestandenenBefreiungenweiterdaufen
DadervorliegendeGosetzontwurfdieungesundeSozialisierungstendenzdes
Rathauseserkonnenlasse ,könneseineParteidemGesetzenichtzustimmen.
( Beifall bei denChristlichsozialon )

Esgelangtsodann diedringlicheAnfrageBermannzurVerhandlung .
InBegründungderDringlichkeitverweistAbg.Bermanndarauf,

dasseinallgemeinerundkeinneuerWunschderkaufmännischenArbeiterund
Angestelltenist amWeihnachtsabendzeitlicheralssonstnachHausezukommen
umdasWeihnachtsfestimKreiseihrerFamilienangehörigenfei ernzukönnen.
Esgibt wohlkeineSchichtederArbeiterundAngestellten ,die gegendiesen
„unschStellungnehmenkönnte.SeineBerechtigungdürfteauchindenReihen
derUnternehmernichtbezweifeltwerden.EinsozialdemokratischerAntrag,dieseVerlangendurch Schaffungeines GesetzesRechnungzutragen,liegtbereits seit drei JahrenimNationalratundauchVertreteranderer
FarteienhabengleicheAnträgegestellt .Merkwürdigerweiseist eszurVerhand-¬
lungdieserAnträgeimNationalratnichtgekommen.Heuerist diesesVerlangen
umsoberechtigter ,als zudenzweiSonntagen ,diesonstvorWeihnachtenzum
Verkaufgestattetwerden,diesmalauchnocheindritterSonntagfür denVerkauffreigegebenist .

LandsshauptmannSeitzteiltaufdieAnfrageBermannfolgendes
mit»AufGrunddesArtükelsIX,Absatz2,desSonntagsruhegesetzeskannder
LandeshauptmannamletztenSonntagvordem1 .WeihnachtsfeiertagfürdenWaren¬
versdhleissimKleineneineAusnahmevonderSonntagsruhebiszumHöhhst-¬
ausmassvon6Stundenfestsetzen.AufGrunddidserBestimmungist durchdie
VerordnungdesLandeshaupmmannesvom6 .Dezember1930dieSonntagsarbeit
fürdenGoldenenSonntag-dasist heuerder24 .Dezember-imgesamtenLebens-¬
mittelkleinhandelundimgesamtenKleinverschleissderLebensmittelerzeu¬
gungsgewerbevon8 bis 11Uhrundvon16bis 19Uhr ,imsonstigenWarenver¬
schleissimKleinenvon10bis13Uhrundvon15bis18Uhrgestattetworden.Ichkannnursagen,dassichbisherstetsdenStandpunktvertretenhabe,es
müssenbeieinersolchenAusnahmsverfügungbeideInteressentengruppen,also
dieArbeitgeberunddieArbeitnehmer,zustimmen.Vorallemlegeihhaufdie
AeusserungderArbeitnehmerWert,weiljealleSonntagsruhebestimmungenSchutz-¬
bestimmungenfürdieArbeitnehmersind .UmesaufdasreligiöseGebietzu
exemplifizieren,istesdemUnternehmerleichtmöglich,sichaufeineederzwei
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Stunden aus demGeschäft zu entfernen ,da ihm ja niemand daranhindern
kann .Der Arbeitnehmerkann dies nicht .Dasselbe gilt auch für Besorgungen
unddergleichen .Ich habealso ,wiegesagt ,immerdenStandpunktvertreten ,
dassbeideTeilegehörtwerdenmüssen.Nunist abergeradeheuerimDezem¬
bereinbesondererZustandinsoferne,alsderGoldeneSonntagaufden24.
Dezemberfällt .Den . Dezember ,einen Feiertag ,wollte ich aufübereinstim - ¬
mendesBegehrendesGremiumsderKaufmannschaftundderAngestelltenund
Gehilfen ,die wegenFreigabedes 8 .Dezembergemeinsamin einerDeputatien
bei mir vorgesprochanhaben ,freigehen .Demhat aber der Ministerfür
sezialeVerwaltungwersprochen .UeberseineWeisungist dannderzweite
SonntagimDezember,ir 10 .Dezember,umdessenFreigabezuerstüberhaupt
nichtangesuchtwurde ,unddessenFreigabedannnurvoneinerSeite,vom
GremiumderWienerKaufmannschaft ,undauchsozusageninletzterStunde
begehrtwurde ,freigegebenwonden.Dasist gegenmeinenWillengeschehen.
IchwurdeaberzudieserVerfügungdurcheineverfassungsrechtlichfürmich
verbindlicheWeisungdeszuständigenBundesministersgenötigt,Ichhätte
gewissdieformalrechtlicheMöglichkeitgehabt,dieserWeisungnichtFolge
zuleisten ,daderLandeshauptmannwegenNichtbefolgungeinerWelngnurdurchdenVerfassungsgerichtshofzurVerantwortunggezogenwerdenkann,
derVerfassungsgerichtshofaberbelkuntlichgegenwärtignichtjudiziert.
Ichhabeabernichtgewünscht,durcheinensolchenAuswegeineVerfassungs-¬
bestimmungunwirksamzumachenundhabemichdaherloyalfürverpflichtetgehalten ,der Weisungdes zuständigenRessortministersFolgezuleisten .
Hiedurchtritt aberdieFolgeein ,dass,währendesinanderenJahrennureine
GoldenenundSilbernenSonntaggegebenhat ,imheurigenJahreandreiSonntageffengehaltenwürde.Mankannalsosichernichtsagen,dassdieGeschäfteetwa
durcheineeinstündigeVorkürzungderVerkaufszeitamGeldenenSonntag,
dasist am24 .Dezember,irgendwiegegenüberdenanderenJahrenhenachtei-¬
ligtwerden.VielleichtaberwirdsichsogareinAuswegfindenlassen,
dieAusnahmsverfügungfürden24 .Dezembersozutreffen ,dassinHinsichtaufdieAusserachtlassungderUebereinstimmungbeiderEntscheidungüberden10 .DezemberauchhierausnahmsweiseundzwarwonnmöglichehneEin-¬
schrankungderVerkaufszeitderfrühereGeschäftsschlussmöglichwird,sodassdieAngestelltenundGehilfenimHandelsgewerbedasWeihnachts-¬
mafestzuderüblichenZeitfeiernkönnen.Ichhoffe,indiesemSinne
indennächstenTgeneineVerordnungerlassenzukönnen.(Lebh.Beifall.d.Mehrheit ) .

DamitistdirdringlicheAnfrageerledigt.
DienächsteSitzungwirdimschriftlichenWeg-vermutlich

füreinenTagdernächstenWoche-einberufenwerden.
SchlussderSitzung18Uhr.

AVISC für die REDAKTIONEN !
Aufdemersten Blatt unsererAusgabeüber denWienerLend-¬

tag 367a - Landtag )heisstes " LinmMamBeginndesvorletztenAbsatzes :
Es wird sodann in die Tagesordnung eingegangen ,das ist die

Gesetzesvorlagebetreffend die Einhebungder Bodenwertabgabevonunver¬
bautenGrundflächen .DerReferentverweistdarauf

Eshathierrichtigzuheissen: DerReferentStadtratDr.Danneberg /verweist darauf
DieAusführungendesReferentenDr .DannebergreichenvonhierbiszumSchluss des VIII .Blattes .
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AbschlussderVerhandlungenmitdenstädtischenAngestellten.
Die mit demVorbandeder städtischenAngestellten

undder Gewerkschaftder Angestelltender städtischenUnternchmungenseit
längerer Zeit : geführtenVerhandlungenhabennunmehrzu einemeinver¬
nehmlichenAbschlussgeführt .Durchdie bekanntenMassnahmendesBundos ,
die der GemeindeWieneinen erheblichen Teil ihrer Einnahmenentzogen ,
unddurchdie AuswirkungenderWirtschaftskrisewardieGemeindeverwaltung
gezwungen ,weitereeinschneidendeEnsparungenimPersonalaufwanddurch¬
zuführen . Eshat sich die Notwendigkeit ergeben ,die Aktiv - undPonsions¬
bezüge der Angestellten des Magistrates und der Lehrpersonen ,ebenso wiedas

Ponsionsrochb ,an dio Desceldungs -und Dienstrechtsverhältnisse der Bundes¬
angestellten anzugleichen ,Durchdie vereinbarten Massnahmenwirddiese
Angleichung ,wenn auch das Gehaltsschoma der Gemeindeangestellten bei¬
bchaltenwird ,imGeldaufwandherbeigeführt .DieBezügeder aktivenAngestel
ten und Lehrpersonenund der Pensionspartei en werdenab 1 .Jänner 1934um
10 ' 7Prozent gekürzt .Da im Juli 1933 neben der Streichung der beidenSon¬
derzahlungen eine ' 2prozentige Kürzung durchgeführt wordenwar,handelt
es sich mithinab 1 .Jänner1934umeine weitereBezugskürzungvon ' 5

Prozent .
DasPensionsrechtderGemeindeangestelltenwirdzurGänzeandasPensionsrechtdesBundesangeglichen.EswirddaherdiePen¬

sionsbemessungsgrundlagevon 85 Prozent auf 7813Prozentherabgesctht .
Die Angleichung der Witwenpensionen ,die besonders stark auswirkenwürden ,
wirddurcheine Uebergangsklauselgemildert .DieMonatsbezügevonaktiven
Angestellten bleiben bis zu 200 Schilling ungekürzt .Pensionsbezügo sind
bei Familienerhaltern bis 170Schilling,bei Pensionsparteionbis100
Schilling kürzungsfrei .Im Zuge der Angleichung werden die Kinderzuschüsse
auf die Höheder Kinderzulagendes Bundesgebracht .Hinsichtlich derNeber
bezügewird eine weitere Kürzungum6 Prozent vorgenommen,so dass sicho¬
Gesamtkürzungsprozent von 16 ergibt .Die Bezüge der Beanten der städti¬
achenUnternchmungen,die infolge der achtstündigenArbeitszeit höhersind
werden darüber hinaus um weitere ' 1Prozent gekürzt,um 216 Prozent beim
Schemaund um ' 5Prozent durch AufhebungderVerwendungszulagen .

e Kürzung der Bezüge ist mit 31 . Dezomber1935befristet ,
wobei in derSchenzeit beiden Verhandlungsteilan das BegohronnachAuf

ASbcubestimnungen :bis 30 .Juni1934me von Verhemzlungenfreisteht .Die wordon- ¬
verlängert und einige Dienstrechtsbestimmungen für einzelne Angestellten - ¬
gruppengeändert .

In den Schlussverhandlungenwies derPersonalreferent
arafStadtratSpeisor ,derdievielwöchentlichenVerhandlungengeleitetflätte

hin ,dass Personalmassnahmeneinen Toil jener Massnahmenbilden ,durch
die nicht nur die Ordnungim Gemeindchaushalthergestellt ,sondern auchdi
FürsorgeeinrichtungenaufrechterhaltenundArbeitsvergebungenauchinder
jetzigen sheweren Zeit gesichert werden können .Er gab der Genugtuung da¬
rüber Ausdruck ,dass os gelungen sei ,eine einvernehmliche Lösungdieser

schwisigenFragezufinden.



örsterBudgetbericht

RATHAUSKORRESPONDENZ
366Herausgeber und verantw .Redakteur :

FRANZ XAVERFRIEDRICH
Wien ,am15. Dezember1933

DerVoranschlagderGemeindeWienfür1934.
BeginnderBudgetverhandlungenimWienerGemeinderat.

DerGemeinderatder Stadt WienbegannheutedieBeratun¬
gen über den Voranschlag der Bundeshauptstadt Wien für das Jahr 1934 .
Die Verhandlungen leitete amtsführender Stadtrat Dr .Danneberg miteiner
grossangelegten Redeein,in der erausführte :

Die grosse Wirtschaftskrise ,die nun schon mehr als drei
Jahredauert ,wirktaufdenöffentlichenHaushaltdoppeltein ; sieschmä¬
lert die Einnahmen und sie steigert die Aus gaben .Das Gespenst desDefi¬
zits taucht überall auf und muss bekämpft werden .Schwerste politische Kri¬

sen sind oft die Folge davon . Wieden Staaten ,geht es auch denStädten .
NewYerkhat sichdemKommandoderBankenunterworfenmüssen,umeinenUeber-¬

brückungskredit zu erhalten ,der ihm die Aufreckterhaltung seiner Zahlun¬
gen ermöglichensollte .Eür die Städte Deutschlandsmusste eine grosseUmschul
dungsaktioneingeleitet werden .Wirin Wiensind in der glücklichenLage,
nur eine sehr geringe Schuldenlast tragen zu müssen ,die unser Budget bloss
mit ' 3Millionen Schilling belastet .Hätten wir den Ratschlägen Folgege¬
leistet ,die uns in vergangenen Jahren die Aufnahmegrosser Anleihen empfoh¬

len haben,sowärenwir heute mit einer Jahreslast von50 undmehrMillionen
Schilling für die Schuldentilgunggenauso unbeweglichundbedrücktwie
wandereStädte . Seaber haben wir die Möglichkeit zu grösserer Bewegungsfrei¬
heit in schwersterWirtschaftskrise .

Könntenwirnormalwirtschaften,sowürdeunterdenEinwirkun¬genderKriseunserVoranschlagbeisparsamenAusgabeneinenAbgangvon
23 ' 8MillionenSchillingaufweisen,ohnedasswirzuSteuer-oderTariferhöhun¬
genhättengreifenmüssen .DieserAbgangwäredurchweitereSparmassnahmen
ehneallzugrosseSchwierigkeitenzu deckengewesen .Ja ,wir hätten dabeinoch
die Bewegungsfreiheitgehabt,unsereSteuerndenKrisenverhältnissenbesser
anzupassen .Wennwirheuteviel grössereSorgenhaben,sosindmienicht
auf eine schlechte Verwaltungoder eine schlechte Finanzpolitik Wienszu¬
rückzuführen,sondernauf politischeEingriffe ,die seit dem12 .Aprilmit
einer Reihe von Notverordnungenerfolgt sind ,durch die sich dieBundes¬
regierungverschiedenerVerpflichtungengegenüberderGemeindeWienentle-¬
digt,der GemeindeWienumgekehrtauchnocheine schwereLast auferlegtund
ausserdem noch in ihr Steuerwesen eingegriffen hat .Das hat das Defizit des
Voranschlagesbis zumZeitpunkteseiner Fertigstellung imFinanzausschuss
auf 108MillionenSchilling erhöht .Seither sind wiederVerordnungenerschie-¬
nen ,dieunsveranschlagteEinnahmenentziehenwollen. WirkönnendiesimBud¬getebensowenigberücksichtigenwiedieAuswirkungunserereigenenSteuer¬
gesetznevellen und müssenuns damit begnügen ,einen allgemeinen Antragzu
stellen ,dass Mindereinnahmendurch Aenderungder Steuergesetze ,soweit
sie nicht durch Mehreinnahmen aus anderen Steuern gedeckt werden können ,dureh
weitereSparmassnahmenwettzumachensind . WirstehenvordergrossenAufgabe,
einenriesenhaftenAbgangdeckenzumüssen,deransLebengeht .Esist dazuer¬
forderlich ,dassimnächstenJahrekeineneuenWohnhausbautenbegonnenwerden
unddasswirdieBezahlungderGemeindeangestelltenundPensionistenandie
derBundesangestelltenundBundespensionistenangleichen .DiesebeidenMass¬
nahmenermöglicheneine Ersparungvon18MillionenSchilling .

Die Massnahmen sind hart und haben bedauerliche wirtschaft¬

licheundsozialeFolgen .Wirkonntenjahrelangerfreulicherweisemelden ,dass
das Ansteigender Arbeitslosenzahlonin Wiennur halb so schnellerfolgte
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als in denanderenLändern.DieausgiebigeInvestitionstätigkeitderGe-¬
maindehat dabei mitgeholfen . Hattenwir dochJahre ,in denenwir mehrals
30ProzentunsererAusgaben,Beträgevonmahrals 100MillionenSchilling,
fürreineInvestitionenverwendenkonnten,wobeidieInvestitionsarbei -¬
tenderstädtischenUnternehmungengarnichtmitgerechnetsind.

ImJahre1933hat eineandereEntwicklungbegonnen .DieAr¬
heitslosigkeitist in Wienverhältnismässigstärkerangewachsenals inan¬
deren Bundesländern .Mitten im Budgetjahr hat die Regierung mit ihren Ein¬
griffenunsschwerstefinanzielleEinbussenzugefügt ,dieunverzügliche
Massnahmennotwendigmachten.SchabenwirschonheuerstarkeKürzungendes
PersonalaufwandesvornehmenundnebenvielenanderenSachersparungendie
Wohnbautätigkeitdrosselnmüssen.DieKurvederArbeitslosigkeitdürfte ,
wennnichtbesondereEreignisseeintreten ,imnächstenJahrleidereinenoch
andereEntwicklungnehmenals bisher ,zumalauchdieallgemeinenwirtschaft¬
lichenVerhältnissesichgeradefürWienungünstigauswirken.DerVorarzchlag
des Bundesrechnet zwar für das Jahr 1934mit einemRückgangderArbeitslo - ¬
senzahl . Errechnet imJahrosdurchschnittmit 310 . 000Arbeitslosengeænüher
338. 000imheurigenJahr . AberauchwenndieseAnnahmenrichtigsind,sobewei
sen sie nichts für die wirtschaftliche Entwicklung ,weil grosse Veränderun¬
genin derArbeitslosenversicherungzumassenhaftenAussteuerungengeführt
haben .DiewirtschaftlicheEntwicklunghat imJahre19 ) 33einenTiefpunkter - ¬
reicht .DieSummeder LöhneundGehälterin Wien ,die imJahre 1929noch
1893MillienenSchillingbetragenhat ,ist imJahre1932auf1348Millionen
Schillinggesunkenunddürfte imJahre1933nurmehr1150MillionenSchil¬
lingerreichen .Siewirdkleinerseinals dieLohn-undGehaltssumme,dieim
Jahre1924ausgezahltwordenist .EineähnlicheEntwicklungsehenwirbei
der Warenumsatzsteuerfür ganzOesterreich .Ihr ErtragwirdimJahre1933,
ehnodie neueKrisensteuer ,umfast ein Drittel kleiner sein als er imJahre
1924gewesenist .Daszeigt KonsumeinschränkungenschwersterArtan .

Es mussallerdings fostgestellt werden ,dass auch einege¬
wisso Bolebungder Wirtschaft ,wio in der ganzen Welt ,so auch inOester¬
reichimFrühherbsteingetretenist .Abersie betrifft bei unsin allerRe¬
gel solcheIndustriezweige ,die in Wienwenigodergar nichtvorkommen.
Dasliegt imWesendesheutigenHandelsvertragssystemsmitseinenKontin¬
gentbestimmungen ,die sich für Stapelwarengünstig auswirkenkönnen ,nicht
abor für dio manigfachen Arten der Fertigindustrie ,die in Wien zuhausoist .
Die Ausfuhrsteigerung ist in erster Linie der Holz - undPapierindustrie zugä¬
tegekommen,in derEisneindustrie derHalbfabrikate-Erzeugung,in derToktil¬
industrie denSpinnereien ,währendWirkereienundStrickereiengar koineVor¬
teile ,die KonfektionnurgeringeVorteilezichenkonnten .Dieungünstige :
Situatien für Wienwird nochdadurchverschärft ,dass im Interesse derLand¬
wirtschaftdie LebensmittelpreisedurchRegierungsmassnahmenkünstlich
hechgehaltenwerden ,der Preisabbauvielfach künstlich verhindertwird,was
sichbei sinkendenLöhnenundGehaltendeppeltargauswirkenmuss .Denndie
Einkommensquoto,die der Masseder städtischen BevölkerungzurBefriedi¬
gungder Bedürfnisse,soweites sich nicht umdie Ernährunghandelt,übrig
bleibt,wird dadurch immergeringer .Zu der Vichverkehrsregolungist jetzt
die Milchpreisbegelunggekommen.Dieletzte Verordnung,die kürzlicheine
Verteuerungummindestens5 Groschenfür denLiter Milchbewirkthat,bedeu-¬
tet für die WienerBevölkerungeine neueBelastungvon13 ' 5MillienenSchil - ¬
ling im Jahr ,seviel etwa ,wie die viel umstrittene Tariferhöhung für Gasund

elcktrischenStromeinbringt,mehralsdoppoltsoviel ,wiedieEntlastungdurch
die Aufhebungder Nahrungs -oderGenussmittelabgabebedeutethat .Diejängste
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Zuckerverkaufsregelunghat denZuckerplötzlich um4 GroschenproKilegramm
verteuert .Das macht für den Wiener Jahreskonsum mindestens 2Millionen
Schilling aus .Das Rindfleisch und das Schweinefleisch sind in Wien im ,Sep¬
tember teurer gewesenals in Berlin und selbst in der Schweiz .Das Brot ist in
Wien teurer als in der Schweiz ,wenn auch nicht so teuer wie in Berlin .Das

gleiche gilt für das Weizenmehl.Erdäpfelsind dafür in Wienwiederteurer
als sogarin Berlin .UnterdiesenVerhältnissenleidet dasWienerGewerbe
ausserordentlichunddiese Tatsachenbedeutenmehrfür das WienerWirtschsfts
lebenals alle städtischenSteuernundTarifezusammengenommen.

Wennin solcherZeitderGemeindeauchdieInvestitions¬
tätigkeit unmöglich gemacht wird und die Arbeitslosigkeit nochstärker
steigt,istdasdoppeltfolgenschwer.MitRechtmüssenwirdaherverlangen,
dass der Bund ,der imInteresse der Landwirtschaftder WienerBevölkerung
schwereLasten auferlegt undüberdies die finanzielle GebarungderGemeinde
aufdasSchwerstebeeinträchtigthat,beiseinerInvestitionstätigkeitWien
in stärketemMasseberücksichtigt .Dadie TrefferanleihezumgrässtenTeil
in Wiengezeichnetwordenist ,müsstederBundeinennamhaftonTeildesAn¬
leiheerlöses auf Wiener Boden verwenden .Ein Antrag ,in dem der Gemeinderat

diesvonderBundesregierungverlangt,liegtzurBeschlussfassungvor .Ichhab
demHerrnFinanzministerunddemHerrnHendelsministereingrossesArbeits-¬
pregramm,dasauf WienerBodenverwirklichtwerdenkönnte ,überreicht .

Unter solchen Verhältnissen ,wie sie jetzt wirtschaftlich
sind ,ist auch die Zurückschraubungder Bezügeder städtischen Angestellten
sohrbedauerlich .DerBundhat die Angleichungder Bezügealler öffentlichen
Angestelltenan die der Bundesangestelltenin denletzten zehnJahrenwieder
holtverlangt .Erhatsie imJahre1931aufdemWegeeinerVerfassungsbestim
mung ,imAugust1932durchein einfachesBundesgesetzangestrebt. Wir
habenunsdamalsdagegenzurWehregesetztundzwarmitErfolg .Jetztzwingt
unsdie Finanznot ,die nicht unsereschlochteWirtschaft ,sonderndioKette
vonNotverordnungenherbeigeführthat ,diese Angleichungzu machen ,weil
ohnediese grosse Sparmassnahme,das GleichgewichtimGemeindehaushaltnicht
hergestellt werden kann .Wennder Finanzminister nun erklärt ,der Bundhabe
vonder GomeindodiesoAngloichungnicht vorlangt ,so ist dasein Spiolmit
Worten,währendesaufdieTatsachenankommt.GowisshatdioBundesrogienung
nieeineNotvorordnungerlassen ,durchdiesiodieAngleichungverordnethat .
Abersie hatdurchNotverordnungenderGemeindedieMittelentzogen,die
zur Aufrochterhaltungder bisherigen Bezahlungerforderlich nind .Dasweiss
joderstädtischeAngestellte.KeinerleiDemagogiowirddieseErkenntnisver¬wischen .

Esist unsgelungen ,wennauchdurchharte Massnahmen,für
dengrossenAusfall,donunsdie Bundesregierungbereitethat ,einenAusgleich
zufinden .Unbedecktbleiberabendochverläufig35MillionenSchilling,
ungefähr ebensoviel ,als der sogenannte Lastonausgheichbeträgt .

DieobersteSteuerhoheitimStaathatsolbstverständlichdor
Bund .DieBundesgesonadaherauchbestimmt ,welcheAbgabonderBund
sichvorbehält,welchedavonermitdonLändernundGomeindontoilt ,welcheer
donLändernganzüberlässt .Dahererscheintes systemwidrig,dassderBundfür
seineallgemeinenBedürfnissevondenLändernundGomeindenBeiträgeeinhebt.Abordasgeschichtsoit demJahre1924 .DassogonannteBundospräzipuumbe-¬
stcht mit ho Millionen Schilling jährlich bis auf den heutigen Tag . Esist
vorhältnismässigaufalle Länderaufgeteilt .Heuerhat derBundplötzlich
wiedereinenLastenbeitragverlangt,aberdiesmalnurvonWienallein .Erist
untragbarundfindetimGeneindehaushaltkeinenPlatz .Wirkönnenihnweder
durchSparmassnahmennochdurchVergrösserungder Einnahmendeckon ,dadie
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Tariforhöhungenfür das übrige BudgetoFforderlich sind undeinewoitero
Erhöhungausgeschlossenerscheint .Daherliegt demGemeinderatderAntrag
vor ,der die Regierungauffordert ,keine einseitige BelastungWionsvorzu¬
nehmen,sondern ,wennder Bundschonstatt eigenerSteuerneinenLastenbeig
trag einhebt ,diesen Beitrag auf alle Länderverhältnissmässigzuvertei¬
len ,zumal unsere Finanzlage nicht günstiger ist als die anderer Bundes¬

länder . Eswäreeine falsche undschlechteFinnazpolitik,wennder BundseinDefizit in ein Defizitder GemeindeWienverwandelnwollte .Daraufläuft
aberdereinseitigeLastenbritragmfnaus.DaszeigtdasNachtragsbudget
1933desBundes. EsweisteineVerminderungderöffentlichenAbgabengegen-¬
überdemerstenVoranschlagimBetragevon4oMillionenSchillingauf ,da¬
runter20MillicnenbeidenZöllen .VierMillionenSchillingdecktderBund
durchneueSteuern ,wiezumBeispiel die Zündmittelsteuer ,und36Millionen

Schillinge verordnete er Ende August über Nacht als Zahlungsverpflichtung
Wiens. Ebensegleicht dr sein Defizit für das Jahr 1934aus . Wiensollalse
dadie VeränderungenderHandelspolitik ,die aufdie Zolleinnahmeneingewirkt
haben ,bezahlen .Dabei hat die WienerBevölkerungohnedies für denBundes- ¬
haushalt ungeheureLeistungen zu vollbringen .Vonden 1280MillionenSchil - ¬
ling ,die der Bundfür das Jahr 1934an Steuern ,Zöllen undMonopolgewinnen
veranschlagt,wirdsicher mehrals die Hälfte vonder WienerBevölkerungauf-¬
gebracht .Fünfmalsoviel an Steuern ,als die GemeindeWienvondenWienern
verlangt,fordert der Bandvon ihnen .DaswürdedemBundmindestensdieVer- ¬
pflichtungauferlegen ,die Finanzgebarungder Gemeindenicht zubeeinträchtige

Ich musshier die Anklagewiederholen ,die nicht erst gegen
die heutigeRegierung ,sonderngegenalle BundesregierungenimletztenJahr¬
fünft erhobenwerdenmusste .Sie denkennur an ihr eigenesBudgetundbrin¬

immergen damit Länderund Gemeindenin ärgereBedrängnis .DieWirtschaftskri¬
se hat seit dem Jahre 1931 beim Bund ebenso wie bei den Ländern und Gemein - ¬

deneinenRückgangder Steuererträgegebracht .Aberder Bundweisssichzu
helfen . Erlässt den Ertrag der geteilten Abgabenruhig sinken beidirek - ¬
ten undindirektenSteuern .undführte für sich selbst ein ganzesSystem
von Krisensteuern ein ,die er zu 1oo Prozent für sich behält . Sogleicht
er den Rückgang für sich selber aus ,ohne sich darum zu kümmern ,wieLänder

undGemeindenbei fortwährendsinkendenEinnahmendasAuslangenfindensol¬
len .ZweiBeispiele zeigen das ganz deutlich .Die Warenumsatzsteuerhatim
Jahre1929256MillionenSchillingeingebracht.ImJahre1933bringtsienur
139MillionenSchilling ein ,also um117MillionenSchilling weniger .Aber
der Bundhebt für sich einen Krisenzuschlagein ,der 124MillionenSchil¬
ling trägt . Ergleichtalsofür sichdenganzenRückgangaus .DieEinkommen¬
steuer hat im Jahre 1929 182 Millionen Schilling getragen .Im Jahre 1932
hatsie nurmehr128MillionenSchillingeingebracht .Dafüraberhatder
BundimJahre1932ohneBeteiligungder LänderundGemeinden18Millionen
Schilling Besoldungssteuerund34 ' 3MillionenSchilling Krisensteuerein¬
gehoben .Erhat alsodenAusfallmit52MillionenSchillingneuenPersonal¬
steuern für sich vollständig wettgemacht ,die Länder und Gemeindengehen
leer aus . Sohat der Bundtrotz Wirtschaftskriseseine Einnahmenaufderselben
Höheerhalten ,aufdersievorBeginnderKrisewaren,ErhatimJahre1929
1163 Millionen Schilling an Steuern und Zöllen eingenommen,1933 mit den
36 MillionenvonWien1053MillionenSchilling .Für1934präliminierter
1ol7MillionenSchilling .DenLändernundGemeindenzahlter abergegen¬
über1929um102beziehungeweise113MillionenSchillingweniger ,sodassihm
selbst der gleiche Betrag bleibt .Die GemeindeWienhat in derselbenZeit
eine Senkung ihrer eigenen Steuern von 210 Millionen Schilling im Jahre 1929
auf 126MillionenSchillingimJahro1934undan Bundessteueranteileneine
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Sonkungvon165 Mill .Schilling auf 9211yMillionen Schilling ortragen .
Bei den Monepolenist das gleiche Bild .Der Bundhat vor derWirtschafts¬
krise im Jahre 1929 Moncpolgewinne von 228 Millionen Schilling gehabt ,im

Jahre 1933 238 Millionen Schilling ,da er trotz des starken Kensumrück¬
ganges durch Tariferhöhungenseine Gewinnquotegesteigert hat . Kannmander
Gemeinde Wien verweigern ,bei ihren Monopolbetrieben einen Ueberschuss zu

machen ,der ein Zehntel dieser Ueberschüsse ist ?
Kein Land wird vom Bund so stiefmütterlich behandelt wie

Wien . Wienbringt den grösseren Teil der Bundessteuernauf ;bei denSteuern ,
we es länderweise genau festgestollt werden kann,sieht man ,dass mehrals
die Hälfte der Einnahmenaus Wienkommt .AberWienbekommtbei derAbgaben- ¬
teilung für das Jahr 1934 von 163 Millionen Schilling ,die verteilt werden ,
nur mehr52 ' 19MillionenSchilling .RechnetmandavonnochdenLastenbeitragübrigab ,so bleiben gar nur noch 16 ' 19Millionen Schilling Lr " ,also9170
Swhillingpro Kopf der Bevölkerung . Wirbekommenals Land und als Bundeshaupt - ¬
stadt wenigerals kleineDörfer .

Waswill der Bunddamit ?Will er Wienkulturell undsozial
auf das Niveau eines Dorfes von 500 Einwohnern herabdrückon ?Wenner das

nicht will ,so muss er aufhören ,auf demWegefortzufahren ,den er in denletz - ¬
ten MonatengegenüberWieneingeschlagenhat .DerBundhat selbst imJahreTarif
1931olf Steuer - Zoll - und/erhöhungenvorgenommen ,im Jahre 1932anht
und im Jahre 1933 bisher achtzehn Steuer - ,Zoll - undTariferhöhungen .Siehaben
ihm ermöglicht,seine Einnahmenauf demStandu zu erhalten,wie er vorder
Wirtschaftskrise war .Die Steuern der Gemeindesind allein seit 1931von
182 ' 8Millicnen Schilling auf voraussichtlich 140 Millionen Schilling im
Jahre 1933 zurückgegangen und werden im Jahre 1934 nur mehr 126Millionen
Schilling tragen . Werda noch von grossen Steuersenkungen spricht ,ohnezu¬
gleich neue Einnahmenvorzuschlagen ,begeht ein Attentat auf die Schuleund

auf die Armen und Hilfsbedürftigen in dieser Stadt .

Unter allen möglichenVorwändenhat eine förmliche Jagdauf
Gemeindesteuern begonnen .Die plötzliche Aufhebung der Nahrungs -oder Ge- ¬
nussmittelabgabe hat das Stichwort dazu gegeben .Die Regierung müsste frei¬

lich einsehen ,dass diese Jagd vor ihren eigenenTorennicht Haltmacht .
Niemandzahlt gerne Steuern unddie Leutesagensich mit Recht ,warumman
nicht auch die Bundessteuernnacheinanderabschaffen kann ,wennes beiden
Gemeindesteuern möglichseinsoll .Jezzt habeninsbesondere die Hausherreneine

Treibjagd auf die Wohnbausteuer eröffnet .Während sonst nach einembekannten
Wort immernach der Jagd kolossal gelogen wird ,gehört hier das Lügenzum
Jagdhandwerkselbst . Sowird erzählt ,dass es nur in WieneineWohnbausteuer
gibt ,sonst nirgends auf dr Welt . Wirwarenin Wienin derglücklichen
und für die Winer Bevölkerungerfreulichen Lage ,die Steuer aufWohnungen
und Geschäftslokale zumBauen verwenden zu können .Wir haben daherdiese
Steuer Wohnbausteuer genannt .Aber die Steuer selhat ,die Besteuerung von
Mietgegenständen,gibtes natürlichnicht nur in Wien ,sondernin ganzOoster-¬
reich ,in verschiedenartigen Fermennatürlich in der ganzen Welt .DieBesteu - ¬
erungvonWohnungenundGeschäftslokalenist in Oesterreichnirgendssonied¬
rig wiein Wien ,sie ist in einergrossenAnzahlStädtezehnmalsa hochwie
in Wien .Einesolche amObjekthaftendeSteuer ,die daherauchrelativ
krisenfest ist,muss es geben .Sie ist nebender Fürsorgeabgabeundinden
Ländernnobender Grundsteuerdas Rückgratder Einnahmen .EnWienbringt
die Wohnbausteuer jetzt ein Drittel sämtlicher Gemeindesteuereinnahmen .
Sie auflassen ,heisst die VerwaltungWienszerstören .Nurein Narr kannso
etwasferdern .DieSteuerist unentbehrlich,auchwennsie leidernichtmehr
ganz zumBauenverwendet werden kann ,für das Gomeindebudget .DieOpposition
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hat ort undoft varlangt ,nannögedonWchmausbauausanleinogeldern
bestreiten unddie Wohnbausteuerzur VerpfändungundTilgungdesAnlehens
verwenden .Hätten wir das getan und hätten wir so viele Kreditebekommen,
so müssten wir jetzt an fromde Gläubiger vielleicht 25 Jahre lang70
Millionen Schilling jährlichen Tributes zahlen . Wirhaben es nicht getaund
können nun ,wenndie Finanzverhältnisse das Bauen nicht gestatten ,dasGeld
dazu verwenden ,umdr Gemeindeselbst zurückzuzahlen ,was wir ausser der
Wohnbausteuerin besserenJahrenfür Beuzweckeverwendethaben . Wiersparen
dabei die Zinsenzahlungenund verbessern mit diesemGeldedasBudget .

Warumfällt os niamandein ,zu sagen ,der Bundsoll dieZins-¬
groschensteuer abschaffen ,die er erst vor vier Jahren eingeführt hat und
die in Wienallein 15 Millionen Schilling einbringt ,die für die grosse Mas¬
se der Mieter gerade so hoch ist wie die Wohnbausteuer ,nämlich 3Groschen
für jede Friedenskrose ?Wennich vergleiche ,wasbishermitderWohnbau¬
steuer undwasmit der Zinsgroschensteuergeleistet wordenist ,dannist
mir umdas Urteil der WienerundWienerinnennicht bange .Ich unterwerfemich
da gerne jeder Volksabstimmung.

ZumhundertstenMalemussmanmagen,dassdieBesteuerungder
Wohnungenund Geschäftslokale gerade in Wienvor demKriege weitaus grösser
war als jetzt .Gerade wir Sozialdemokraten waren bemüht ,diese heheBesteu¬
erung abzuschaffen und dieses einfache ,aber furchtbar drückende Stouer¬

systemdurchein komplizierteres,abersozial weitausgerechteresSteuersystem
zu ersetzen .Die das Wiener Steuersystem bekämpfen und dabei insbesondere
auch die Wohnbausteuer und die Fürsorgeabgabe abschaffen wollen ,vergessen

immer ,uns zu sagen ,was an die Stelle der Gemeindesteuern vonheute
treten soll .Da ist es doch gut ,sich genauer daran zu erinnern ,wie es vor

zwanzig Jahren war .Damals hat man für Gemeinde und Land eine Mietzinsumlage
und Zuschlägezur stastlichen Hauszinssteuereingehoben ,diezusammen
73 ' 13MillionenGeldkronon ,das sind 105 ' 3MillionenSchilling betragenhaben
Die staatliche Hauszinssteuer ,die daneben lief,war im Jahro 1913 54Mil¬

lionen Goldkronen ,das sind 77 ' 76MillionenSchilling .Sie wurdenanhdem
KriegedemLandzur Einhebungüberlassen .Die gesamteBolastungderWiener
Wohnungenund Geschäftslokale betrug alsc im Jahre 1913183Millionon
Schilling .Die Wonnbausteuerist jetzt mit 43 ' 5Millionen Schilling veran - ¬
schlagt,also nicht einmalmit demvierten Teile,obwohlin diesen 20Jahren
mindestens 70 . 000Wohnungenund . 00oGeschäftslokäle zugewachsensind .Die
Besteuerung der Wohnungen und Geschäftslokale im Jahre 1913 hat also mehr

getragen als heute alle zwanzig Gemeinde - undLandessteuern einschliesslich

der Wohnbausteuerzusammengenommen ,da sie nur 126MillionenSchillingein¬
bringen ,also um57MillionennSchillingwenigerals die Mietsteuernvordom
Kriege ,derenNichtzahlungnicht nurmitPfändung ,sondernmitDeogierung
goahndetwordenist .DieHerren ,die die Gomeindesteuernabschaffenwollen,
sollen sagen ,ob sie die Wiedereinführungdes Zustandes von 1913wollen ,

da der Arbeiter für seine 3e Kronen - Wohnung12 Kronon ,das sind 18Schilling

monatlich ,Mietsteuer gezahlt hat,während or jetzt 90 GroschenWehnbausteuer
zahlt ,undder kleineGeschäftsmann,der zumBeispiel600KronenJahres-¬
friedenszins gezahlt hat ,240 Kronen ,das sind 360 Schilling Mietsteuer ge - ¬
zahlt hat ,währender jetzt nur jährlich 18 Schilling Wohnbaustouerzahlt ,
also den zwanzigstenTeildavon .

Nebendieser horrendenMietsteuer hat die Gomeindedamals
ZuschlägezuverschiedenenanderenstaatlichenSteuerneingehobenundAntei¬
lo an staatlichenSteuerngehabt .Sie hat auf dieseWeise80Millionen
Schillingeingenommen.Anihre Stelle ist heutedie Abgabenteilungge¬
treten ,ausder wir für dasJ,hr 1934nur52 ' 19MillionenSchillingbekommon,
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und davon nimmtuns der Bundnoch 36 Millionen Schilling wiederweg .
Daneben gab es damals noch die Gowinnabfuhr der städtischen

Gaswerke ,Elcktrizitätswerke ,Strassenbahnen und der WienerWasserleitung .
ZufälligkammirkürzlichdasGoldeneBuchderStadtWienin die Handund
ich schlug die Urkundeauf,mit der domBürgermeisterDr .Karl LuegerdasEhren
bürgerrecht verlichen wordenist .In dieser Urkundewird ihmbesondersnach¬
gerühmt ,dass ,wiees wörtlichheisst,ein nachMillionenzuberechnender
Gewinnalljährlich demStadtsäckel aus den Gaswerkenzufliesst .Bozüglich
derElektrizitätswerkeist in derUrkundewörtlichgesagt ,dasssie derHe-¬
meindeneue ,sehr bedeutendeEinkünfte bringen .Nachden Krioge kamdie
Inflation .Sie zerstörte alle Tarife unddie Grundlagejedergeordneten
Kalkulation .Manmusste immer wieder die Tarife erhöhen,nur um die Solbst - ¬
kostonzu deckenundheftige Kämpfesind imGemeinderatin denJahren1919
bis 1922darumgoführtworden .In solcherZeit warmanfroh ,dieSelbstkosten
der Unternehmungendeckenzu können .Die christlichsoziale Partei hatsich
auch damals noch gerühmt ,dass unter ihrer Herrschaft die Unternehmungenan
dieGemeindeGewinneabgeführthaben .WirhabenaufdieGewinneverzichtet,
solangees möglichwar ,dadieseGowinneja nichtsanderesalsindirekte
Steuernsind .DieZugriffeder Bundesregierungzwingenunsnicht nurzu
harten Sparmassnahmen ,die üble Wirkungenauf die Wirtschafthaben ,sondern
auchzur Rückkehrzu demalten Zustand ,dass mindestensGaswerkeundElektri -¬
zitätswerke,wennauchnicht die Strassenbahnen ,Reingewinneliefern .Die
städtischen MonopolbetriebehabenimJahre 191331 ' 2MillionenGoldkronen,
dassind15MillionenSchilling ,Gewinnandie Gemeindekassoabgeliofert,
davonGas -undElcktrizitätswerkeallein 15 ' 5MillionenGoldkronen ,das
sind 22 ' 4Millienen Schilling .Ihr Umsatz war aber damals viel kleiner als
houte .NachdemUmsatz ,derfür dasJahr1934erwartetwird,gerechnet ,wäre
die Abfuhrauf Grundder gleichenGewinnquotepro Kubikmeterverkauften
Gases und pro Kilowattstunde 33 ' 5Millionen Schilling .Wir haben fürdas
nächsteJahreineAbfuhrvon25MillienenSchillingpräliminiert ,dieabor
nicht nurausdomnormalenGewinn,sondernauchausbesonderenSparmass¬
nahmen erfliessen soll .Das gilt in manchon Kreisen als Verbrochen ,ebwohl

wirGasundStromnochimmerbilligerliefernals vordomKriegeundalsjotz
die Lieferungin denmeistenStü - dtenerfolgt .DiehöhereGewinnabfuhrvor
domKriegegilt aber als Ruhmestatder damaligenVerwaltungunddabht .brau- ¬
chenwirhautedieseEinnahmenfür die Gemeindemindestensobensodringend,
wiesie imJhre 1913gebrauchtwordensind ,Nebenbeibemerkt ,vergessondie
Leuto ,die die Tarifetekämpfon ,immer ,dassauchder BunddarauswiederVor¬
teilo zieht .DieErhöhungderKörperschaftssteuerundderWarenumsatzssouer,
die aus unserorTariferhöhungfür ihn orfliesst ,machtungefähr4Millionen
Schilling imJahreaus .

Ichmussbei dieserGelegenheitnocheineandereLegende
zerstören ,die in den letzten Monatengerne verbreitet wird ,Dawirderzählt ,
wonndorBundderGemeindeauch80MillionenSchillingwognimmt,sobedoute
dasnichts .DieGomeindelebezuüppigundkönnedasglatt vonihrenAus-¬
gabenwegstreichen . 80MillionenSchilling sind nicht leicht erspart .OhnePer¬
sonalersparungenist einesolcheVerringerungderAusgabonüberhauptun¬
donkbar.UndbeijoderSparmassnahmohältmanunsentgogen,dassmangerade
indiesemPunkt ,deraufdorTagesordnungsteht,nichtsparensollte .Mansagt
uns ,die GemeindeWiensollto auf den Standardzurückgehen ,den sie indor
Vorktiegszeithatte ,daswürdereichlichgenügen,undoswirdbehauptet,
dasswirweitdarüberhinaussind .Prüfenwir !Wirhabenfür1934,ohneWort-¬
durchführungengerechnet ,die ja nurrechnungssässigePostensind ,und
untervollerBorücksichtigungderBundesmassnahmenundderdurchsienot¬
wendiggewordenenBedockungsmassnahmeneineEinnahmevon292 ' 6Millionen
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Senillingprälimantort .In Jahre1924 ,warenas 31615HlliomnSchilläng .
Wir sind also hinter das Jahr 1924 zurückgegangen .Bei den Ausgabenist
os ebonso .Schauon Sio sich alle Rochnungsabschlüsse der Länder unddes
Bundes an und prüfen Sio ,ob solche Einschränkungen noch irgendwogemacht
wordonsind !Undnun der Vergleich mit demJhre 1913 . Hierist fürphanta - ¬
sievolle Dichter der grösste Spielraum,weilsich niemanddie Mühenimmt,
den Rechnungsabschluss 1913 in die Handzu nehmenund daraus die Grundla¬
genzumVergleichmitunsererheutebandersaufgebautenGebarungzuentneh¬
men .In einer Heimwehrzeitunghabe ich neulich gar gelesen ,vor demKrioge
sei die Gemeindemit 1o0- 150MilliononSchilling imJahs ausgekommen,da
bleibe nochgenugSpielraumfür die BundesregierungzumGeldwegnohmen!In
Wahrheitbetrugendie GemeindeausgabenimJahre1913225 ' 6MillionenGold-¬
kronen .Davonwaren13 ' 96MillionenGoldkronenWertdurchführungenund27' 71
Millionen Goldkronen Aufwendungenfür die städtischen Unternchmungenaus
Anleihegeldern.Rochnenwirdasab ,so bleibt als Vergleichsziffer183' 85
MillionenGoldkronen,dassind ,wennichnurzu ' Alumrechne,264' 75Mil-¬lionenSchilling .

wi
Rechnen/fürünserenVoranschlag1934dieWertdurchführungen

ab und die 36 Millionen Schilling ,die der Bund fordert ,so kommenwir
zu einer Ausgabevon291 ' 8MillionenSchilling .Nundarf manabernicht
vergessen ,dass Wien im Jahre 1913 kein Land war und dass die Agenden ,die
uns durch den LandescharakterWiensverfassungsrechtlich zugewachsensind ,
imVoranschlag1934allein AhMillionenSchilling Ausgabenverursachen.
Esbleiben dann als Gemeindeausgaben248 Millionen Schilling übrig .
TrotzdergrossenAudehnungderGemeindetätigkeit,trotzdergressausgebaufer
WohlfahrtspflegeunddorVormehrungderSchulkostengebenwiralsoum16
MillionenSchilling wenigeraus als vor domKrieg .

AucheinVorgleichmitanderenmittelouropäischenStädten
kannnichtschaden.PragzumBeispiellegteinenVoranschlagfürdasJohr
1934ver ,derEinnahmen( ohneAnjehensgelder )von610Millionentschechischen
Krenenenthält.DasistinSchillingumgerechnetotwadieHälftedesBetra-¬
ges,denunsereAusgabonfüreinedoppeltsovolkreicheStadtausmachen.

WirkonnteneinensolchenVoranschlagfreilich nurmitäusser
sten Sparsamkeiterstellen . Eronthält Investitionsarbeiten leider nurmehrimBetragevon12,500. 000SchillingundanderearbeitschaffendeMassnahmen
imBetragevon34,190 . 000Schilling .Wirkonntenihn nur erstellon ,weildie

betragtganzeSchuldenlast,diedieGomeindesolbsttrefft,nur59MillionenSchilling
und dar Schuldendienst im Voranschlagnur ' 3Millienen Schilling ausmacht .
Wirkönnenfrohsein ,in soschwerenZeitensolcheKreditgrundlagenbieten
zukönnon .

Wirwarendaraufbedacht,dieWohlfahrtspflegeunddieSchu¬
1o möglichst unversehrt zu erhalten .Die Zahl der Schulkinder ist gegen¬

üherdemJahre1913/1914um100. 000gesunken. WirhabondaszurVerbesserung
des Schulwesens benützt .Die Ausgaben für das Schulwesen machen 18 ' 8Pro¬

zent des Voranschlagesaus .DerAufwandfür das Wohlfahrtswesenmacht
31' 55ProzontderGesamtausgabonaus .LerSachaufwandalleininderFürsorge
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ist 79 ' 1MillionenSchilling undso gross ,wieer nochin keinemfrüheren
Verwaltungsjahrwar .Der Voranschlagvormagalso trotz aller Sparmaas¬

Zunahmonder Not der Zeit in bedeutendem Masse Rechnungtragon,wenn wirauch
selbst violorlei Mängel kennen und gerne noch anderes bieten würden . Wenn
mituntergesagtwird ,diese Fürsorgotätigkeitnützenichts ,da dieGe- ¬
meindesteuern immerneues Elend erzeugen ,so kann ich darauf erwirdern : Wenn
das wahrist ,welchesElendmüssenerst die Bundessteuernerzeugen ,die
Wien fünfmal stärkor belasten .

In derausserordentlichenLagehabenwirein Rocht ,unsauch
an die anderen Bundesländer zu wenden .Wir haben in besseren Zeiten Lasten
zu ihren Gunstenauf uns genommen ,zuletzt beim Finanzausgloich1931 . Sie
sind heute infolge der LastenundKürzungen ,die uns der Bundauferlegt
hat ,untragbar geworden .Ich erinnere nur an eines ,worauf sich auch ein
eigener Antrag bezichtsWir haben den Ertrag der Landesbiersteuer von ' 80
pro Hoktoliter an die anderen Länder abzuführen und mussten eine Garantie
darauf übernehmen ,dass die Abführjährlich ' 5MillionenSchillingerreicht .
Wirnehmenabernur mehr ' 28MillionenSchillingein ,zahlenalso ' 2
MillionenSchilling jährlich darauf,DerBundhat de Garantieklausel ,durch
die er bei der Steuerteilunggebundenwar ,flür sich abgeschafft ,sogar
rückwirkendfür dasJahr1932,umsich dadurchzu entlasten .Er nimmtuns
auf selcheWeiseallein für die Jahre1932,1933und1934fast 100Millio-¬
nenSchilling und für Wiensoll die Garantieklausel gegenüber denanderentovo
Ländern/gelten?DieGerechtigkeitverlangt ,dasshier ein neuerRechtszu¬
stand geschaffenwird .

DieeinseitigeBelastungWiensmit36MilliunenSchilling
ist untragbar .Dasmindeste,wasverlangtwerdenmuss ,ist ,dassderBund
den Betrag auf alle Ländergleichmässigverteile .

DasBudget ,das hier vorliegt ,istaus der Notder Zeitge- ¬
boren,ausder WirtschaftsnotundauspolitischerAbnormität .Ich musses
zur Annahme empfchlen,obgleich ich ,könnte die Gemeinde Wien heute frei
handeln ,wiees ihrer Autonomieentspricht ,manchesin diesemVoranschlag
andersgestaltet hätto . Esist ein Durchhaltebudgetfür eineUebergangszeit ,
derhoffentlichbaldbessereZeitenfolgenwerden ,in denenWienseinRochtwird .
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StadtratKunschak(Christlichsozial )führtaus ,dasssichdasvor
liegende Budgetvor allem anderendurch eine serh weitgehendeUnklar¬
heit ,um nicht das schärfere Wort Unwahrheit zu gebrauchen ,auszeichnet

Wonnmandie einzelnen Ansätze durchgeht ,so siekg man ,dassüberall ,
nementlich auf der Einnahmenseite ,stille Reserveneingebaut sind .Das
trifft insbesondere bei der Fürsorgeabgabe zu .Diese ist mit einemBe¬
trag von12 Millionenprälmminiert .Es ist klar ,dass diesePrälaminier
ungdentatsächlichen VefhälntissenGewaltsntut .Sie basiort aufder
Voraussetzung ,dass die Lohnbasis im nächsten Jahre noch eine weitere
und zwar sahr weitgehende Schrumpfung erfahren werde .Zu einer solchen
Auffassung kann nur der düsterste Pesismissmus kommen ,denn alle An¬

zeichnansprechen dafür ,dass das Wirtschaftsleben in Oesterreich und
damitauchin Wienimallgemeinenauf einer ansteigendenLinie sichbe¬
wegt .Jeder Finanzreferent ist bei der Erstellung der Ziffern ,die für
die Finanzgebarung massgobend sein sollen ,zur grössten Vorsicht ver¬

pflichtet .Er ist aber auch verpflichtet ,an diese Arbeit miteinem
kleinen GradzumindestvonOptimissmusundZuversicht zuschreiten .
Wenner dasnichtvermag ,weiler sich aufGrundseinesEinblickesin
die wirtschaftliche Entwicklungdazunicht aufschwingenkannoderweil
er aus politischen Erwägungen sich der Wahrheit entgogenstellt unddie
ontgegengesetzto Richtung herbeiwünscht ,dann ist das kein Realpolitike

sondernein Katastrophonpolitiker ,der je früher desto besser .vonseine
Platz verschwindensoll .( Beifall bei denChristlichsozialen ) ,und
zwar nicht nur im Hinblick auf das optische Bild ,das er von der Ge¬

staltung des österreichischenunddes WienerWirtschaftslebensgibt ,
sondornvialmehrnochim Hinblick auf die Wirkungen ,die sich auseinem
so düsteren pessimistischem Bild ergeben müssen auf die Psyche der

ganzenBevölkerung,aberauchaufdie Psycheall derer ,anderenUr¬
teil der Stadt Wiengelegon soinmuss .

DiegleichepessimistischeBeurteilungder Lagesehenwirauch
bei der Wortzuwachsstouer .Manmusshier allerdings ins Kalkülzichen ,
dass durch die soit der Erstollung dos Voranschlages erschienenNot¬
verordnungder Regierungder Ertrag dieser Steuern wesentlichherabg- ¬
drückt werdenwird ,aber trotzdemist es nicht denkbar ,dass eineSteu¬
er ,die im Jahre 1932 noch . 5Millionen gotragen hat ,im Jahre1931
nur mohr mit 5 Millionen abschliessen sollte .Eino ähnliche Feststellun
mussmanauch gegenüber demErtrag der sogenanntenWasserkraftabgabe
machen .Diese Abgabe ist eigentlich ein Prozentualzuschlag zumGas - und
Strompreis und die vom Gemeindorat beschlossene Erhöhung dieser Preise
muss sich automatisch auch in demErtrag dieser Steuer äussern .Sås
ist nach meiner Übeerzeugung bewusst zu niedrig eingeschätzt worden ,
um eben die Einnahmensoite der Gomeinde möglichst düster zzugestalten .
Ein gleiches kann auch von der Steuer vomverbauten Grund gesagt werden
bei der ebenfalls eine wesentliche Erhöhung der im Voranschlagvorge¬
schenen Summe angeno mmen werden kann .

Für diesen Voranschlag kann nur das Wort Elendsvoranschlag ge¬
prägt worden .Währendfrg

. . .Jahr 1930 wertvermohrende Investitionen im Betrago von117 . 4
Millionen ,im Jahre 1931 von 96 . 7Millionen ,1932 von 53 . 8Millionen
gemacht worden sind ,sind ffür das Jahr 1931 nur mehr 12 . 5Millionen

V .gegenüber dom Jahro 1930 eine Kürzungvorgeschlagen ,ws
101 . 9Millionen oder 89 Prozent ,also fast das völlige Aufgebenjeder
Investitionstätigkeit bedeutet .Für Neubauten ist im kommendenJahre
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überhauptnichts mohrvorgeschen ,sondernnur für Fertigstellungenein
Betrag von 8 Millionon bereitgestellt .Es gehenalso se :wiselbst
gegenüberdemVorjahrdomWienerBaugewerbe32 . 5Millionenverloren .
aHasbodeutetbfürdiososGowerbeeine Katastrophe ,dorentgegenzuwirken
sicherlich eine Aufgabe der Gemeinde wäre ,nicht nur im Interesse der

am Baugewerbebeteiligten Unternehmer und Arbeiter ,sondern auchim
Gemoindeinteresseselbst .Zur Frage der Hauspersonalabgabehat sichder
Referent heute und auch schon früher in einer Art geäussert ,die mannur
als ausgewachseneFrivolität bezeichnen kann .Er hat die Sache sodar¬
gestellt ,als obes sichnurdarumhandelte ,beicheLeutezubegünstigen.
Das heisst,den Menschen ,die davon betroffen werden ,zumSchaden auchnoch
den Spott hinzufügen .Die Hauspehsonalabgabehat ja aucheine zweiteSeite ,
auf der das Elenddes Hauspersonalsgeschriebensteht .Unddiese Seizezeigt
der Referentgeflissentlich nicht auf .Er spricht vonRåthschild ,abergerado
die Erfahrungen mit Rothschild müssten ihn auf andere Gedankenbringen .Der
Vorgänger des heutigen Finanzroferenten hat einmal erzählt ,dass Rothschild

Hoo . 000Hauspersonalabgabezahlt .Heutehat der Raferent vont22 . 000gesproche
die Rothschild zuletzt gezahlt fät . vohd8f 300 . 000bis zu den 22 . 000liegt
die Existenz von Tutzenden von Menschen ,die geglaubt hatten,bis an ihr
Lebensendeversorgtzu sein .ImJahre 1928gabes 6579abgabepflichtigeHaus-¬
halte,im Jahre 1932 nur mehr 4697 und im Jahr 1933 nur mehr 4133 . Wennman
animmt ,dass imDurchschnittin jedemHaushalt5 Hausgehilgenabgebaut
wurden ,wassich er nicht übertrieben ist ,ergibt sich eine Zahl von12. 000
Menschen ,die währendder Wirksamkeitdieser Steuer arbeitslos gewordensind
Dabeisind in die Skala der Steuer förmlich Prämionfür den Abbauvon
Hausgehileneingebaut . Wennein Haushaltmit25Hausgehilfen5 abbaut,er- ¬

spart or nicht weniger als 26 . 700Schilling und wennein männlicherdabei
ist ,der auch abgebaut wird ,32 . 500Schilling .Das ist jader besteAnreit
für einen solchen Haushalt5 Hausgehilfenhiansuzuwerfen .Undwenndermännl :
alleinhimaangestelltwird ,werdenschon5800Serspart . Wennin einemHaus-¬
halt mit20Hauagshilfen5 abgebautwerden,machtdieEraparnisüber20. 000
Sundwonneinmännlicherdarunterist S29. 600. EinHaushaltmit15Haus
gehilgen erspart beimAbbauvon 5 S 14 . 3oe,ist ein männlichordarunter
S17. 300. BeiderReduktionvonKoauf5HausgehilfenergibtsicheineSteuor
ersparnisvonS7750,isteinmännlicherdaruntervonS . 800unddieReduk¬
tionvon5auf3orgibteineSteuererpsanisvon1350bezw.2750Schilling.DiesoZiffernsprechenfürsichalleinundzeigen,wiedieKonstruktion
derSteuergeradezueineTreibjagdvorallemgegendiemännlichen,dannabor
auchgegendieweiblichenHausgehilfenhervorgerufenhat .Wirhabenvon
allemAngobinnanaufdieUnsignigkeitdieserKonstruktionhingewiesen.Sei¬
norzoitkonntemannochdaraufhinweisen ,dassdieEriegs -undInflationsgo-¬
winnersichdasalles würdenleistenkönnon .AbereinesolcheSteuerbisauf
denheutigenTaghineinzutragen,ist nichtnureineDummheit,sondorn
einVerbrechenanbravenehrlichenArbeitsmenschen,wobeiichoffenzugebe,
dassichvonderLösungnichtbegeistertbin ,wiesiedurchdieBundes¬
notverordnungversuchtwird.AberdieshNotverordnungwärenichtnotwendig
gewesen,wennderLandtagrechtzeitigin dieLageversetztwordenwäre,
diesesüberreifeGesezuzurevidieren.Geradezutrostlosist dieMitteilung
dosReferenten,dassesHaushaltemitmohrals4Haisgehilfennur138gibt.WirgebenunskoinerTäuschunghin ,dassdiedurchdieBundesnotverordnung
durchgeführteReformdenerhofftenEffaktnutineinemganzkleinenUmfang
orzielenwird .DenndieHaushaltehabensichaneineEinschränkunggewöhnt
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und worden daboi bleiben .Die Existenzen ,die Sie zerstört worden ,bleiben
zerstört .Die Haus gehilfenabgabe ist in ihrer Wirkung nichst anderes als
das Todesurteil über eine Armeevon 12,000 anständigen Frauen undMännern .
( Lebh .Beifall bd .dChr . )Wirhättendahererwartet,dass der Referentüber
diese Fragewenigstehsmit etwasErnst gesprochenhätte .Aberesscheint ,
dass er unfähigist ,Fragensachlich ,losgelöst vonseiner NeigungzurFri¬
volität und von seiner Neigungalles politisch auszuwerten ,zubehandeln .
Er hat uns ja auch in seinem Schlusswort zur Debatte über denRechnungs- ¬
abschlussmit Hohnüberschüttet .Weilwir damalsdie vonunswiederholt
erhobeneForderungnachRevitionderSteuernwiederaufgestellthaben.
Er hat uns damals mit der Frage gefrozzelt ,was wir uns unter Revisionvor¬
stellen .Wir wissen sehr wohl ,was wir wollen ,und auch der Refefent scheintW
zu wissen ,was unter einer Steuerrevision versteht .Denn seit einer Woche
ist er daran ,Steuern zu revidieren und im Laufe der Budgetdebatte soll

eern
es noch zu e ter ven Steuerrevisionen kommen .Ich muss ganz entschieden

gegendie Entsielüungprotestieren,als ob wir glaubben ,es sei damitabgetar
wenn man die Aufhebung aller Gemeindesteuern verlangt .Niemand von unshat
das je verlangt . Wohlaber haben wir Abänderungsanträge gestellt,um die Steu - ¬
ern an die derzeitigen Verhältnisse anzupassen .Der Referent hat uns auf¬

geferdert ,wir mögensagen ,wiewir uns die finanzielle OrdnungderGemeinde
vorhältnisse vorstellen .Ich habeoft darauf verwiesen ,dass einewesaetliche
Ordnung des Gemeindehaushalts auf dem Boden der Wohnbaupolitik gesucht werde
muss .Es ist richtig ,dass wir Sie auf den Wogder Anleihe verwiesen haben .
Nunmeint der Referent der Effekt einer Anleihewäreder ,dass die Anleihe

verausgabt wäreund eine Zinszahlungsverpflichtungvon 77 Millionendurch
25 Jhre bliebe,aber bekanntlich läuft die Ammortisationsfrist beiHäusern
4o ,50 und 60 Jahre .Hätten Sie die Anleihe aufgenommen,so wäre die böse
Auswirkung auf die Wirtschaft sicher erspart geblieben .DieAbschröpfung
der riesigen Summevon einer Milliarde ,die für Wohnhausbauten aus den
WienerWirtschaftslebenherausgepresstwurde,konntenicht ohneRückwirkung
auf die Gestaltung des Wirtschaftslebens bleiben .Jetzt stehen Sie vordem
zerstörtenWitschaftsleben,dasInneneineweitereBautätigkeitnichtmehr
ermöglicht .Esgibt aberausder FrageheutenocheinenAusweg ,wennSie
ihn gehen wellten .Der städtische Hausbesitz ist unbelastet und Sie müssten

sich heute,woSie jede Bautätigkeiteinstellen müssen ,fragen ,obnicht
eine hypethekarische Belastung dieses riesigen Hausbesitzes Mittel bringen
könnte ,umfür eine bessere Zeit durchzuhalten .Die Verzinsungwürdesich
zweifelloszumTeil,dadurchergeben ,dass jene ,für die dieunerhörten
OpferunseresWirtschaftslebensgebrachtwordensindunddiesichheutedes

würdeausdemWohnbausteuererträgnisgedecktwerdenkönnen .Siehabenweiter
heuerzumerstenmalimVoranschlageinenBetragvon ' 6Millionenausgowiese
der vondensädtischenWohnhausbautenans Instandhaltungszinsan dieGe-¬
meindeabgeführtwird ,wobeisich ,nebenbeigesagt ,die Gemeindeauf denBoden
des Mietengesetzes und auf das gleiche Nivegumit den übrigenHausbesitzern
stellt .Diese Instandhaltungsreservenkönntenebenfalls zur Versinsungund
AmortisationderHypothekdienen.Ichwürdeallerdingsabsolutdavenabraten,
dieseHypothekwiedersozuverwenden,wieSieesbishergetanhaben. Sie
können,nachdemderBundeinmaldasExperimentmitderWohnbausförderungge-¬
machthat unterAusnützungseinerErfährungsichdaraufeinrichten,nicht
Wohnbautätigkeit ,sondernWehnbaufärderungzubetreihen.DieZinsgroschen-habor
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zumUterschidd vonder Wohnbautätigkeitprivates Kapital in einemsehr
grossen Umfang- 280Millionen -für die B utätigkeit und Wohnungspolitik
mebilgemacht.DerRednerwiederholtsodannseinenimVorjahrgestelltenAntrag,dassausdenVeberschüssendesErtragesderBodenwertabgabevom
verbautenGrundein Fondsgebildetwerdenmöge,auswelchemdemHusbesitz
fürdieUmgestaltungvongrosseninKlein -undMittelwohnungen ,fürdieHer-¬stellungvonAuf -undZubautensowiefür dieAssanierungvonKlein -und
MittelwohnungenDarlehenzumässigenZinsengewährtwerden.

EinzweiterWeg ,die finanziellenSchwierigkeitenderGe- ¬
meindezuerleichternist wiederholt,insbesonderevonderFrauDr ,Motzko
aufgezeigtworden,in derForderung,dassSiezurErfüllung- ihrerFürsorge-¬
verpflichtungendieprivatenWohlrätigkeitseinrichtungenimweitestgehendem
Masseheranziehenmögen. WirdenkendanichtaneinschablonenhaftesVorgehen.EswirddierichtigeAuswahlgetroffenund 2 fürdasle iblicheundseelischeWehlindiesenprivatenWohltätigleitseinrich¬
tungengesorgtwerdenmüssen .DadurchkönnteimgrossenUmfangeinebudgetä-¬
reEntlastungderGemeindeherbeigeführtwerden,ohnedassderFürsorge-¬
zweck,dendieGemeindezuerfüllenhat ,auchnurimgeringsteneinesachliche
Peeinträchtigungerfahrenmüsste.SiehabenunseredaraufabzielendenAnträgeömmerabgetan .

Ich habepersönlichin denletzten Monatenimmerwiederim
Stadtrat ,imFinanzausschuss ,imGemeinderatgebeten,Siemögendochwirklich
aneineernsteRevisionderganzenGemeindepolitik,insbesonderederGemeinde-¬
abgabensahreiten.SiehabendæsimmerabgelehntundkommenunddannmitödennurfürdierückständigstenMenschenberechnetenVergleiche.Heutehat
unsderFinanzreferentvorgehalten ,wasfür Steuernfrüherwarenundwie
verhältnissmässigkleindieSteuernvonheutesind. Wirsindnichtsetöricht
undnichtsoschlecht,etwazuleugnen,dassderMietzinsundderHausbesitzvonheutewesentlichwenigermitSteuernbelastetistalsinderVorkriegs-¬LeA

zeit . AberbeimVergleichzwischendeneinzelnenSteuernentscheidennichtdieZiffernmässigenResultate .Entscheidendist ,dassdiedamaligeWirtschaft
undBevölkeenngaufeinenvielhöherenLebensstandardwaralsheute. Washat
dieBevölkerungvonWienvonscheinbarniedrigenSteuern,wennsieindieser
UnsummevonElendverkommenmuss.(Lebh.Beifallb .d .Chr.soz.)
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Undwasdie Tarife anlangt ,so hören sie dochondlich auf ,sich
aufTatsachenzustützon ,andononsio ganzundgarunschuldigsind .
Sio könnennicht die Tarife vonhouto mit den Tarifon vonchomdemvor - ¬
gleichen .Gonausoist os mit dor Abfuhrder GowinnoderUntornchmungen
an dio Gomeindokassc .Die Gowinno von einst wurdon ausländischon Kapita¬
liston abgonommenunddor WionerBevölkerungzugoführt .DieseUober¬
weisungenhabennur zu einor Verbilligung goführt ,habondazugoführt ,
dass10JahrelangkeineStouererhöhungonvorgnoommenwerdenmussten
unddass dio Stadt Wienaus einomverwahrlgstenZustandherauszueiner
wirklichenGrosstadtgemachtwordenkonnto .DiesenUeberweisungensind
die Spitäler ,die Gartenanlagen ,diesenUeberweisungenist dergesamte.
AufstiogderStadtWionzuvordanken,NatürlichkönnenSieheutesagon,
Ihr Gaspreissoi billiger .Aberauchdasist nichtIhr Verdienst ,denn
dio Erbauungskostender Werkostehonheutefast zu NullimBuch ,dadie
UntornehmungendurchdieInflationschuldenfroigewordensind .Eshaben
sichauchungoheuretochnischeFortschrittevollzogen ;dasbedeutet
wioderoinowesontlichoHerabsetzungderBetriebskosten.DassSieheute
dieMöglichektihaben ,dieGas- undElektrizitätswerkeohneGefährdung
mit sichtlicher Sanierung Ihres finanziellen und kaufmännischen Tnhaltes
mit steigenderEntwicklungihrer technischenLeistungsfähigkeitIhreigen
nennenzu können ,das dankenSie demUmstand ,dass diechristlichsoziale
ParteieinenMenschen,denDirektorMenzel ,herausgefundenhat ,dernicht
nurmitdemKopf,dondernauchimHerzenundinderSeelemitgrösster
GewissenhaftigkeitamWerkeist ,

Esist auchdaraufhingewiesenworden ,dasswir beiunserer
Stellungnahmein derFragederWertzuwachsabgabefür dieRegierungund,
dassdieRegierungselbsthierfürdieHäuserspekulantenParteiergreift.
Ist derHausbesitzvalorisiert ?Nein !Undwenndie Häusergarzumzwengs
weisenVerkaufkommen,so sind sie schongar nicht valorisiert .Wersind
die Spekulanten ,die Vverkaufenoder die kaufen ?Dersein Hausverkauft ,
ist unter denheutigenVerhältnissensicherlich nicht als Spekulantzu
bezeichnen .Die meisten Hausverkäufewerdenentweder durchZwangsver- ¬
steigerung oder durch die moralisch - wirtschaftliche Zwangslagevorge¬
nommen .Die zumZwhhgsverkaufgelangendenHäuserwerdenzwei Malbis
dreiMalversteigert ,ohnedasseinAnbotgemachtwird .DieHäuserwerden
oft auch nochunter demAusruJungspreis an den Manngebracht .DieVer¬

käufer sind jene Vorkriegshausbesitzer ,die sich über die Krisenzeit
bis zumheutigenTagals Hausbesitzerfortschleppten .Nunmüssensievon
ihrem Eigentum Abschied nehmen und müssen ausserdem noch die Wertzu¬

hwachsabgabebezahlen ,obwohlsie wie die Dirne vomTanzeinersolchen
Versteigerungihres Eigentumsweggehenmüssen .Washiergeschieht ,
ist ungerecht ,ist hirnrissig .DDaherhatdie Rggierunkeingegriffenund nun beklagen Sie sich darüber .

Ihr Steuersystemist ein schlächtes ,ist ein verwerflichesSystem
aber es ist ein gut ausgeklügeltes System ,Breitner selbst hatgesagt ,
dass dieses Systemnur für die Zeit der Inflation haltbar ist unddas
es umgebautwerdenmüsse ,wennwiedergesicherte Zuständeda sind .Es
ist aber bis heute zu keinemUmbaudes Systemsgekommen ,da Sieglauben ,
dass Ihr SystemewigenBestand habenkönne .
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JedesSystemkannabernur wiedersystematischumgebaut
werden.EingriffevonaussenmüssennaturnotwendigzuZerstörungenund
unterUmständenzuMissgriffenundSchädigungenführen .Ichverhehlegar
nicht ,dassdieEntscheidung,diedieRegienunggesterngetroffenhat-auch
ich kenneihren Wprtlautnicht - nichtnachmeinemGeschmackist .Ich binder
Meinung,undmitmirsindalle christlichsozialenGemeinderätedergleichen
Meinung ,dass bei aller Anerkennung der Notwendigkeit der Revision der Ge¬

meindesteuern ,beiallerAnerkennungderNotwendigkeit,denbedrängtenWirt
schaftskreisenzuHilfezukommen,diepaarDutzendGrosskinobesitzerdie
allerletzten sind ,die sich meldendürfen .Wennnundiese mit Streikgedroht
haben ,dannkannichderRegierunggegenübernursagen,itwunderemich
darpber ,dassdieswirklicheinArgumentseinsoll ,dasaufsiegewirkt
hat .DieRegierung,dieautoritäreRegierung,ist mitanderenLeutenfertig-¬
geworden.SiehatdieAlpineMontangesalåschaftzuPaarengetrieben,alsdie
seglaubse,mitihrerArbeiberpolitikdasWerkderRegierungsabotierenzu
können.Ichglaube ,dieseRegierungwäreauchmitdenpaarDutzendenLeuten,
mitder ArbeiterbankundmitBelaHönigfertiggeworden ,wennsiegestreikt
hätten.Hierist sicherlich-unddassageichmitdervollenVerantwortung,
derichmirbewusstbin, - einschwererMissgriffgeschehen.Ichkhagedie
Regierungauchdeswegennichtan .SchulddaransindeinzigundalleinSie.
WerfremdeEingriffevermeidenwill,namentlichin einersolchennärrischen
Zeit,wieesdieheutigeist ,dermussdaraufBedachtnehmen,dassalleEinbruch
toreseinesHausesguteverschlossensind,ermussdafürsorgen,dassdieGe-¬

meindeautenomieinihremAnsehendurchborniertesFesthaltenaneinemüber.lebten undzumVerbrechengewordenenSteuersystemnicht geschädigtwerde .
BeklagenSiesichnichtüberdas,wasinderletztenZeitgeschehenist .
KlopfenSiesichanIhreBrustundsprechenSieihrdreimaligesmeaculpa.

IhreSchuldist es,waheutezumLeidwesenjedesMenschen,dervonderGrössederdeutschenGemeindeautonomieetwasempfundenhat ,
dermitdieserGemeindeautonomieaufdasinnigsteverbundenist,WMdiese
AutonomieEingriffegeschehenvonSeitederRegierung;abernochvielge
fährlicherundnochvielschlimmerist es,dassdieschwerstenAngriffeaus
derPsychedesVolkesherauskommen .IchkannSienichtdavonfreisprechen,
dassSiedie SchuldandiesenZständentragen .Nichtdie Regierungundnicht
dieLeute ,diedraussenhetzen,undnichtdieStimmung,diesichgegendieAutc
nomieimmerheftigergeltendmacht,sindzurVerantwortungzuziehen ,sondern- wieeinerderRednervorkurzemgesagthat ; Siesinddie TotengräberderGe-¬
meindeautenomie .( Beifallb .d .Chr. soz. )

WirselbsthaltenandieserAutonomiefestundwirwaren
wirklichzuallembereit,zudenweitestgehendenEntschliessungen,mitzu-¬
helfen,dassdieserGemeindehaushaltinOrdnunggebracht,dasserandieBe¬dürfnisseundForderungenderheutigenZeitangepasstwerde.Siehabenunsere
andundunsereRatschlägezurückgewiesen .Gut,wirwerdennasdamitabfinden.

FreilichsageichInnendaseine ,dassmirpersönlichdiesesAbfindenunend¬lichschwerfällt .IchhabedieKämpfeeinesLuegersumdieGemeindeautonomie
gegendieliberaleEürokratieundgegendieborniertenRegierungeninden
9oerJahrenmitgekämpftundmitgemacht.Ichhabemiterleltbtundmitgearbeitet,wieunterdieserGemeindeautomoniederBevölketungdasLebenleichtgemacht
wurde,wieindieserGemeindaautpnomiederösterreichische ,derWienerische
GedankeinderganzenWeltseinenSiegeszuggehaltenhat.
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NachdreissigjährigerArbeitshhanzumüssen ,wiedieseAutonomieam
Bodenliegt ,dasist dasschmerzlichste,waseinemMannmeinerStellung
nach 1oJahrenüberhauptpassierenkann .Darumsageichnocheinmal:
TuenSie,wasSie in Irer PflichterfüllunggegenüberdenBedürfnissendes
VolkesundgegenüberdenBedürfnissenunsererWirtschaftmachenmüssen.
MachenSiedasallesselbst,bevorandereanIhreStelletreten ,vondenen
mandurchausnichtweiss ,obsieesbessertreffenwerden.(Beifallbei denChr. scz. )
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Stadtrat Dr .Alma Motzko ( Shristlichsozial )erklärt ,dass die Mehr¬
heit in diesemVoranschlagzumersten Malmit einer Fiktiongebrochen
hat ,die sie 11 Jahre aufrecht erhielt ,mit der Fiktion von der Pros¬

perität der Stadt .Sie macht heute ein Durchhalte - budget .Dazu ist es
aber zu spät ,die Mehrheit hätte früher dafür sorgen müssen ,dass die
Bevölkerung durchhalten kann .Im Gegensatz zum vorgehen der Wiener Ge- ¬
meindeverwaltung stehen die Massnahmen der Bundesregierung ,auch der
fr üheren Bundesregierungen ,die darauf abgestellt waren ,wenigstens in
wichtigen Funkten der Wirtschaft Erholung zu gönnen .DieHinaufsetzung
des steuerfreien Mindesteinkommens bei der Personaleinkommensteuer ,die

Herabminderungder Sätze der Eerwerbsteuer ,die : NovellierungderGe- ¬
werbeordnung ,die Gewerbesperre ,die Sicherungd es Kundenkreises ,die
Aufhebung des Verzögerungszuschlages ,die Herabminderung der Verzugs - ¬

zinsen ,das alles sind Versuche ,die Lage der Wirtschaft zuerleichtern .
Die Sozialdemokratenhaben sich einfach mit einem Trugschlusszufrieden
gegeben .Sie habenfestgestellt ,die Bevölkerungzahlt ,also ist sie
leistungsfähig .DieBevölkerunghat gezahlt ,weil die Steuernmiteinem
ungeheurenTerror eingetrieben wurdenund weil die BevölkerungWiens
von einer unglaublichen Langmut ist .Aber auch diese Langmut musste end¬

lich ihre Grenzefindenundso ist es keinWunder,wennüberalleinun¬
beugaamer Widerwille gegen das gesamte Steuersystem der Wiener Be¬

völkerung zumDurchbruchkommt ,Heute verlangt die stezahlende Be¬
völkerung eine gründlichere/Medur im Steuerwesen der GemeindeWien ,

Auchdie Wohlfahrtspolitik der Gemeindeist an ihren Grenzenange¬
langt .Die Wohlfahrtspolitik einer Gemeindemuss in einemvertretbaren
Verhältnis zur Leistungsfähigkeit der Bevökerung ,zur Tragfähigkeit der
Wirtschaft stehen .Alle Anträge der Minderheit ,die auf eineVerein¬
fachung der Fürsorge ,auf eine Herabminderung des Fürsorgeaufwandes und
dabei auf eine bessere Anpassungder Fürsorgeleistungan dasFärsorge¬
bedürfnis der Bevölkerung abzielten ,wurden abgelehmn .11 .DieWiener
Gemeindeverwaltung hat den Zweck der Fürsorge so formuliert :Die Für¬

sorge mussdas stärkste Werbemittelfür die sozialdemokratischePartei
sein .Die Eindergartengründungen ,das Hortwesen und die Anstaltsfürsorge
das alles war ein einziger Rattenfängerzug ,umdie Jugend von klein auf
in das geistiße Milieu des Sozialismus hineinzuführen .Eine solcheFür¬
sorge mussdas Schicksal einer Seifenblase teilen .DieLiquidierung
dieser zusammengebrochenen Illusionen zahlt aber die Bevölkerung unddas
Personal dieser Anstalten .Nach den amtlichen Mitteilungen sind in der
offenen Fürsorge für Erwachsene13 ,000Erhaltungs - Beitragsempfänger ,

min der offenen Kinderfürsorge rund 38 . 000unterstützte Kinder .
Rechnungsabschluss von 1913 sind Erziehungsbeiträge von 4 Goldkronenim
Monat an 11 . 077Finder ausgewiesen ,ausserdem wurden Waisengelderim
Betrage von 6 - 10 Goldkronen im Monat an . 665Kinder gegeben ,undKost - ¬
gelderan . 761Kinder .Esstandenalso imFriedens - undWohlfahrtsjahr
191322 . 494Kinderin der Fürsorgeder Stadt .Ueberdiessind anLh. 881
alte erwerbsunfähigeoder erwerbsverminderteMenschenErhaltungsbeiträge
gezahlt worden .Im Vergleich zu damals t also die Fürsorgetätigkeit
der Gemeindezurück .Darauslässt sich der Schluss ziehen ,dassdie
Massnahmender Bundesregierung ,so schmerzlich sie für die Finanzen der
Stadt Wiensein mögen ,nichtdie Ursacheder EinschränkungderFürsorge¬
tätigkeit sind ,pærdern ,dass diese Einschränkung durch

Wden nder Wiener Gemeindeverwaltung verursacht wurde .
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DieEinsichtslosigkeit der Gomeindeverwaltungäussert sichauch
in ihrer Wohnungs- undWohnbausteuerpolitik ,Niemandwirdleugnen ,dass
eing Gemeindeverwaltungfür das Wohnbedürfnis der Bevölkerungaufzukommen
hat .Die Sozialdemckraten haben aber nicht nur Wohnungenbei gestellt ,
sondern sie haben auch die Zinse sozusagen geschenkt und habendadurch
eine KastevonMenschengeschaffen ,die ohneRücksichtauf ihre
materielle Bedürftgkeit ein besonderes Privileg geniess Vonden
60 - 70 ,000 Wohnparteien in den Wiener Gemeindehäusern wären wohl

2 - oder30 . 000in der Lage höhere Zinse zu zaheln ,die ihrer Leistungs¬
Hähigkeit entsprechen .Die Rednerinzeigt an einer grossen Zahlvon
Beispielen die unverhältnismässige Höheder WohnbausteüerzMietzins .
Die Wohnbausteuer baut sich auf denihohen Friedenzins auf ,aber die
Geschäfte ,die diese hohe Wohnbausteuerzahlen müssen ,musstenihre
Angestelltenziffer von 60 und 70 im Frieden auf 20 und weniger redu¬

zieren ,ihr Umsatzist unter die Hälfte des Friedensumsatzesgesunken .
Diese Liste ist das Zeugnis s ,wahnsinnigenVernichtungskampfes ,den
die Wiener Gemeindeverwaltunggegen die Steerkraft derBevölkerung
geführt hat .Sogardie LeuteintBruckhaufenundin Bretteldorf ,woes
nur eine einzige Strasse ,wo es kein Licht und keine ausreichende
Wasserversorgung gibt ,müssen Wohnbausteuer zahlen .Es ist daherkein
Wunder ,dass die Bevölkerung von Wien in ihrer Erbitterung über die
sozialdemokratische Tartei alles über Bord wirft ,was zu demdemo¬
kratischen Begriffen gehört hat ,es ist kein Wunder ,dass sie auch
die Gemeindeautchomieüber Bord wirft ,weil dieSozialdemokraten ,
gestützt auf diese Autonomie ,ein Fremdkörper im Organismus der
Wiener Bevölkerung gewirkt haben ,ohne Bekenntnis zum Vaterland undohne
Willen ,für die Gesamtheit Opfer zu bringen .Die Sozialdemkraten allein
tragen die Veranwtwortung und die werden auch die Rechnungbezahlen
müssen ,Ueber allen Verwaltungsakten ,die sie setzen ,steht ebensowei
über dem Voranschlag für 193 )die Qualifiktation :Zuspät !
( LebhafterBeifall bei denChristlichsizialen )

DieVerhandlungwirdabgebrochen ;nächsteSitzungDienstøg ,den19. ds .
16Uhr .

SchlussderSitzung21Uhr
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Ueberbeschau von Fleich in Wien .
EineveterinärpolizeilicheMassnahmezumSchutzderBevölkerung .

Wiebereits vor einiger Zeit berichtet werdenist,hat
sich die Wiener Gemeindeverwaltungentschlossen,für alles nach Wienge - ¬
brachte Fleisch und alle daraus hergestellten Erzeugnisse die pflichtmässi¬
ge Ueberbeschaueinzuführen .In einer Reihe anderer Städte ist einesolche
Ueberbeschaudes Fleischesundder Fleischwaren ,das ist die Vornahmeeiner
tierärztlichen Untersuchung des Fleisches vor der Feilbietung ,demVerkauf

oder der Verarbeitung,bereits eingeführt .Durch die Ueberbeschau wirdauch
eine lückenlose Durchführungdes Viehverkehrsgesetzes ermöglicht ;ausdiesem
Grund hat das Bundesministerium für Land - undForstwirtschaft auf die Ein¬
führung der UeberbeschaubesonderenWertgelegt .Bisher konnte nämlichfast
ausschliesslich nur das Fleisch erfasst werden ,das auf den Marktgebracht
wurde,während nach Einführung der Ueberbeschau alles Fleisch undalle
Fleischwaren ,die nachWiengebrachtwerden ,beschautwerdenmüssenunddaher
leicht zu erfassensind .

Der WienerLandtag hat darumvor kurzemein Landesgesetzbe¬
schlossen ,das bestimmte Gebührenansätze für diese Ueberbeschau festsetzt .
Die Gebühren selbst sind im allgemeinen den bestehenden Marktgebührenan¬
geglichen .Sobeträgtbeispielsweisedie Ueberbeschaugebührfür je 100Kilo-¬
grammFleisch 96 Groschen ,also nicht ganz 1 Groschen für 1 Kilegramm ,die
Ueberbeschaugebührfür ein Kalb ho Groschen ,für ein Schwein18Greschen ,
für ein Schaf ,ein Lammoder eine Ziege 16 Groschen,alsojedenfalls auch
hier wenigerals 1 Groschenfür ein Kilogramm ,Die Ueberbeschaugebührkann
dahernichtverteuerndwirken ,zumalfür Fleischwaren,die in dieGrossmarkt¬
kalle oder auf den Zentralvichmarkt in St .Marx geliefert werden ,überhaupt
keine Ueberbeschaugebühren zu bezahlen sind ,sondern nur ,wie bisher ,die

Marktgebühr .Ohnedass also die Bevölkerungbelastet wird ,wird durchdie
Uoberbeschaudiekontrollose ,in hygienischerHinsicht nicht immerunbedenk¬
liche Anlieferung von Fleisch und Floischwarenverhindert .

Die Einführung der Uoberbeschau erfolgt durch eine Magistrats¬
kundmachung,die houteverlautbartwordenist undam2 .Jännerin Krafttreten
wird .In dieserKundmachungwirdgenaubestimmt ,welcheFleischwarenderUeber
beschauunterliegen ,wodie Ueberbeschauzu vollziehen ist undwie derVell¬
zugder Ueberbeschauan der Fleischwareselbst ersichtlich gemachtwird .Die
Ueberbeschaukannauf demZentralviehmarktin St .Marx ,in derGrossmarkthalle,
im Schlachthof Meidling ,in der Kontumazanlageund in den WienerKühllager - ¬
häusernvorgenommenwerden .DerDurchführungder UeberbeschaudürfenFleisch¬
warennicht feilgeboten ,werkauftoderverarbeitet werden .Uebertretungender
neuenKundmachungwerdenmit Geld - oderArreststrafengesühnt .

DieSchneebeseitigung .
Derstädtische Strassenreinigungsbetriebmeldet ,dasshouto .

. 666ausgesteuerte Arbeitslose in den Dienst der Schnecabräumunggestellt
wordensindundausserdemmehrals . 000eigeneStrassenarbeiterinVerwen-¬
dungstehen ,Fürdie maschinelleSchneesäuberungundSchneeabfuhrsind272
Pferdeschneepflüge,13Autoschneepflüge ,224zweispännigeFuhrwerkeundKabs- ¬
wagen und 73 Lastkbaftwagen herangezögenworden .

Die städtischen Strassenbahnen haben . 907Schneearbeiterauf¬
genommen .Die Frühausfahrt der Strassenbahnzüge ist ohne jede Verzögerunger - ¬
folgt ;der Verkehrwickeltsich heutedankder umfassendenSicherungsmassnah¬men ,die amFreitag getroffen wordensind ,völlig klaglosab .

FahrscheinvorverkaufderStrassenbahnen.
Dadie Vorverkaufsstellender Strassenbahnenam25. Dezembergeschlossensind,findetderFahrscheinvorverkaufin denVorverkaufsstellen

morgen( Silberner Sonntag ) von8 Uhr bis 14 Uhrstatt .
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DiestädtischeBäckereispendet. 560Weihnachtsstrigzel.
In den WienerWohlfahrtsanstalten werdenauch heuerfür

die PfleglingeWeihnachtsfeiernmiternstenundheiterenVorträgenabgehal¬
ten . EineSpendeder Gemeindebäckereiermöglicht nun auch die Abgabeeines
mürbenStriezels an jedenInsassender städtischenWohlfahrtsanstalten .Es
erhalten das Versorgungsheim Lainz . 900Striezel ,das VersorgungsheimBaum¬
garten . 050 ,das Versorgungsheim Meldemannstrasse 500 ,dasVersorgungsheim
Liesing 690 ,das VersorgungsheimMauerbach160 ,dieKinderübernahmestelle
110 ,das Zentralkinderheim 380 ,das Kinderheim Schloss Wilhelminenberg220 ,
das Waisenhaus Hohe Warte 270 ,die Erziehungsanstalt Klosterneuburg 160,das

Leopoldstädter Kinderspital 120 ,das Mautner Markhof ' scheKinderspital 140 ,
das Karolinen Kinderspital 90 und das Obdachlosenheim 4h0 Striezel .Diestädt :

schenWohlfahrtsanstaltenerhaltendaherzusammen. 560StriezelzurAbgabe
an ihreInsassen .

. - ¬
DieSchneeabräumungsarbeiten .

Der städtische Strassenreinigungsbetrieb setzte Sonntag
und heute die notwendigen Schneeabräumungsarbeiten fort .An diesen beiden Ta¬

gen wurdeninsgesamt . 759ausgesteuerte Arbeitslose aufgenommen ,diemit
. 983städtischen Strassenarbeitern die Schneeabräumungbesorgten .Fürdie

maschinelleSchneesäuberungundSchneeabfuhrwurden88Pferdeschneepflüge ,
18 Autoschneepflüge ,522 zweispännige Fuhrwerke und Kabswagenund 136Last¬
kraftwagen in den Dienst gestellt .

DiestädtischenStrassenbahnennahmenamSonntag240Schne
arbeiter auf ; überdieswurdenzur Freimachungeiniger verwehterStrecken9
Motorschneepflügeeingesetzt .

AusländischesInteresse für die WienerstädtischenKindergärten.
In den letzten Jahren steigt ständig die Zahl der Fach¬

leute ,die nach Wienkommen,umdie städtischen Kindergärten zubesichtigen .
Unter ihnen befinden sich immer zahlreiche Ausländer .Auch die Zahl der weib¬
lichen Pädagogen ,die umdie Erlaubnis ,in den städtischen Kindergärtenlänger
Zeit hindurchhospitieren zu dürfen ,ansuchen ,nimmtständig zu .Auchsehrvie¬
len geprüften Kindergärtnerinnen wurde die Bewilligung erteilt ,in denstädti
schenKindergärtenzupraktizieren.

Amtsführender Stadtrat Honay hat im neuen Schuljahr an

32FrauendieseHospitier -oderPraktizierbewilligungerteilt .VondiesenFrau-¬
en sind 23 aus demInland,2 aus Amerika,haus England,1 aus Palästina,1 aus
Estlandund1 ausLettland.
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Budgetdebatte.

Wiener gemeinderat .
Sitzung vom19 .Dezember1933 .

VersitzenderDr .Neubauereröffnetdie Sitzungum16Uhrlo.
Es wird in die Tag esordnung eingegangen ,das ist die Fort - ¬

setzung der Generaldebatte über denGemeindevoranschlag .
. . Holaubek( chr . soz ) bemerkt,nunseien für die Gemeinde

nach 14 fetten Jahren böse Zeiten gekommen und es entsteht die Frage,wie

es so kommenkonnte .Manhat in der Zeit des vollständigenVerfallsnach
demKriege ,nicht ,wiees vernünftiggewesenwäre ,abgewartet ,bissich
die Wirtschaft erholt .Manhat vermeint ,aus rein parteipolitischenEswägungen
heraussorechtArastischdenUnterschiedzwischenderbürgerlichenund
dersozialdemokratischenHerrschaftaufzeigenzumüssen,ohnezuprüfen,
obdieVeraussetzungenfürsolchesozialistischeExperimenteauchgegeben
seien .Manhat denGrundsatzgepredigt ,manmüssedenReichennehmenundden
Armengebenundhat schliesslichdenReichenso viel genommen,dassmanden
Armennichtsmehrgebenkonnte .Werin dieserStadtkannheutebehaupten,
dasser sichwohlfühlt ?DieWirtschaftist total ausgeplündert ,dasKapi¬
tal weggesteuert .Dabeihat der Bundin weitestgehendemMassedazubei-¬
getragen ,die Gemeindezu unterstützen .Er hat ihr dieArbeitslosenfürsor¬
geabgenommen,erhatihrdieErtragsanteilegesichert,erhatfürden
Fremdenverkehrgesorgt ,er hatihr gresseMittelausderWohnbauförderung
zugewendet.JetzterhebtmanVorwürfe,dassderBundindieFinanzgebarung
derGemeindeeingreift .HättedieGemeindein derZeitgespart ,dannhätte
sie in derNot .Diein derFinanzpolitikbeschrittenenWegwarenverderblich.
Heutegehtmanallerdingsschonvonmanchemab .DieMehrheitist jetztsehr
zahmundkleingeworden,daihrdasWasserbiszumMundegeht .Waresnot-¬2 .
wendig ,dasses dazu gekemmenist . Ist der heutige Zustand nicht aufIhr
bösesBeispielzurückzuführen?HättenSiemitdenMethodendesTerrorsnicht
angefangen,sewärees den Braunennicht zumBewusstseingekommen ,dasses
etwaswieTerrergibt . HättenSie mitdemSchutzbundnicht angefangen ,gäbe
es keinemilitantenFormationen .Sie habendie Demckratie ,Sie habenbrave
undehrliche Menschen ,die es mit der Demokæatieehrlich gemeinthaben ,durch
Ihre Verbrechenauf demGebietder Demekratiein Misskreditgebracht .Sie
habenauchnochdenanderenFehlerbegangen,dassSieanderSpitzeder
ArbeiterbewegungMännergestellt haben ,die nicht aus demMilieuder
Arbeiterbewegungentstammen .( Lebh .Beifall b .d .Chr .soz. - Zwischenrufe.Und
die vonder MentalitätdesArbeitersnichtswissen .NichtSozialismushaben
Sie hier praktiziert ,sonderndie nackteste Parteiwillkür .Nunsind dieMen¬
schen an Ihnen irregeworden .ArmeMenschenstehen heute ohne Brot da undSie
schaffen Maschinenan ,die die menschliche Arbeit ausschaltet ,wie manes
bei der Schneesäuberungsieht . .. . . . . . : .WennjemandArbeiter ingeinen
Petriebeinstellt ,wirderdurchdieLchnabgabedafürbestraft .SiesteuerndenLuxuswegundtreffenamhärtestendamitdenqualifiziertenArbeiter,
derdiesenLuxusschafft .SiehabennieeinInteressefürdasAufstreben
selbständiger Berufegehabt .Ihre DevisewarsWegmit den kleinenExistenzen ,
wirbrauchandie Verpelitarisierung .Kunschakhat Ihnenunlängstgesagt ,dass
SiedieSure ,dieSiesicheingebråckthaben,selbstauslüffelnmüssen.
Heutegeht es nicht darum ,ob Faschismusoder Bolschewismus ,sonderndarum ,
eineVerständigungsbasiszufinden ,diedernotleidendenMenschheitdie
Wegeebnet .Dasist abernichtmöglich,wennsichderstarrköpfigeKlassen-
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kampfgeist ,der von fremdrassigen Arbeiterführern gepredigtwird,vor¬
herrscht,sondern nur möglich ,wennStand zu Stand,Klasse zu Klasse denWeg
sucht ,der zu einer Ueberbrückung der Gegensätze führt .Sie müssen vonIhren
Methodenabihren ,die durch Ihr schlechtes Beispiel in der ganzenWelt
üblich geworden sind .WennEinkahr und Resinnung bei einigen vonIhnen
eingetretenist ,wirdein Budgetvorgelegtwerdenkönnen ,dasalleBewohner
dieser Stadt wirdbefriedigenkönnen .( Lebh .Beifall ) .

GemeinderatMüller(Christlichsozial )beschäftigtsihmitSteuer¬
fragen .Besonderscharaktoristisch ist das Bild ,das dieFürsorgeabgabe
bietet .IhrErtragbetrugimJahre1923 ,als derSchillingstabilisiert
wurdo ,13 Millionen S und stieg im Jahre 1929 auf 79 Millionen S .Von
daboginntderAbstiogundfür dasJahr1934sindnurmehr12MillionenS
eingesetzt . Indieser 50igenVerminderungzeigt sich ganzbesondersder
NiodergangvonIndustrie ,HandelundGewerbe.DioErhöhungderWohnbau-¬
steuerhatdievielenLeerstehungengrosserGeschäftslokaleundWohnungon
verschuldet .Hier müsste endlich eine entsprechendeErmässigungein¬
troton .DerRednerwünschteine liberalere Praxis hinsichtlich derBe¬
freiung von der Wohnbausteuerbei Zubauten ,! die BehandlungvonLokalen ,
diefrüherals BüroverwendetundnunmehrwiederdemWohnungsmarktzuge¬
führtwordensind ,nachderaltenBauornnung,fernereineErniedrigung
derLustbarkeitsabgabefür Vereine ,dennes kommtmanchmalvor ,dass
Vereinebei260SEinnahme100SLustbarkeitsabgabezahlenmüssen.Eine
Steuer ,diedieChristlichsozialenseit jeherbekämpfthaben ,istdie
Nahrungs - undGonussmittelabgabe .Daihre wohlgemeintenAnträge beider
MohrheitniemalsGnadegefundenhaben,musstejetztdiesoSteuerdurch
eine Notverordnungbeseitigt werden .Eineder ungerechtestenSteuernist
dieWortzuwachssteuer,dennsie trifft fast in koinemFalleinenwirklichen
Wertzuwachs,dadorVerkehrswertderHäuserheuteaufeinDrittelge-¬
sunken ist .Der Redner bespricht einen Fall ,wozwei Firmeninhaber ,an¬
lässlich der Umwandlungder Firma in eine Gesellschaft . beschränkter
Haftung und der Rückumwandlungin eine offene Handelsgesellschaft eine
WertzuwachssteuervonS 12 . 400 ,fennerein Verzögerungszuschlagvon
1253SundeineZinsenzahlungvon1215Svorgeschriebenwurde.Schliesslich
wurdedas Hausum10 . 000S versteigert und für die Differenz zwischendem
seinerzeitigen Schätzwert von 63 . 000S und dem Verkaufspreis von 103 . 000S
wurdedenselben Eigentümerneine Steuer von 19 . 790S vorgeschrieben .Der
RückgangderAnzeigenabgabevon5MillionenSimJahre1923auf1,100 ,000Sist r s ein Beweis ,dass dieso Abgabe zu drückend ist ,

LrDie unheilvolle Wirkung der Hauspersonal¬
abgabozeigt dorRedneran demBeispieleiner Familie ,die nachParis ,
übersiedelt ist aber den ererbten Besitz in Wiennihh aufgebenwollto .
Dioso Familic ,die ca .10 Angestellte beschäftigte ,hätte 80 . 000S Haus- ¬
personalabgabe zahlen sollen .Dio Folge davonwar ,dass 30 Personenent¬
lassen wurden ,darunterLeute ,die 30 und10 Jahre imDienstederFa¬
milie gestandenwaren .

Der Rodnorfordert die Zentralisation der Ein - undVorkäufebeiden
Unternchmungenähnlichwiebei der Hoheitsverwaltung ,wodurchHundert-¬
tausendo Schilling erspart werden könnten ,dio Schaffung einer Umsteig¬
möglichkeitzumverbilligten Tarif innerhalbder Bezirke ,eineErmässigung
des Strompreisesfür die grossen Betriebe ,in denenauch in der Nachtgo¬
arbeitet wird ,undeine Vereinfachungin der Verwaltung .Erverweist
schlicsslich darauf ,dass die Mehrheit die Hauptverwantwortung für den
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NiodergangdosParlamentarismusträgt ,weil sie bjedeMitarbeitder
Minderheit abgelchnt hat .Sio kann daher nicht erwarten ,dass die
Christlihsozialen für dieser Voranschlagstimmen .( Beifall ,Christl . )( chr .soz . )

GR .Dr .Zörnlaibbemerkt: DieChristlichsozialen lehnenwie
in fr heren Jahren auch heuer das Budget ab,nicht aus prinzipiellen Grün¬
den,sondern weil jenes von der sozialdemokratischen Verwaltungerstellte
BudgetangrundsätzlichenBudgetfehlern Reidet .DerwichtigsteGrundsatz
jeder Budgeterstellung ist ,zuerst die Ausgabenund nach ihnen erst die
Bedeckung festzusetzen .Im Gegensatz dazu haben die Sozialdemokraten ,nach - ¬

demsie zur Macht gekommensind ,immerzuerst gefragt,was kann manaus
der BevölkerungWiensherauspressen ,waskannmandenpolitischen Gegnern
wegnehmenund dann erst hat mangefragt ,wie gibt mandas Geld ,wiewirft
maneshinaus . Heute,wo Sde an demKrankenbettIhrer Budgetkünstestehen ,
tritt ieser Fehler besonders krass in Erscheinung .Sie müssenja selbst
einbekennen ,dass ohheRücksichtauf die NotverordnungenderRegierungen
der Voranschlag ein Defizit aufweist .Der zweite grundsätzliche Fehler
ist die einseitig parteipolitische ,ja sogar klassenkämpferische Naturdes
Budgets .Fast alle Steuern sind ddrauf eingestellt ,Ihre pelitischen Gegner
in ihremEinkommen ,VermögnundBesitz auf das schwerstezu treffan ,während
die IhnennahestehendenOrganisationenundEinrichtungenbegünstigtwerden.
Wirlehnendas Budgetaber auchwegendesAufbausder einzelnenSteuernab .
Das bedeütet durchaus nicht ,dass wir alle Steuern für überflüssig hal - ¬
ten ,oder dass wir wohlfahrts -undr schulfeindlich wären .Wirwünschenaber ,
dass die Ausgabenfür parteipolitische Zweckeaus demBudgetw :chwinden
und dass die Steuern gerechter aufgebaut werden .Siehallten eigensinnig
fest andemBreitnerschenSteuersystem,nurdeshalb ,weilBreitnereiner
der Ihrigenist . SchliesslichkönnenwireinemSteuersystemnichtzustimmen,
das auf die wirtschaftliche Lageder Steuerträger gar keine Rücksichtnimmt.
DerFinanzreferenthatdieOppositionaufgefordertzusagen ,wieesbeser
zumachenwäre .DieOpppsitionist nichtdazuda ,dieMittelandieHandzu
geben ,wiedie MehrheitdenKarrenaus demKotherausbringt .Anhaltspunkte
für eineAendeungIhresSteuersystemshabenwirIhnenschonwiederholt
gegeben.Zumehrsindwirnichtverpflichtet .AnInnenistes jetztzu
handeln .MitRedenist nichtsgetan .AlleRdemwerdensein nichtnurGrab¬
redenIhres Systems/sondernauchGrabredender AutonomiedieserGemeinde,
jenesVoerrechtes,dassiehdieBürgerdieserStadtinjahrhundertelangen
Kämpfenerkämpfthabenundaufdassie immerstolzwaren .DieBürgerder
Stadtwerden,sofürchtenwir ,baldsagen ,wirhabendurchdiesozialde-¬
mokratischeRegierungnicht nurunserVermögenundviel vonunseremEin¬
kommeneingebüsst ,sondern auch unser vornehmstesRecht ,das Recht derSelbst
verwaltungverboren .TrachtenSie doch ,alles zu tun ,umwenigstenddieses
RechtdenBürgernzuerhalten .AendernSiedochendlicheinmalIhre
MentalitätunsziehenSieausdenEhtwicklungdienotwendigenSchlüsse.
AendernSieIhrenKlassenkampfgeistundgebenSiezumindesteinenBeweis
derBesserunginderForm,dassSiedasSteuersystemnachunserenAnträgen
ändern.Unskannesja imGrundgleichgüktigsein ,wasimmerkommenmag.
WirwerdenunsereHändeinUnschuldwaschen(Lebh.Zwischenrufe. . Soz.dem. )
WirwerdenIhnenauchkeineTränennachweinenundichfürchte ,dassIhnenauch
dieBevölkerungWienskeineTränennachweinenwird,wennSienichtaufhören
alleszutun ,damitdieStadtihreAutonomieverliert.Wollenwirannehmen,
dassdasAergstevermiedenwird.IchbinkeinFäeunddesStandrechtsin
irgendeinerForm,nichtdesStandrechtsfürSchwerverbrecherundnichtdes
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StandrechtsfureineAutohomiö,aborichbinauchkeinFreundeinesWirtschaf
lichenStandrechtswieSiees mitIhrenSteuerngeübthaben .( Lebh .Beifall
b .d .Chr .soz. )

St . . Dr.Dannebergbemerktin seinemSchlusswort ,eswäre
sehr verlockend auf die allgemeinen politischen Bemerkangen in der General - ¬
debatte zurückzukommen ,er mässesich dieswegender KürzederZeit
versagenWenn aber ein Redner in der Debatte davon gesprochen hat ,man

müsse zwischen den Arbeitern und ihren Führern unterscheiden und esseien
da grosse Veränderungen eingetreten ,und wenn ein anderer gesagt hat ,die

BevölkerungwürdeunskeineTränennachweinen,sokannichdemHerrnnur
antworten :Manmachedaraufdie Probe ,indemmandie Bevölkerungbefragt .
( Lebh.Beifall . d .Mehrheit) .AberwählenundAbstimmenistheutedurchNot¬
verordnungverbotenunddaherist es leicht ,Behauptungenaufzustellen ,
für diedieBeweisenichterbrachtwerdankönnen .Wirsindbereit,unserer¬
seitsanzutreten,machenSieIhrenEinflussgeltend ,dassunsdiesmöglich
wird .Mankannes ohneweiteresaufeineVolksabstimmungahkommenlassen( Tebh.Beifall . d .Soz .dem. )

St . R.Dr .DannebergbefasstsichsodannmitdenAusführungen
derDebatteredenerüberdasSteuersystem.StadtratKunschakhaterklärt ,
die Ansätze im Voramschlagseien viel zu niedrig,sie seien derAusdruck
einerKatastrophengesinnung.Zunächstbemängelter die Präliminierungder
Fürsorgeabgabemic 12 Millionen S als zu niedrig .Er kommtzuseinen
Schlussfolgerungenoffenbardeshalb ,weiler sich an dieVoranschlagszifferr
derletztenJahreanstatt andie Erfolgszifferngehaltenhat .Wirhabenim
ersten Prisenjahr1931gegenübereinemPräliminarevon78Millionenbei
der Fürsorgeabgabeeine tatsächlicht Einnahmevonnur68 ' 5Millionengehabt
WirhabenaufGrundderErfahrungendeserstenKrisenjahresfür :1932

64 Millionenpräliminiert ,die EinnahmenimJahre 1932warennur56
Millionen,wirhabenfür193355MillionenpäliminiertunddürftenindiesenJahrenur57Millionenan Fürsorgeabgabeeinnehmen.WennwirdasPrälimina¬
re für das nächste Jahr nur um5 Millionen niedriger ansetzen alsden
tatsächlichenErfolggiesesJahres/soist dasnichtderAusflusseiner
politischenKatastrophkastimmung ,sondernzeugtsogarnachdenErfahrungen
derletztendreiKrisenjahrevoneinembeträchtlichenOptimismus.Dennwir

habenimPaufedesheurigenJahresbeidreigrossenAngestelltengruppen ,
denBankangestellten,denAngestelltenderstädtischenUnternehmungenund
denBundesbahnangestellteneinensehrgrossenAbbausowohlhinsichtlich
desPersonalsalsauchhinsichtlichderBezügegehabt .Imübrigenkannauch

satztder Bundan denTatsachennicht vorbeigehen .AuchderBund ,zumBoi¬spieldenBeitragfürdieNotstandsauahilfein Wienfür1934um100. 000
Shöheranals für dasVorjahr ,dasheisstaucher rechnetnichtmiteiner
erringerungderZahlderNotstandsunserstützten.DerBundveranschlagt

weitersz,B.auchdieWarenumsatzsteuerfürdasnächsteJahrum10Millio-¬
nengeringerals für daswrigeJahr .Wiemanhörtbeschäftigtsmhman
jetztin RegierungskreisensehrmitdemSystemderFürsorgeabgabeunddemussabgewartetwerden ,wasda geplantist .SchonausdiesemGrundekann
der Antrag Funschaknicht zur Annahmeempfohlenwerden ,aber auchdeshalb
nicht ,weileineKontrollesehrschwerwäreundeineRückvergütungderFür¬sorgeabgabefür denExpørtnurgenerellfür ganzOesterreichin dieWege
geleitet werdenkönnte.

Esist aucheinIrrtumdesSt .R .Kunschakzumeinen,dassdas
Prälimin-arederWertzuwachsabgabezuniedrigsei .DerimJahre1932eigenom¬meneBtragvon11 ' 5MilliomnanBodenwertabgabewarderhöchsteJahresbetrag
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den an dieser Abgabejemals erreicht wurdeund der in diesemJahre
eingenommeneBetragvon6 MillionenderniedrigsteBtrag ,denwirje
gehabthaben .DiesebeidenTatsachenzeigen ,dass es sich hier umeine
Steuer handelt ,deren Ertrag vonder nicht abschätzbarenKonjunkturauf
demRealitätenmarktabhängigist .Die vonuns angenommenePräliminierung
fürdasnächsteJahrist dahernichtals pesimistischzubetrachten.

St .R .Kunschakhat in einerBesprechungderHauspersonalab¬
gabegemeint ,die Entlassungvon12 . 000Menschenlaste auf demGewissen
dieserSteuer . Esist nichtklar ,wieSt .R .KunschakzudieserZifferkemmt.

Ende1929,in der Zeit der grössten Wirtschaftskonjunkturwareninden
besteuertenHaushaltenWiens14. 598Hausgehilfinnenbeschäftigt,Ende1933
sindes . 124,dieDifferenzbeträgtdahernicht12. 000sondern5674 .Von
dieser Zahlentfallen nicht wenigerals 1500Entlassungenauf Haushaltemit
2 Hausgehilfen,beidenendie SteuerkeineRollespielt ; 850entfallenauf
Haushaltemit3Hausgehilfen,wofürdasGleichegilt . Esbleibendaher
3000Entlassungenfür dieanderenhöherbesteuertenHaushalte. Wirbestrei¬
tennicht ,dassdieeineoderanderedieserEntlassungenauchinfolgeder
Steuererfolgtist ,Wieja überhauptSteuer -undwirtschaftlicheMassnahmenihre Folgenauf demArbeitsmarkthaben .Aberselbst wenndies ineinigen
DutzendenFällenvorgekommenseinmag ,darfmannichtübersehen ,dassdiese
Steuerin gutenZeitender Gemeindemehrals 2 MillionenimJahreinge-¬
brachthatunddass ,dadiese2MillionenzuInvestitionenverwendetwurden,
davonwieder1 MillionArbeitslöhnewaren,sodassdas ,wasauf dereinen
Seáte an Arwit geschaffen wordenist ,das wadt überwiegt ,wasauf derande¬
renSeiteanEntlassungenvorgekommenseinmag .ImübrigenzeigtdieEnt¬
wicklungder Hauspersonalabgabe ,dass die Steuer als Entlassungsgrunddie
allergeringsteRellespielt .DennwiejedeLuxussteuerist dieHauspersonal
abgabein ihremErtrag abhängiggewesenvonderwirtschaftlichenKonjunktur
undzwarnicht vonder industriellen ,sondernvor allemvonderKonhunktur
für die Finanz - undBörsenkreise und auch von der Konjunktur für die Gross
grundbesitzer .Die Entwicklungder Hauspersonalabgabenimmtaucheineanders
Kurveals anderevonder industriellenKonjunkturabhängigeSteuern ,wie
. . dieFürsorgeabgabe.DieFürsorgeabgabesteigtvon1923bis1925und

dannwiederbis 1930anundsinktdannmitdemSinkenderIndustriellen
konjunktur.TrotzEinführungderHauspersonalabgabeimJahre1923steigt
dieZalitderHausgehilfenin denbetsuertenHaushaltenbis zumJahre1925
aussererdentlichstarkan ,danntritt einStillstandeinundmitdemBeginn
derKreditanstaltskriseerfolgteinjeherAbstieg.MankanndieAnzahlder
HausgehilfeninselahenHaushaltendirektalseinenMasstaknehmenfürdas
SchicksaleinzelnenbekannterFamilienin WienundgewisseVorgängeaufde
FinanzmarktspielendieentscheidendeRolle ,wievielHausgehilfeninden
grossenWienerHaushaltenaufgenommenwerden .Könnteich dasSteuergeheimni
preisgeben,sokönnteaneinzelnenNamengenaunachgewiesenwerden,wiedaschicksalsehrbekannterFinanzkönigesichindenletztenJahrengestalte
hatundwieverschiedendieZahlihrerHausgehilfenje nachihremSchicksal.
in deneinzelnenJahrenwar .Dagibtes . B.zweisolcherSterneamWienernoch vor 8 JabrenFinanzhimmel,derenHushalte/zudenallergrösstenin Wiengehörteunddie
heuteallebeideinderListederhauspersonalstsuerpflichtigenHushalte
überhauptnichtmehrvorkommen.VonderSteueralsderUrsachederEntlas¬
sungkannmandaalsogewissnichtreden .DieselbeEntwicklungwiebeim
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Hauspersonalkannmanin der Luxusindistriekonstatieren .In Wienhat
es im J,hre 1914 unter den Gold -und Silberschmieden 4ooo Arbeiter ge- ¬
geben ,imJyhre1929warenes 2177undEndeSeptemberdes heurigenJahres
737 .Das alles sind Konjunkturfragen .

St . R.Kunschakhat behauptet ,dass unsereSteuernInflations -¬
steiern seien ,währendDr .Zörnlaibsie als Klassensteuernbezeiehnethat .
StenernhabenimmermitderklassenmässigenZusammensetzungderGesell¬
schaft undmitdempolitischenEinflussder KlasseneinenZusammenhang
gehabt .JedeKlassetrachtet natürlich ,die Steuerlast ,die dasGemein¬
wesenbraucht ,je nachihrmEinflusszu verteilen .KeineKlasseist
davonbegeistert ,Steuernzahlenzumässen .DassderKrieg ,derUmsturz
unddieRepublikauchhiereinewesnatlicheAenderunggebrachthat ,darüber
dürfen Sie sich nicht wundern,Undmüssteder Zeiger der Zeit schonun¬
endlichweitzurückgeschraubtwerden ,wenndasalles wiederverlerengehen
sollte( Lebh.Beifa ! l. d .Mehrheit). WenndasheutigeSteuersystemeinKlas-¬
sensteuersystemist,sowaresauchdasSteuersystem,dasvordemKriege
bestandenhat,nureinanderes,indemmansichdieSteuerobjekteindenMas¬

sen der Bevölkerunggesucht habø ,währenddie sozialdemekratischeVerwaltun
es versuchthat ,dieSteuernandersaufzuteilen .WirwarenderMeinung,
dassaufdiestärkerenSchulternmehranSteuerngelegtwerdenkann,alsdasverdemKrieggeschehenist .DassgeinsolchesSystemkemplizierter
sein muss ,ist klar .Dasses gerechterist ,glaubeichallerdingsundich
glaube,dasseineAenderungnachrückwärtsnichtzueinerhöherenGerechtig¬
keit ,sondernzueinergrösserenUngerechtigkeitführenmüsste(Lebh.
Peifallb .d .Mehrheit).WasaberdieBezeichnung„Inflationssteuern"anlangt.
ist es richtig ,dassdieSteuernin derInglationsperiodeentstandensind .
DamalsmussteeinegrosseSteuerreformdurchgeführtwerdenundes istdas
grosseVerdienstdesStadtratesBreitner,dasserimGegensatzzuallen
FinanzministerndamalsdieLagerichtigerkannthat .NiewäreOesterreich
so heruntergewirtschaftetworden,niehättedieserStaatzurGenferAnleihe
undzu all denLasten ,die aus ihr enstandensind ,kommenmüssen,wenn
manim Bunddas erkannt hätte ,was Stadtrat Breitner erkannt hat( Lebh .
Peifa . .. . Spz.dem. ) ,nämlichdassmanin derInflationdasSteuersystem
der Infhtionanpassenmuss,wennder öffentlicheHaushaltnichtzugrunde¬
gehensoll .Aberes ist nicht wahr,dass seither die Steuernin Wienunver¬
ändert geblieben sind .Wir haben sie dutzendemalegeändert .Es gibt kaum
eine Steuer ,die dn dieser Zeit nicht geändertwurde ,manchewurdensogar
wiederholt geändert .Insbesendere haben wir das seit 1929wiederholt

getan .
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StadtratDr .DannebergkommtsodannaufdieFragederRevision
der Steuern zu sprechen und meint ,wir könnten in dieser Beziehung
viol weiter halten ,wennuns der Bundnnåchtdurchdie unerhörteEnt¬
ziehung von Mitteln daran hindern würde ,selbst auf grössere Einkünfte
vorzichtenzu können .Als ich vor 13 Monatendie Stelle desFinanz¬
roferenten übernommenhabe ,habe ich mir gleich nach derVerabschiedung
des letzten Voranschlagesdie Aufgabegestellt ,alle Steuern zuüber¬
prüfen ,umheuer eineRevision ur . ,soweit sie möglich erschien ,
vorzunehmen und mit einer Investitionsanleihe zugleich der Wirtschaft
neue Anträge zuzuführen .Auf meinemTisch liegen noch die Entwürfefür
ein Steuorentlastungsprogrammund es liegt dort auch einInvestitions¬

7programmausserhalb des Wohnhausbaues .Die Arbeiten warenfeßtig ,als
der Kurswechsel in dor österreichischen Politik am 7 .März eintrat und
wenige Wochenspäter der Finanzkrieg der Regierung gegen die Gemeinde
Wienbegann .Ichhabedennochversucht ,diesesrogrammdurchzuführen.
chHabezunächstmitderRegierungPollfuss-Weidenhofferzweimalüber
eine Anleihe für die GemeindeWåenverhandelt .Obwohlsie auch vonder
Oppositiondes Gemeinderatesfür zweckmässigerachtet undvonStadtrat
Kunschakin der vorigen Budgetdebattedurch einen Antragunterstützt
wurdo ,wurdeich vonder Regierungbrüskabgewiesenmit derBegründung,
dass die Semeinde ,die Geldgenughabe ,ihr Personal besser zubezahlen
als der Pund ,unddio Goldgenughabe ,aus laufendenMittel ,Wohnungen
zu bauen ,keine Anleihe brauche .Dannhat der Bundbegonnen ,unsGeld

wegzunehmen ,und unsere Plänekonnten natürlich nichtmehr
verwirklicht werden .Trotzdemhabenwir aber ,wasmöglichwargetan .
Wirkommenjetzt zu einer völligenUmgestaltungdenEdenwertabgabevom
unverbautenGrund ,zu einer namhaftenErleichterung bei derWohnbau¬
stouer ,zu einer namheften Erleichterung der Fremdenzimmerabgabeund
wir habenimLaufedes heurigenJahres eing ganzoReihevonErmässigun¬
gen ba der Lustbarkeitsabgabe vorgenommen ,Indessen hat uns die Bundes¬
regierung durch die Befreiungder Staatstheater ,der Ravagundjetzt
durch die Herabsetzung der Finosteuer 2 Millionen Schilling entzbgen ,
sie hat unsere Wertzuwachsabgebe ezerschlagen,unsere Hauspersonalab¬
gabezerstört ,unsereNahrungs- undJonussmittelabgabeaufgehoben.Ist

das nicht Fevision genug ?AussordenAbgabenfür AnkündigungenundAn¬
ziigenhabenwir in Wienjetzt nurmehrSteuern ,die entwederebenso
hoch sind wie die Steuern in den anderen Bundesländern ,wie . B .die
Fürsorgeabgabeund dio Bierstouer ,wobeiwir unsere Biersteuer noch¬
an die anderenLänderabliofern unddraufzahlenmüssen ,oderSteuern ,
diein Wienviel niedrigersindals in denandernBundesländern.Unsere
WicherGrundsteuerist die niedrigste in ganzOesterroich ,unsere
Wasserkraftabgabeist niedriger als die Energieabgabein allen anderon
undesländern .Was die Wohnbausteuer anbelangt ,so hat die Bundesre¬

gierung schon vor langer Zeit einen Kabinottsratbeschluss gefasst ,dass
keihemLandund seinon Gemeindeneine höhere Gebäudesteuerbewilligt
wordeals eine von 28 Prozent ,währendunsere Wohnbausteuerbei 14Pro¬
zent aufhören musste .Bei einem Friedenszins von 600 Kronen imJahr
zahlteinGeschäftslokalin Graz150Schilling ,in Salzburg222Schilling
inWien18 Schilling .Ein Geschäftslokal mit 3 ,000 KronenFriedenszins
zahlt in Graz . 333Schilling Gebäudesteuer ,in Salzburg ,. 322Schilling
undin Wion187Schblling Steuer .( Hirt ,hört bei denSozialdemokraten)
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Mankannalse nieht sagen ,dasshier eine Uebersteuerungvorliegt .
Gegenüberder Behaurtungdos Stadtrates Kunschak ,wir hättendie

Ratschläge der Opposition immer zurückgewiesen ,muss ich feststellen ,
dass ich Ratschläge überhaupt nicht zurückweise .Leider kann manaber
nicht allen AnregungenFolgeleisten ,weil sie manchmalnicht oderin
demZeitpunkt nicht durchfühbar erscheinen ,in demsie vorgebracht
werden .Soscheint mir der Antrag ,aus der Bodenwertabgabevomver¬
bauten Grund einen Fonds zu bilden ,aus demKredite an die Hauseigen¬
tümer für die Umwandlung grosser Wohnungen in kleinere und für Assa¬
nierungszweckegegebenwerdenwollen ,angesichts der Notlage derGe¬
meindeheutenichtgangbarzusein .Aberich kannmirvorstellen ,dass
die Sorgeumdas WienerBaugewerbe ,die durchdie Einstellungder
nicht vonuns verschuldetenWohnbautätigkeithervorgefufenwurde ,Pro¬
jekte zeitigen kann ,bei denen die Gemeinde ,soweit es ihr möglichist ,
die Bilfe sicher gewähren wird .In dieser Beziehung könnte aberauch
die drefferanleihesehrviel bedeuten ,wennsie auchfür denOrt ,der
den überwältigenden .Anteil an ihrer Aufbringung hat ,entsprechend

verwendetwürde .
Aufdie ironischeFragedesGemeinderatesHolaubek,worindenn

eigentlichunsereBewegungsfreiheitbestehe ,kannich nur sagen ,unsere
Bewegungsfreiheit drückt sich darin aus ,dass wir nicht ein paar Dutzend
Millionenim Budgetfür Schuldendiensteinzustellen habenunddasswir
darumnicht die SchuleunddasWohlfahrtswesenruinierenmüssen ,was
anderwärtsinfolge des Schuldendienstesbereits geschehenmusste ,sowie
auch darin ,dass wir infolge unserer ganz geringen Schuldenlastauch
kreditfähiger sind ,Allerdings werderr » alle diese Tatsachendurch

5 .
politische Massnahmeneinigermassen gestört und diese Störungenkömnen
ja soweit gehen ,dass dadurch unsere Bewegungsfreiheit ganzaufgehoben
wird .Der von Stadtrat Kunschakangeregte Gedanke ,im Wegeeiner hy¬
pothekarischenBelastungunseres BausbesitzesGeldaufzubringen ,ist
sehr naheliegend ,wir haben ihn heuer zum Teil schon verwirklicht ,denn
wir habenim Herbst schon10 MillionenSchilling Hypothekenaufgenommen ,
und wennes möglich sein wird ,auf diesem Wegefortzufahren ,werdenwir
diesen Weggehen .Es ist ja im Budgetder Antraggestellt ,denFinanz¬
referenten zu Kreditoperationen zu ermächtigen .Ich kann heute noch
nicht sagen ,wannundin welcherFormsich das vollziehen ird undum
welche Peträge es sich ahndeln wird ,denn es ist nicht zweckmässig,darüber
in einemZeitpunktöffentlich zu reden ,in demgar nichtsgreifbares
vorliegt und die Voraussetzungendafür noch nicht vorhandensind .In
diesem Zusammenhang muss ich auch auf die Aeusserung des Stadtrates
Kunschakzurückommen, . . . . . ;dåss die Gemeindeschauensoll ,
dass alle Einbruchstore gut verschlossen seien .Darauf kann ich nur
sagen ,dass keine Technik den Einbruch verhindern kann ;der wirdnur
dadurchunmöglichgemacht ,dass es keine Einbrochergibt( LebhafteZu¬
stimmung båå denSozialdemokraten .

Es ist auch von der hohenBedeutungder Gemeindeautonomiege¬
sprochen worden und Stadtrat Kunschakhat uns in seiner Rede die Toten¬
gräberderSemeindeautonomiegenannt .Mirscheintes vorallem ,alsob
es sich nicht umdie Frage handelt ,werd der Totengräber derAutonomie
ist ,sondern zunächst umdie Frage,wer der Mörder der Autonomieist ,und
der Mörderder Autonomieist der Fadchismusaller Gattungen( Zustimmung
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bei denSozialdemokraten) ,weiler jedeAutonomieertötenwill ,denn
sie widersprichtseinenGleichschaltungsbestrebungen.Erst kürzlichhat
ja die Heimwehrführungdie Vermessenheitgehabt ,dieGleichschaltung
aller "andesregierungenin Oesterreich zu verlangen .Eine Bewegung ,die
in WienvielleichteinFünfzigstelderBevölkerungrepräsentiert ,will
sichalsoanmassen ,imWienerRathausdie Herrschaftüber19Fünfzigstel
der Pevölkerungvon Wienzu führen .Stadtrat Kunschakhat auchdavon
gesprochen ,dassleider auchausderPsychedesVolkesAngriffegegen
die Autonomiekommen.Esist wahr ,es redenviele Leute ,ohnegerade
Faschistenzu sein,derlei Dinge .Daskommtaber nur aus derZerstörung
des Rechtsbewusstseins ,die in diosenletzten Monatengeschehenist ,
aus der Zerstörung aller Rechtsgrundlagen des Staa tes ,die ein System
der Verfassungsbrüchezeitigenmussundin diesemFalle auchgezeitigt
hat .Unddasein solchesSystemauchein paarjuristische Lakaienge¬
fundenhat ,machtdie Sachcsr durchausnicht besser .Stadtrat
Kunschakhat an vergangeneZeitenerinnert ,in denenderBürgermeister
Dr ,Karl Lueger den Kampfumdie Autonomiegegen bornierte Regierungen
geführt hat .Auchdie Borniertheit hat verschiedenehistorischeEnt¬
wicklungsformen .DasZielist nichtimmerdasselbe ,dieMethodensind
nichtimmerdieselben .DieFeindederAutonomiesindheuteandereals
sie in den9CigerJahrenwaren ,undandereZieleschwebenihnenvor .Es
gehtheuteumviel mehrals es in den90igerJahrengegangenist ,denn
es geht heutenicht nur umein StückVerfassung ,es geht heuteumdie
ganzewirtschaftliche ,soziale undkulturelle Stellungdiesergrossen
Stadt .Darummüsstenalle ,diegutenWillenssind ,trotzmancherGegen¬
sätze in der Abwehreinig sein ,die Wienheutenotwendighat .Wenn
Stadtrat KunschakamSchlusseseiner Redean uns appelliert hat ,wir

26 /mögenunserePflichtgogen undWirtschafterfüllen ,sokann
ichdaraufnursagen ,daswerdenwirtun .Aberwirsolltenerwartendürfen,dass wir dabei nicht allein sein werden .( Lebhafter Beifall undHände¬

klatschenbeidenSozialdemokraton)
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DieSpezialdebattoüberdasKapitelPersonalwesenloitetoamts¬
führenderStadtratSpoisermitfolgendemBerichtein :

ImJahre1932wurdoninderHoheitsverwaltungrund180. 3Mill.SchillinganPersonalbezügenallerArtausgegoben.FürdasJahr1933wurdelautVoranschlagPersonalausgabenvon180. 8Mill.SchillinginAussicht
genommen.DieGomeindebeabsichtigtoalsodamals,diePersonalauslagenim
GrossonundGanzenaufderfrüherenHöhezucrhalten,FürdasJahr1934wirdnachdemvorliegendenVoranschlageinBetragvonrund161Mill.SchillinganPersonalaufwandvoranschlagt.DioseSummeist um19Mill.

Schillinggesunkon,weildurchdiePersonalmassnahmon ,dioab . 7 .1933
in Wirksamkeittraten ,diebeidenSonderzahlungenfürdiestädtischenAn-¬
gestolltenabgeschafftwurdon.Dagogenist in derSummevon161Mill.
SchillingderAbstrichandenMonatsbezügenvon . 2%nichtberücksichtigt,
woilormit31. Dozember1933befristetwarundausserKrafttritt .Die
AbschaffungderSonderzahlungenwardurchdasüberausstarkoAbsinkendor
EinnahmenderGemeinde,durchdonEntzugvonBundesüberweisungen ,durch
denEntzugderEntschädigungfürdieEinhebungderBundessteuernunddurchdenEntzuganeigenenSteuerninfolgederverschlechtertenWirtschaftslage
notwendiggeworden.SeitherhatderBundderGemeindeimmerneueEinnahmon
entzbgonundneueLastenauferlegt.BesondorsdierückwirkendeVorschrei¬bungdesLastenbeitragesvon36MillionenSchillingfürdieJahre1933und1934hatdieLagederGemeindenenerlichantscheidondverschlechtert,Die
GemeindemusstedaherunterdiesomZwangneuerlichandasPersonalheran¬treton ,umVereinbarungenüberdieendgültigeGestaltungderBezügefürdaskommendeBudgetjahrzustandezubringen.DieEinleitungzumBudgetdesJahres1934musste ,weildieVerhandlungennochnichtzuEndegeführt
wordenkonnten,einenAbstrichanPersonalaugabenfürdasJahr1931im
Ausmassevon20MilliononSchillinginAussichtnehmen.DergrössteTeil
dieserSummevon20MillionenSchillingentfälltaufdienotwendigge¬
wordeneAngleichungderBezügederstädtischenAngestelltenandieBezüge
derBundesangezltenundaufdieAngleichungdesPonsionsrechtesder
städtischenAngestelltenanjenederBundosangestellton.DieseAngäaichungderBezügoundPonsionsverhältnissederGemeindeangestolltenanjeneder
BundosangostelltenwurdeschonindenJahren1931und1932invonder
BundesregierungimNationalrateingebrachtenGesezzentwürfenzumBudget-¬
sanierungsgesetzundzurArbeitslosenversicherungsnovolleverlangt.NunmussdiesoAngleichungausdenfinanziellenVerhältnissonderGemeinde
horausdurchgeführtwerden.AuchimheurigenFrühjahrhatdergewesene
FinanzministerDr .WoidenhoforanderGomeindegetadelt ,dasssienoch
immerGeldfürdieWohnbautätigkeitunddiebessoreBozahlungderGomeindo-¬
angestelltenausgobe .DerjetzigeFinanzministerDr .Bureschhataller -¬
dings ,wiesichauchausderMitteilungderRoichspostvom19. November1933
erschenlässt ,gegenübereinerAbordnungderGewerkschaftderchristlichen
GomeindeangestelltenOesterreichssichdahingeäussert ,dassvonderRo¬
gierungandie WionerGemeindeverwaltungkeinAuftragzurAngleichungder
Bezügeergangensei ,dassaberdie Bundesregierungwohlein gewissesInter -¬
esso daranhabe ,dass die Bozügeder Gemeindeangestelltensich denBe¬
zügenderBundesnagestelltenanpassen,DaderBunddurchseineMassnahmenderGemeindefürdasJahr1934ctwa80MillionenSchillingentzogenhat,
ist dieGemeindenichtmohrinderLage,diebessoreBezahlungihrerAn¬
gestolltenfortzusetzenundmusstosichentschliessen ,ihreVerhandlungen
nit demfersonalmitdemZielderAngleichungderBesoldungunddesPen¬
sionsrechtesanjenedesBundesdurchzuführen.WiesichausdenVorlagen,



RATHA
A .

FSKORRESPONDENZ
Herausgeberundverantw .Redakteur:
FRANZXAVERFRIEDRICH

Wien ,am .

diehouteimGomeindoratalsErgänzungdosVoranschlageszurBeratungund
Boschlussfassungunterbreitotsind ,ergibt ,hatdasPersonalderGemeinde
inanorkennenswerterEinsichtdienotwendigenZugeständnissegemacht,so¬dasssichnunmehrdieAngloichungseinerBezügeandiederBundesangestell¬
tondurchdieseVorlagevollzicht.EswirdjedochnichtdasGchalts¬
schomaderBundosangestelltenfürdieGemeindeangestellteneingeführt,
sonderndasoigeneSchemaderGomeindoWienaufrechterhaiten. .Eine
gänzlicheVeränderungdiesesSchemaswärebeiderEigenartdesGemeindo¬diensteskaummöglichundwürdedioeingelobtonVerhältnissodurchdie
verschiedenartigenAuswirkungenallzusehrverschieben.DasGemeindoscheme
unterscheidetsichvomBundesschomsinsbosonderedadurch,dassinjedor
einzolnonGruppedieAnfangsbezügohäherunddieEndbezügeniedrigersind.
DiesenorwünschtenZustandzubeseitigen,wärenichtgutgoweson.Eswurden
dahernurdieLebensverdionstedereinzelnenGruppenderGemeindeange-¬stolltenundderBundesangestelltenverglichenundausdemVergleichjener
durchschnittlicheperzentuelleAbstrichermittelt,dessenAnwendungdie
AngleichungdesGchaltsaufwandesandenGchaltsaufwanddesBundesherbei-¬führt.DieBezügederstädtischenAngestelltenwordendurchdieseVorlage.um10. 7Prozentgckürzt,vondenen. 2ProzentschonimzweitenHalbjahr1933zumAbzuggelangtsind ,sodasssicheincweiteroKürzungabJänner
1934um. 5Prozentergibt.IndiesemProzentsatzsindauchdioKosteneinigerfürdenUebergangnotwendigerAusgleichmassnahmenberücksichtigt.DieNebenbezüge ,diebisherum10Prozentgekürztwaren,werdenumweitere6Prozentgesonkt.DiePensionsbomessungsgrundlagewirdvonbisher85
ProzentaufdieBomessungsgrundlagedosBundes,dasistauf78. 3Prozent,
gesenkt.EbensowerdendieWitwenpensionenunddieErzichungsbeiträgeauf
dasAusmassdesBundesgebracht.UmdaszuplötzlicheAbsinkenderWitwen¬
pensionenzuvermeidon,werdenUebergangsmassnahmengetroffen.Dadie
städtischenAngestellten,wieichschonerwähnthabe ,in denersten20
DionstjahrengünstigergestelltsindalsdieBundesnagetsllten,dagegenin
denspäterenDienstjahreninihrenBezügenunterdenenderBundosnage-¬
stelltenstehen ,wurdozurVermeidungeinesallzugrossonPensionsunter-¬
schiodesderAufbaueinerhalbenSteigerungsstufefürdiegegenwärtigen
undzukünftigenPensionistenzugostanden .SowohlfürdieAktivenalsfür
diePensionistenderGemeindewerdendiebisherigenKinderzulagenaufdie
HöhederKinderzulagendesBundesgebracht.HinsichtlichderKürzungder
AktivbezügeundderRuhe-undVersorgungsgenüssegeltendiegleichenSchutz¬
grenzenwiebisherweiter.EsbleibendaherdieAktivbezügeunter200S
kürzungsfrei,diehöherenBezügedürfendurchdioKürzungnichtunter
200Ssinkon.BeidonPensionistonist diekürzungsfreieGronzefürdie
Familignerhaltermit170,fürdieNichtfamilienerhaltermit100Sfest¬

gesotzt .DomGemeindoratliegtfernoreine ,strenggenommen,nichtindiesesBudgotgehörigeVorlagefürdieBeamtenderstädtischonUnternchmungenvor,
diehinsichtlichderBezugskürzungunddesPonsionsrechtesdieselbonBe¬
stimmungenenthält ,wiodieVorlagonfür dieMagistratsangestellten.Dar-¬
überhinauswerdendieBozügederUnternchmungsangestellten,dieinfolge
einerachtstündigenArbeitsverpflichtunghöhersind ,umweitere. 1Pro¬
zentgekürzt.LeitendeBeamteimEinzelgohaltwordeneineHöchstponsion
imAusmassederHöchstpensioneinesBundesangestelltender1 .Dionst¬klasseerhalten.DurchdieVerringerungderBezügeab1 .Juli1933und
jotzt wioderab1 .Jänner193½sinkonauchdieEinnahmenderstädtischen
Krankenfürsorgeanstalt.DamitderHaushaltderKrankenfürsorgeanstaltnicht
nUnordnunggerät ,hatdieAnstalteineReihevonSparmassnahmenber
schlossen.DieGemeindeunddieAngestelltenabererhöhenauchdieper¬
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zontuelleAbfuhran die Krankonfürsorgeanstalt ,undzwarGemeindeund
Angostellteumje . 10Prozent ,darüberhinausübernchmendieAngestellten
die Zahlungeines Krisenzuschlagesvon . 10Prozent ,umeinenallzu¬
grossenLeistungsabbauzu verhindern .Trotzdemmussdie weitereBofür¬
sorgungder Eltern undGrosselternder Mitgliederdurchdie Anstaltein¬
gestelltwerden.

AuchdieBozügedergowähltenGemeindefunktionärewerdendurch
freiwilligenVerzichtimgleichenAusmassewiebei denAngestellzengekürzt,
bisherschonangewendeteKürzungsprozentebleibenaufrecht .BeidenRuhe-¬
undVersorgungsgenüssenderFunktionärekommtüberdiesdieAuswirkung
der Pensionsnormendurchdie Angleichungan denBundzur Auswirkung .Sämt¬
liche Kürzungensind mitAusnahmeder weitergehendenKürzungder Bezügeder
Unternehmungsangestelltenvon ' 1Prozent/etapoenweise/dauernderfolgt ,
mitdem31. Dezember1935befristet .DieAuswirkungderBezugskürzungenbei
denGruppenderdurchdieVorlageerfasstenHoheitsangestelltenbleibthin¬
ter demVoranschlagebetragvon20 MillionenSchillingum etwa 3Mil- ¬
lionenSchillingzurück .DieKürzungenbei denGruppen ,mitdenendieGe-¬
meindeverwaltung noch in Verhandlungen steht ,nämlich bei denFeuerwehr¬

angestellten,beidenkollektivvertraglichenBetriebenin denHoheitsver-¬
waltung,sowieweitereSparmassnahmenauf demGebietdesPersonalwasens,
darunterinsbesondereauchAbbaumassnahmen ,sollendierestlicheSummezur

Einsparungbringen .DiesemZweckdient die Bastimmungder Verlageüberdie
MöglichkeitderFortsetzungdesAbbauesbis EndeJuni1934 .Bisherwurden,
nachdemdieErmöglichungdesfreiwilligenAbbauesnureinunbedeutendes
Ergebnis,nämlich39Abbaugesuche,gebrachthat ,in 2Pensionierungsaktionen
728AngestelltederHöheitsverwaltungund219Lehrerin denRuhestandverset
DaderzeiteinErsatznichtnötigist,ergebensichdarausnichtunbe¬
deutendeErsparungenimBetragevon1,130 . 000Schilling ,die sichdurch
dieHerabgetzungderPensionsbemessungsgrundlagenocherhöhen.Davonsind
allerdings600. 00eSchillingschonimBudgetfür dasJhr1933berücksichtig-¬
Die Gemeindeverwaltungwird im nächsten Jahr die Abbauaktionfortsetzen
müssen ,wirdaberdabeimögliahsteZurückhaltungüben.
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Der Personalstand ,der im Jahre 1932 samt den Pensionisten35 . 496
betrugundimJahre1933mit1 .Augustmit31. 733festgestelltwurde,
ist durchdieAbbaumassnahmennochgesunken.DerPersonalstandderAktiven ,deram1 .August1932mit24 . 015festgestellt wurde ,undam
1 .August1933auf 23 . 587gesunkenwar ,ist durch dieseAbbauaktionen
umweitere986Personengesunkworden ,wozunochdie erfolgtenTodes¬
fälleundanderenatürlicheAbgängekommen.DieZahlderPensionisten
betrug am . 8 ,1933 11 . 146und war um294 grösser als am . 8 .1932 .Seit - ¬
herist die FahlderFensionsparteiendurchdie vorgenommenenPensionber.
ungen auf rund 12,000 gestiegen .Gegenüber dem Jahre 1919 mit 27 . 800

aktivenAngestelltenist alsoein bedeutenderAbfallanaktivemPersonal
zu verzeichnen ,wasumsobemerkenswerterist ,als inzwischenausder
UebernahmederAufgabenderLandesverwaltungundvonLandesanstalten
auchnocheinebedeutendeAusgestaltungin personellerHinsichtaufdem
Gebiet der Fürsorge ,des Wohnungswesensund einer AnzahlvonBetrieben
der Hoheitsverwaltungerfolgte ,Der Personalstand nähert sichjetzt
schon sehr dem des Jahres 1913 ,in dem Wien noch nicht die Landesagenden

hatte .DiesevomVerwaltungsstandpunktbedeutsameTatsacheist einBe¬
weisdafür ,dassdasPersonalin denvergangenenJahren ,besondersaber
auchin der letzten Zeit stets bereit gewesenist ,seineArbeitsleistung
zu verstärken ,umeine sparsameVerwaltungzu ermöglichen .AuchVer¬
waltungs - undBetriebsreformen haben an dieser Erscheinung ihren guten
Anteil .DieVerwaltungs-undBetriebsreformist auchin denUnternehmungen
der Gemeinde ,über die der vorliegende Anschlagkeinen Aufschlussgibt ,

immerwiederverstärkt woden .DiePersonalständederUnternehmungen
sind von22 . 782auf 21 . 861gesunken .ImElektrizitätswerk ist ausserdem
auchbei denArbeiterneine grösserePensionierungsaktionimGange ,Der
Pensionistenstandbetrug am1,8 .1933 . 713 ;gegenüber1932war
dieseZahlum344Personengestiegen .DieseDifferenzhat sichdurchdie
seither vorgenommenen Pensionierungen vergrössert .Auch dort konnte die
sich daraus ergebende Ersparung nur mit besonderer Mithilfe desPersonals
erzieltwerden.DiePedienstetenderstädtischenUnternehmungenwerden
überdies zu den Ersparungen ihrer Werkeund damit zur notwendigenEr¬
leichterung für das Gleichgewicht im Budget der Stadt durchLohnabstriche
in der nächstenZeit ,überdie ebenfallsschonVerhandlungenschweben,
beitragen ,Wennmandie gesteigerte Arbeitsleistung und die freudige Ein - ¬
stellungdesPersonalszumDienstmitgrosserAnerkennunghervorheben
muss ,so bedauertmanumsomehr ,dass die harte Zeit es derGemeindever¬
waltungunmöglichmacht ,so wiebisherdie Bezügeder Angestelltenzu
heben ,ja dass die Verwaltung sogar gezwungenist ,auf die Einschränkung
der Bezügehinzuwirken .DerpflichtbewusstenBeamtenschaft ,Lehrerschaft
undArbeiterschaftder Stadt ,die aus Gemeinsinn ,umdas vonihnenbe¬
treute Gemeinwesendavorzubewahren,dasses in Unrodnunggerät ,ebenst
aber aus Solidarität mit demgrossenKreis der BefürsorgtenArmeninder
Stadt und denjenigen ,denen die Stadt auch bei spärlichenen Einnahmen
Arbeitgebenkann ,diese EinschränkungenimVereinbarungswegeaufsich
genommenhat ,gebührt der Dank der Gemeindeverwaltung .Ich kann nurwieder
demWunschAusdruckgeben ,dassdieZeitderAbstrichenunendlichvorüber
sei ,ja dass es in nicht zu ferner Zeit möglich seinwerde ,mancheharte
Massnahmen ,die jetzt getroffen werden müssen ,wieder zurückzunehmen und
das Lebender verdienten Angestellten ,Lehrer undArbeiter derStadt
wieder zu erleichtern .( LebhafterBeifall )
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GR .Stöger(chr. soz. ) erklärt ,dass es keineKontrolleüber
denPersonalstandderGemeindegebe .Alle Versuche,sichaus denRechnungs¬
abschlüsseneinwahresBildüberdenPersonalstandzuverschaffen,schlagen
fehl .Die Vorlagen ,die der Roferentvorgelegt hat,bieten eintrauriges
Bild . Währenddie Bundesregierungeinen schwerenKampfgegeneinehochver¬
räterischeBewegungmitErfolggeführthat ,währenddie Handelsbilanzeiner
Besserungentgegengeht,währenddieArbeitslosenziffernimmerhinniedriger
sind als imVorjahr ,währenddie Trefferanleiheder Bundesregüerungeinen
vollenErfolggezeitigthat,fehlenalleAnzeichendieserArtin demVoran¬
schlagderGemeinde.SinddaranwirklichdieMassnahmenderBundesregierung
schuldeNein .In der Verwaltungder GemeindeWiensind schwereFehlerbegan-¬
genworden ;diesehabendie Wirtschaftskriseverschärft ,diesehabenauch
die Massnahmen des Bundes herbeigeführt .Und immer wieder muss das schuldlo¬

se städtischePersonaldafürbüssen .Eshiessimmer,Wiensei diereichsts
StadtderWelt ,BreitnerhatnachAmerikageschrieben,dassvon1923bis1926
Einnahmenvonmehrals 221MillionenDollarerzielt wordenseien. Woist nun
die Ursacheder jetzigen düsteren Finanzlageder Gemeinde ?Nurdiesinnlose
VerpulverungderSteuergelderhat zudieserFinanzlagegeführt .Wirhaben
immergefordertundfordernauchheutemitallemNachdruck: Schlussmitder
HartherzigkeitderVerwaltunggegenüberdemPersonal ! Wirfordernaucheine
grundlegendeAenderungin derVerwaltung,soweitdiesezuteueroderfehler-¬
haft ist .Nirgendsist eine Bezugskürzungso grausamvor sich gegangenwie
diebeider GemeindeWien .DerRednerbesprichtdanndie AuswirkungenderFrie-¬
densverträgevonSt ,GermainundVersaillesunderklärt ,dassmitdiesen
FriedensverträgendemkleinenOesterreicheine ungeheureLastaufgebürdet
wordenist ,eineLast,unterderauchdiestädtischenAngestelltenleiden.

NZuderselbenZeit ,inderdieschwerreicheGemeindenurfür900ePensioniste
zu sorgen hatte ,oblag demBunddie Sorgefür 120 . 000Pensionsparteien .
AndereGemeindenkonntentrotz aller SparsamkeitdemZusammenbruchnicht
entgehen ,zu derselben Zeit ,in der sich Wien Prunkbauten leisten konnte .
Es war daher kein Wunder ,wennandere Gemeindenmit Neid auf die Gemeinde
Wienblickten und wenndie Bundesregierung immerwieder bestürmt wurde ,sie
mögeeinen Ausgleich zwischen demreichen Prasser und dn armenLazarusen
herbeiführen .Mutwillig haben Sie die heutige Lageder Gemeindeverschuldet
und herzlos ist es,die armen Angestellten dafür entgelten zu lassen .Bewiss
lehnenauchdie städtäschenAngestelltenberechtigte Opfernichtab. Wenn
aber hunderttausende Menschenkuer die traurigsten WeihnachtenderNach¬kriegszeit verbringen werden ,ist nicht nur die Wirts chaftskrise daran
schuld ,sondernin erster Linie der Brutalität ,mit der die GemeindedieBe- ¬
zugskürzungvollzoegen nat .Der Rednerwendetsich dagegen ,dass der13 . und
14 .Monatsgehaltals ein Plus bezeichnet wird ,das dieGemeindeangestellten
bezogenhaben .Diese Bezügewarenverglichen mit den BezügenderBundesan-¬
gestellten reine Lohnbezüge ,nur in andererForm .Kanndas Personalwirklichden Trost haben ,dass diese Gehaltskürzungennotwendigundunausweichlich
weren .In einer Zeit desbeengtenKasenstandeshat manlo Millionenflür

Wohnhausbautenaugegeben .Manhat den LuxusbaudesAmalienbades
errichtet .HättemandenBu des Stadionsnicht auf gessereZeitenaufsparenkönnen .Auchder Baudes zweitenFortbildungsschulpalasteswarnichtnot¬
wendig .Diesedrei letzteren Bautenhabennicht wenigerals 25 Millionenge- ¬
kostet unddie Kürzungenan die städt .Angestelltenmachen20Millicnenaus .Zu dem Druck des sinkenden Einkommensgesellt sich bei den städt .Angestell - ¬
ten noch die Angst umdie Existenz .Die Abbaumassnahmenwerden umein halbes

ahr verlängert .Und wenn schon gleiche Bezüge ,warum nicht auch gleicheRechtewiebeimBund?Wirverlangendie Durchführungderauchin derDienst-¬
pragmatik der Gemeindevorgesehenen alljährlichen Beschreibung wiebeim

und ,Die gleichen Begünstigungen für Frontkämpfer und Kriegs,eeschädigte
wiebeimBund .DieGemeindewarseinerzeit ein Reservoire ,wo ' eleJugend¬
ZicheUnterkunftfanden, Infolgeder AnstellungssperrewardieseMöglichkeitder Jugendverschlassen .NachlangenBemügungenist es der Oppositionge-¬lungen ,wenigstensfür die Junglehrerdiese grausameSperrungzuhindern .
Werwirdaber angestellt ?Dasind gleich an einer Schule5 Judenangestelltworden .EineVerwaltungsreformist gewissnotwendig ,abersie müsstevonobenbeginnen .Die SozaldemckratenmögendemPersonal endlich dieFreiheit
geben ,vonder sie einmalso viel gefaselthaben .
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Der Rednerstellt folgendeAnträge :
DieDienstordnungfür die Angestelltender GemeindeWienist

dahin abzuändern ,dass die Mitglieder der Personalkommissionausdem
Satnde der Gemeindeangestellten in unmittelbarer ,freier Wahl nach den
Grundsätzendes Verhältniswahlrechtesgewähltwerden .DerMagistratwird
be auftragt ,einen diesbezüglichen Entwurf im Einvernehmen mitallen
Gewerkschaften der Semeindeangestellten auszuarbeiten und ehestens dem
Gemeinderat zur Beschlussfassung vorzulegen .

Die Satzungen der Krankenfürsorgeanstalt der Bediensteten der
GemeindeWiensind dahin abzuändern ,dass die Mitglieder aus demStande
der ediensteten von diesen selbst in unmittelbarer freier Wahlnach
den Grundsätzen des Verhältniswahlrechtes gewähltwerden .

Der Abzugder Beiträge für den Verband der städtischen Ange .
stellten von ihæhn Gehaltsbezügen hat vom . Jänner 1934 an zuunter¬

bleiben .
Er erklärt zumSchluss :Sie müssenheute zugeben ,dassSeipel

mit Oesterreich auch Wiengerettet hat ,und Sie könnenauch nicht leugén ,
dass ohneDollfuss Wienbereits zur Kolonieherabgesunkenwäre( Gelächter
und Zwiscehnrufe bei den Sozialdemokraten ) .Bleiben Sie bei diesem System
der Unaufrichtigkeit ,des Terrors und der Verschwendung ,seien Sieüesb¬
zeugt ,dass Dollfuss auch mit Ihnen fertig werden wird .( Beifall bei
denChristl . )

GemeinderätinSchlösinger(Christlichsozial )weist daraufhin ,
dassdie AngestelltenderGemeindeauchdiesmalnichtwenigerals
20 Millionenzur Sanierungdes Budgetsbeitragen sollen ,wovon54Mill .
auf das Schulperscnalentfallen .Sie erinnert an die Aeusserungdes
Stadtrates Preitner in einer Lehrerversammlungim Zirkus Busch :Ihr
habt nur zu fordern ,umdie Bedeckunghabt Ihr Euchnicht zukümmern ,
Auch andere Wortführer versäumten nkcht ,den Lehrern eine Fülle von
neuen Rechten zu versprechen .Das lässt sich daraus erklären ,dass man
die Pehrerschaft zur Durchführungdes sozialistischen Kulturprogramms
brauchte .Heutekannmanfeststellen ,dass manes nicht vermochthat ,
die Mehrheit der Lehrerschaft in den sozialistischen Bann zuzwingen .
DieLehrerschafthat dafürschwerbüssenmüssen ,Hundertevonchrist¬
lichen Lehrern wurden Jahr umJahr aus einem Bezirk in den anderenver¬
setzt ,einfach deswegen ,weil sie es wagten ,mit den Kindern dasSchul¬
gebet zu verrichten und sie zu den religiösen Uebungenin die Kirche
zu führen .Umvolle Verfügungsfreiheit über die Lehrer zu haben ,nahm
manihnen das älteste undwesentlichste Recht ,das Rechtderdefiniüven
Anstellung für eine bestimmte Schule ,Dieses und andere wichtige Lehrer¬
rechte fiolen durch das LchrerdienstgesetzvomJahre 1923 ,zudassan
Annahmedie Lehrerschaft durch die Drohunggezwungenwurde ,dasssonst
die Junglehrer entlassen würden .Die Schulreform brachte derLehrer¬
schaft eine unerhörte Mehrdienstleistung .NeueLehrplänewarenauszu¬
arbeiten ,modernerUnterrichtmussteerteilt werden ,ein Wustneuer
Amtsschriften wurde eingeführt ,die Heftekorrektur muss nach psycholo¬
gischen Gesichtspunkten ,infolgedessen viel zeitraubender undmüshsamer
durchgeführt werden ,die Disziplin ist ungeheuererschwert ,kurzdie
Lehrerschaftist qualitativ undquantitativ ausserordentlichstarkbe¬
lastet .Die Lehrverpflichtung wurde in den letzten Jahren bis auf 25
Stundenerhöht .WennderRechnungshofin seinerUeberprüfungdesRech¬

nungsabschlussesvon1932eine Erweiterungder Lehrverpflichtungem¬
pfiehlt ,so ist dasein rein rechnerischerStandpunkt ,der dieLehrer¬
arbeit nach den Stunden messen zu können glaubt ,Lehrer ,die das täten ,
wärennicht Lehrer ,sondernHandwerker ,
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DieGehälterder Lehrerwzhaftwarenimmerweituntervalo¬
risiert .HerausgehobenwarenimmernureinigeParteigünstlingevonIhnen,
die Geldauszeichnungenerhieltem ;der grösste Teil ler Lehrerschaftaber
ging leer aus .Ebenso sind Sie bei den Vorrückungen hinsichtlich der Schul¬
leiterposten vorgegangen ;für solcheSchulleiterpostenwurdenfastnur
Sozialdemokraten bestimmt .Bis jetzt wurden etwa 500 solche Schulleiter
ernannt ,davongehören aber nur etwa 25 einer christlichsozialen Organisa¬
tion an .Auch in dieser Angelegenheit muss Wandel geschaffen werden und

ich beantrage die Einsetzung einer aus dem Gemeinderat nach demProporz
zu wählenden Kommissionzur Erstattung der Vorschläge für die Ernannung
vonSchulleitern .Währenddie Gemeindeverwaltungfür überflüssigeSachen
immerGeldhatte ,verschloss sie sich stets demElendder Junglehrer .Auch
der Stand der Lehrer selbst vurde verringert ; erist von . 915imJahre
1920heuerauf . 200gesunken .DieseArtvonSparmassnahmenmüssengeradezu
als Verbrechenan der Schuleundander Lehrerschaft bezeichnetwerden .

Der 2 . Verband der städtischen Angestellten hat zu denhärtesten
Massnahmengegendie Angestelltenseine Zustimmunggegebenso auchzurVer-¬
längerung des Lehrerabbaugesetzes und es scheint ,dass er daraus Vorteil
zu ziehenhofft .Es ist unerträglich ,dass Lebensfragender städtischenAn¬
gestelltennurdurchdenstädtischenVerbandentschiedenwerden .Dasbrifft
besondersfür die Lehrerschaftzu ,der bis heute diePersonalvertretung
vorenthalten wird .Die Rednerin beantragt ,der Stadtsenat mögeaufgefordert
werden ,demWienerLandtag die erforderlichen Vorschläge aufEinsetzung
einer Fersonalvertretung für die Lehrerschaft zu machan .Bie Rednerin befas
sich sodannmitdr Jungelehrerfrage ,undbemerkt ,ihre Parteiwerdedieser
FragedasgrössteAugenmerkzuwendenundinsbesonderedaraufachten ,dass
nicht nur jüdische ,sondern in erster Linie christlich deutsche Lehreran¬
gestellt werden .Schliesslich beantragt sie ,dass für den fremdsprachigen

nterricht Junglehrer eingestellt werden ,die die nötigen Prüfungen abge - ¬
legt haben( Eebh .Beifall . d .Chr. soz . )

St . R.Speiserweist gegenüberdenAusführungenderVorredner
in seinemSchlusswortedaraufhin ,dassdie städtischenAngestelltenan
dengutenZeitenderGeneinde in der Formteilgenommenhaben ,dass indie -¬
sen Zeiton ihre Bezüge weit höher waren als die der übrigen Angestellten .
Dass in der Zeit der Not eine starke Einschränkungeintreten muss,begroift
das städtische Personal sehr gut ,wie aus seiner Haltung hervorgeht . Wasdie
Junglehrerfrageangelangtso müssenverallemAngestelltedosPädadogischon
nstituts als besondersfür denLehrberufherangebildetin Betrschtge-¬
zogenwerden .Esist bomängeltworden ,dassauchJuderangestelltworden
sind .Schliesslichlebenin WienauchJudenundich habemirin derletzte
Seit sagenlassen ,dassJudennicht nur in denReihendersozialdemokratis

L
artei sondernauchin anderenReihenzufindensind( BeifallundHeiter .

keit bei derMehrheit )WirhabeninWienausserordentlichwonigjüdischo
Lehrer .Unter 5300Lehrern sind nur 14 Juden .Unddie sind nicht einmalaus - ¬
roichdnd u die Kinder jener Jugend zu unterrichten ,dio der vaterländische
Front angehörenLebh .Biterkeit b .d .Mchrheit ) .St .R .Speiser ersuchtschlioss -¬lich umAnnahmeder vorliegenden Anträge .

Die Ansätzeder Verwaltungsgruppefür Finanzwesenwerdengo- ¬
nehmigt ,die Anträgedes Stadtsnnates angenommen ,dieResolutionsanträge
Kunschakbetreffend FürsorgeabgabeundBadenwertabgabevomverbautenGrundabgelehnt .

Die Ansätze dr Verwaltungsgruppe für Personalwesenworden
genehmigt ,die Anträge des Stadtsenates angenommen ,die Anträge der Minderhei
der geschäftsordnungsmässigen Behandlung zugewiesen .

Schluss der Sitzung 22 Uhr .Fortsetzung orBudgotdebattemorgen,Mittwoch,16Uhr.
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KeinParteienverkehrbeidenRechnungs-undKassenabteilungendermagistra-¬
tischenBezirksämterzwischenWeihnachtenundNeujahr.

DieRechnungs- undKassenabteilungendermagistratischenBe-¬
zirksämterunddieRechnungsabteilungII c bleibenheuervom27. bisein-¬
schliesslich30 .DezemberfürdenParteienverkehrgeschlossen,weilindieserZeitdie Kontenabgeschlossenwerden .Fürdie EriedigungunabweislicherFälle
undfürdieAusgabevonPostspurkassenerlagscheinenwirdjedochVorsorgege¬tröffen ; esbesteht also auch in der WochezwischenWeihnachtenundNeujehr
dieMöglichkeitzurEinzahlungvonAbgaben.

- ¬
BestellungvonBezirksamtsleitern.

DerStadtsenathat in seinerletztenSitzungdieMagistrats-¬
räte RudolfLudwig,Dr .FriedrichZamponiundDr .RobertWalchensteinerzuOber-¬
magistratsrätenin denzweitenBezugsklasseernannt .DerBürgermeisterhat
denObermagistratsratLudwigzumLeiterdesmagistratischenBezirksamtesfür
denVIII .Bezirk ,denObermagistrataratDr. Libano( bisherLeiterdesmagistra-¬
tischenBezirksamtesfürden. Bezirk)zumLeiterdesmagistratischenBezirks-¬
amtesfürdenXVII.Bezirk ,denObermagistratsratDr .ZampønizumLeiterdes
magistratischenBezirksamtesfür denV .BezirkunddenObermagistratsratDr .
WalchensteinerzumLeiterdesmagistratischenBezirksamtesfür denXX.Bezirk-¬

bestellt .

DieSchneeabräumungsarbeiten.
DerstädtischeStrassenreinigungsbetriebsetztdieSchneeab-¬

räumungsarbeitenununterbrochenfort .DiegesamteStrassenreirigungsmannschaft
undeinigehundertSchneearbeitersindfortwährenddamitbeschäftigt,voral -¬
lemdie HauptverkehrsstrassenvomSchneezu säubern .Fürdie maschinelleSchnee¬
säuberungundSchneeabfuhrwurdenbeispielsweiseDionstagundMittwoch106
Pferdeschneepflüge ,19 Autoschneepflüge,120zweispännigeFuhrwerkeundKabs- ¬
wagenund52Lastkraftwagenverwendot.

EhrungverdienterstädtischerOberbeamteranlässlichihrerPensionierung.
Anlässlichihrer Versetzungin dondauerndonRuhestandhat

derGemeinderatin seinerletztenSitzungeinergrösserenZahlvonOberbe-¬
amtendesWienerMagistratesbeschlussmässigehrendgedacht.Essinddies
ObersenatsratIng .ThooderJagger ,DirektionsratderstädtischenGaswerkeDr.
TheederPetteradioObermagistratsräteKarlFees,Dr .AntonMarschnerundAlo-¬
xanderMuch,dieOberstadtbauräteIng. LeopoldEtzmannstorfer,Ing .Dr .Alexander
Hasch,Ing .AdelfHassa ,Ing .RudolfPauly ,Ing .GottfriddWurzinger,technischer
ZentralinspekterIng .WilhelmWeissmandlunddiePrimarärzteDr .FelixPiringerund Dr . HugeZeller - Zellernberg .

WienerLandtag . - —.
DerWienerLandtagtritt morgen,Donnerstag,um16Uhrzueiner

Sitzungzusammen.DieBudgetverhandlungenwerdeninderandieLandtagssitzunganschliessenden Sitzung des Gemeinderatesfortgesetzt .
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Budgetdebatte.
Wiener Gemeindrat

Sitzung vom20 .Dezember1933 .
DerGemeinderatder Stadt Wiensetzte heutedieVerhandlun¬

genüberdenstädtischenVoranschlagfür dasJahr1931fort .ZurVerhandlung
kamdas Kapitel Wohlfahrtswesenundsoziale Verwaltung .DieVerhandlungen
leitete amtsführenderStadtrat Honaymit folgendemBerichtein :

Bei der Aufstellung des Voranschlages dieser Verwaltungs¬
gruppefür das Jahr 1931wurdemit der grössten Genauigkeitvogegangen.
Es musstensehr ernste Streichungen vorgenommenwerden .So dieAuflassung
von 35 Kindergartenabteilungen ,die Einschränkung der Beratungszeiten in
den Tuberkulosefürsorgestellen und die Behandlungszeitenin denSchulzahn¬
kliniken ,die Auflassungder Blutgruppenuntersuchungsstelle undderaugen¬
ärztlichen Zentrale ,wodurch Aerzte und Fürsorgerinnen erspart werden .Auch
durch die starke Herabsetzungdes Belages in der Kinderheilanstalt SanPe¬
lagiokonntenErsparnisseerzielt werden .TrotzdemzeigtderVoranschlag
dieser Verwaltungsgruppe eine Ausgabensteigerung gegenüber dem Jahre 1933
um318 Millionen Schilling .Das Wohlfahrtsbudgetfür das Jahr 1931beträgt
97 ' 1MillionenSchillang ,dassind31 ' 55ProzentdesGesantbudgets.Darinkomm¬
die grosse Notweiter Bevökkerungsschichtendeutlich zumAusdruck.

Wie gewissenhaft das Budget dieser Gruppe erstellt

wordenist ,geht daraus hervor ,dass allein 79 ' 1Millionen Schilling vonden
97 ' 1Millionen Schilling auf den Sachaufwandentfallen ,ein Verhältnis ,das
nochnieerreichtwordenist .

An der Spitze der Ausgabenstehen auch im Jahre 1934wie¬

der die Erhaltungsbeiträge für die alten oder erwerbsunfähigen Menschen .
Ihre Zahl steigt langsam ,aber stetig .ImJahre 1929zahlte die Gemeindean
39 . 976PersonenErhaltungsbeiträge,imOktoben/wärenes 13 . 864Personen,
die Erhaltungsbeiträgevon12 bis 56 Schilling monatlicherhielten .Indem
ArbeiterbezirkFavoritenhat die GemeimüsimOktoberan 1320Personen
nicht weniger als 114 . 671Schilling an Erhaltungsbeiträgenausbezahlt .
In Ottakring wurden 93 . 564Schilling an . 509Erhaltungsbeiträgeempfänger
ausbezahlt .Der Gesamtaufwand für Erhaltungsbeiträge ist mit 14 ' 5Millionen
Schilling veranschlagt ,umeine halbe Million Schilling mehrals fürdas
Jahr 1933 .Im Oktober gab es in Wien 29 . 518Altersfürsorgerentner und . 039
Hausgehilfinnen ,die die staatliche Altersmente bezogen .Rechnet mandazu
nochdie 1099Bürger ,die vonder Gemeindeeinen Erhaltungsbeitragbeziehen ,
so kommtmanauf die beachtenswerte Zahl von 77 . 550Menschen ,die in Wienvon
der Gemeindeoder vomBundeine Rentebeziehen !

Nochstärker wirkt sich die Wirtschaftskrise aufdie
Pflegebeiträgefür die Kinderaus .ImJahre1929hatte die Gemeinde12. 000
Pflegebeiträge zu leisten .ImOktober1933wurdenfür 3½,911Kinderin
19 . 360FamilienPflegebeiträgegezahlt .DerGeldaufwandfür diesenFürsorge¬
zweigimOktoberwar381. 299Schilling .Dazukommennoch . 200Kinder ,fürdi
die Gemeinde 181 . 165Schilling zahlte ,so dass die Gesamtausgabe für diese
beidenZweigeder offenenKinderfürsorgein einemeinzigenMonat562. 764
Schillingbeträgt !DieGemeindebefürsorgtin Favoriten . 168Kinder ,in
Ottakring sind es 3,990 . DiePflegebeiträge in diesen beiden Bezirkenerreich
ten im Oktober den ansehnlichen Betrag von 84 . 130Schilling .Für das Jahr



II
Herausgeberundpe

FRANZAAV
rantw .Redakteur :

Ik Wien,am
1934wurden715MillionenSchilling an PflegebeiträgenundPflegegeldern
bereitgestellt ,gegenüber1933umeine halbeMillionSchilling mehr .InAn¬
staltspflege stehen derzeit . 515Kinder .Wiestark durch dieArbeits¬
losigkeit der Apparat der Kinderfürsorge in Anspruch genommenwird ,zeigen
folgende Zahlen :Nicht weniger als 50 . 333Kinder von Arbeitslosen -zum
grösstenTeil ohneUnterstützung- werdenvonder Gemeindein irgendeiner
Form( Pflegebeiträge ,Geldbeihilfen ,Sachbeihilfen ,Ausspeisung ,Heimstätten¬
pflege ,Erholungsfürsorge )unterstützt .ImSeptemberhat die Gemeindefür
die KinderderArbeitslosennichtwenigerals 515 . lohSchillingausgegeben!

Für die Jugendfürsergeanstaltensind ' 6Millionenver- ¬
anschlagt .Die voraussichtlichen Ausgabenfür die Säuglingswäsche ,die
nur mehr nach Prüfung der Bedürftigkeit verabfolgt wird ,betragen 320 . 000
Schilling - gegenüber150 . 000Schilling im Jahre 1932 ,Für dieSchulausspei¬
sung sind ' 6Millionen Schilling eingesetzt worden .Die Aktion " Jugendin
Arbeit "wird mit 200 . 000Schilling subventioniert .Für die Förderungder
Sportesind70. 000Schillingvorgesehen.

Eine starke Belastung des Budgets sind nun die Ver¬

pflegskostenin frendenZsankenhäuserngeworden.DieimheurigenSommer
erfolgte Erhöhung in den Fondskrankenanstalten wirät sich geradzu ka¬
tastrophal aus .Im Jahre 1932 hat die Gemeinde ' 3Millionen für Verpflegs .
kosten in fremdenKrankenanstaltenausgegeben .In diesenVoranschlag
mussten11 ' 9Millioneneingesetztwerden!

Dielange Arbeitslosigkeit wirft tausendevonArbeitern
und Angestellten aus der Krankenversicherung .Sie müssen nun vonden
städtischen Armenärzten behandelt werden .Das ist eine schwereAufgabe .
ImJahre 1929machtendie WienerArmenärzte89 . 578Hausbesuche ,imJahre
1932warenes bereits 121. 589. DieZahlderOrdinationenwar1929nur
239 . 854 ;sie stieg 1932auf 3634193 .Hat die Gemeindefür ArzneienanHeil¬
anstalten im Jahre 1932rund 468 . 000Schilling verausgabt ,somussten
in diesen Voranschlag510 . 000Schilling eingestellt werden .

Wir haben in Wien eine weitere AbnahmederGeburten
zu verzeichnen .Im Jahre 1932wurden15 . 200Geburtengezählt .Auf1000Ein¬
wohnerkamen ' 3Geburten .Im Jahre 1920 warenes noch 11 ' 9und imJchre
1900 gar 31 ' 6 .In den ersten neun Monaten1933 ist ein weiterer Eückgang
festzustellen .Die Zahl der Geburten betrug nur 9,155,musste aber nachdem
Monatsdurchschnitt des Vorjahres 11,loc betragen . - Auchdie Zahl der Todes¬
fälle hatwiederabgenommen,ImJahre1932starben2l . 807gegen25. 937
Personen im Jahre 1931 .Auf 1000 Einwohner entfielen im Jahre 1931noch
1l ' 1Todesfälle ,im Jahre 1932 nur 13 ' 6 .Due häufigste Todesursache warenw :
der die Herz - undGefässerkrankungen ,dann kamen Krebs und bösartige Neugeb :
de aller Art und erst an dritter Stelle die Tuberkulose ,die früherdie
erste Stelle unter denTodesursacheneinnahm .BieSäuglingssterblichkeit
hat sich auf der gleächen Höhe gehalten wie in den Vorjahren .ImJahre
1932 betrug sie ' 1Prozent gegen 7 Prozent im Jahre 1931 . VordemKrieg

starben in Wien 17 Prozent und noch im Jahre 1923 - 12 ' )Prozent aller Säug
linge .ScharlachundDiphterie sind zurückgegangen .In denMonatenJänner
bis Dktober 1932 wurden in Wien . 398Scharlach und . 212Diphterieerkran¬
kungen festgestellt .Für den gleichen Zeitraum dieses Jahres sind dieZahl

. 808und . 105 .In denstädtischenVersorgungshäusernsind rund . 100Per
sonenuptergebracht .Die Ausgabensind mit * 7MillionenSchillingveran¬
schlagt .Ende Oktober waren in allen Amtmaltender Gemeinde16 . 983Persone .

untergebracht .Für die beiden Heil -und Pflegeanstalten für Geisteskranke
in Ybbsund " AmSteinhof " ,die . 319Kranke beherbergen ,sånd ' 7Millione
veranschlagt .Die Kostender eigenen Krankenanstalten werdenauf 6Millio¬
nenSchillinggeschätzt .
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AmtsführenderStadtrat Honayberichtete dann noch über dieDurchführung
derWienerWinterhilfefür die imVoranschlageineMillionSchillingein¬
gesetzt sind und schloss mit einem Dankan die fünftausendMitarbeiter
amWohlfahrtswerkder Gemeinde( Lebh .Beifall ) .

S3 .Rtin .Dr .Motzkobemerkt ,dass sich,wennmandaraufRücksicht
nimmt ,dassderVerpflegskostenaufwandmiteinemBetragevonrund9
Millionen S eingesetzt werden musste,in Wirklichkeit eine Minderungder
AusgabenimWohlfahrtsetatumrund ' 4Millionengegenüber1933undvon

' 2Millionen gegenüber 1932 ergibt .Einschränkungen in der Fürsorge
sind in der heutigen Zeit notwendig,sie sollen aber dort gemacht werden ,

woes sich umEntbehrlicheshandelt .Die offene Fürsorgeverträgt keineEon¬
sparungen . Eswird kaum möglich sein ,mit dem geringeren Aufwand .
für die Erhaltungsbeiträge durchzukommen .Die Fürsorgeräte verdienengewiss
allen Dank insbesondere für ihre grosse Arbeit bei der Winterhilfe ,Es
wäreihnenabermehrgedient ,wennmanihnenwiåderjeneAgendeneinräumen
könnte ,die sie frühergehabthabenundwennmansie nichtsobeschränken
würde ,wiees in denletzten Jahrengeschehenist .Inebesonderewärees
an der Zeit die Leiterkonferenzenabzustellen .In der Durchführungder
FürsorgescheinenimmernochHärtenauf ,namentlichbeiGrenzfällen.Man
soll hier wenigstenddie MöglichkeitindividueklerBehandlungoffenlassen .
Besondershart ist es,dass in einer ReihevonFällen 2Gewerbetreibenden,
die vellkommensubsistenzlosgewordensind,sichaberzur Rücklegungdes
Gewerbescheinesnichtentschliessenkönnen ,dieErhaltungsbeiträgeauch
nichtfür einekurzeUebergangszeitzuerkanntwerden .Bedauerlichistauch
die ErmässigungderPosz"Sachhilfebeiträge"unddie KürzungderAusgaben
für die Wärmestuben .Auchheuer werdenwieder die Wärmestubenzu später - ¬
öffnet .DurchdieZusammenlegungderBürgerfürsorgomitderallgemeinon
Fürsergesind die alten BürgerumdasRechtgekommen,dassie sichdurch
oine namhafte Leistung erkauft habon .Die Erledigung dieser Angelegenheit
ist eineeffeneFragoundeineoffeneSchuldderGemeindegegenüberdieson
alten Leuten .Der für die offene Jugendfürsorge eingesotzte Betragist
ungenügend .Wådvermissonaucheine entsprechendeEinsicht bei derBewilli¬
gungder Pflegebeiträge .Sowurde . B.in der letzten SitzungdesStadt-¬
senates der Rekurs einer dreiköpfigen Familie mit einemMonatseinkommen
von16 S abgewiesen,ebensoder Rekurseiner Familie ,die 9 Personenzählt ,
darunter 7 Kinder ,undein Monatseinkommenvon154S hat .ImZusammenhang
mitder wachsendenVerelendungder WienerBevölkerungsteht darUeberhand-¬
nehmendosStrassenbettelg i mit dem .sich auch die Stadt ernsthaft
befassen müsste,nicht in demsie aufstellt,sondern durfhZusam¬
menarbeitmitdenübigenamtlichenStellenunddenStellenderfreiwillig
Fürserge,BezüglichderAnstaltenderhalboffenenundgeschlossenenFürsorg
verweist die Rednerin neuerlich auf das Memorandumderchristlichsozialen
Fürsorgeräteundist der Meinung ,dassauf diesemGebietenochyeine
Hy :/Zertrephieherrscht .Ste beschwertsich überdie Ausschaltungdes
CaritasverbandesausderdemVerbandflär freiwilligeJugendfürsorgege-¬
währten Subventionvon 60 . 000Schilling undbeantragt :

DerWienerGemeinderatbeschliesst ,derals Surventionfür
denVerbandfür freiwillige Jugendfürsorgein denVoranschlagfür1934
eingestellte Betragvon60 . 000S ist zu gleichenTeilenr -dengenannten
VerbandundaufdenCaritasverbandfür die ErzdiözeseWienaufzuteilen.Be,ze ichnung der
Die/bezüglichenAusgabepostist sinngemässaxzuändern.
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Aus den Heil - und Pflegeanstalten kommenimmerwieder
Beschwerdendarüwer ,dass mandie Pfleglinge an gesetzlichgebotenen
Feiertagen auf offenemFeld arbeiten lässt .Dasist in YbbsamMaria
HimmelfahrtstagundamTagderunbeflecktenEmpfängnisgeschehen .Die
katholische Bevölkerungsieht darin e ine Bosheit ,Sehr bedauerlichist

Ausgaben für diedie Kürzungder Ausgabenfür dieTuberkulosenfürsorge. ! Dio/offene
Tuberkulosefürsorgewurdenum10 . 000S,jenefür dieTuberkuloseheilstätten
umrund200 . 000S gekürzt .DieseKürzungist ein gefährlichesSymptom.
Esscheintfast,als obsichdie "ehrheitmitdemBegriffdes"lebens-¬
unwertenLebens"anfreundenunddiesearmenMenschenohnePflegeund
Heilbehandlunglassenwolltæ. DieRodnerinerklärtzumSchlusse:Der
in dieserDebattewiederholterfolgtenEinladung,mitInnenzugehen,können
wirnichtFolgeleisten ;nichtnurwegendertiefenGegensätzeinwelt-¬
anschaulicherHinsicht,aberschongarnichtwegenIhrerVerwaltung,inder Sie,ohne uns zu fragen,14 Jahre willkürlich geschaltet undunsereAn¬
träge stets nurmitHohnabgefertigthaben( Beifall . d .Chr .soz . )

GR. Hörmayer( chr . soz . ) bezeichnetden Voranschlag der Gruppe
III als einen Elendsvoranschlag .Die Fürsorgeräte sind zu Amtsorganon herab¬

gesunkenundeswärewohlambestenunterdiesenUmständen,dieInstitution
derFürsorgeräteüberhauptabzuschaffenunddie Fürsorgeamtswegigzuer¬
ledigen .ErsparungenwerdenimFürsorgewesenwohlmöglich ,so . . ander
FersonalwuotedesVerpflegskostenbeitrags,die in einer ReihevonFällen
höher ist als die Quate des Sachaufwandes .Auchdurch die AbgabevonKindern
ausderGemeindefürsorgeindieprivateFürsorgekönntenwesentlicheBe-¬
träge erspart werden .Soll aber ein Kindin die private Fürsorgeübergeben
worden,sowerdendiegrösseenSchwierigkeitenbereitetundoft mussmanb
andenVerwaltungserlichtshofgehen.FürKindergärtensinderstansehnlicheBeträgeausgegebenworden,jetzt wirdeineReihevonKindergärtenaufgelas-¬
sen .SohatmandasGeldverpulvert .VielfachsindErhaltungsbeiträgean
aussererdentlichBodürftigeeingestelltworden.DerRednerersuchtsen
St. .Honay,KürzungenindenErhaltungsbeiträgenzuvermeiden,verlangtmehr
RücksichtnahmeaufdiealtenPfleglingeindengeschlossenenAnstalten
undbosserePflegederFrdedhhfsanlagen(Beifallb .d .Chr. soz. )

GR .Papanckverweistdarauf ,dass auchimheurigenJahreine
ganzbodeutendeSumme,einehalbeMillionSchilling,imBudgetderGemeinde

fir dieJugondderStadtvorgesehenist .AlleFürsorgfürdieJugendlichon
wirdaberzwecklos,wenndieZahlderausgesteuertenJugendlichenvonTag
zuTaggrösserwirdunddieAusteuerungenauchimWinternichtunterlassen
werden.BisherhatdieRegierungnochnichtzugestanden,dasswiediesin
früherenJahrenderFallwar,währenddesWintersdieBestimmungenüber
AussteuerungenjugendlichenArbeitsloseraufgehobenwerden,obwohldiesgeraheuerwegendesdrückendenWintersbesondersnotwendigwäre.Esistleider
nichtrichtig,dass,wiediesjetzterklärtwird,dieZahlderarbeitslosenJugendbedeutendabgenommenhat .WohlwerdenbeidenArbeitslosenämtern
wonigerarbeitsloseJugendlichegezählt,dieZehntausendenderAusgesteuer-¬
tenwerdenabernichtmitgerochnet. Soist eskoinWunder,dassjetztoin
ungeheuresAnsteigenvonSelbstmorden,VerbrechenundBetteleienunterden
Jugendlichenzubemerkenist . WiegrossdieNotunterdenJugendlichenist ,gehtdaraushervor ,dassEndeDezmber1932a in denHoimgruppendersozialistischenArbeiterhugendundderkathelischenJugend5418Jugendlgelegentlichder Aktionen ,die die Gemeindedurchführt/warenwährendwirheuerinderzweitenBetriebswochobereitsüber7000Jugen
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liche inden Heimenhaben ,webeimit der Aktion" JugondamWerk" nochgar
nicht begonnenwurde .Daerhebtdie Roichsposz "ein grossesLamento
überdieUnterernährungderJugendin Deutschland ,beiunstut manaber
nichtsfürdieJugendlichen.Auchhierzeigtsichwieder,wienotwendig
dasFunktionierendesNationalrateswäre ,derimvorigenJhrdenBeschluss
gafasst hat ,dass im Winter Aussteuerungen von Jugendlichen nicht statt - ¬

findendürfan. WenndieRegiøwungmitdenAussteuerungenvonJugendlichen
erredchenwill ,die Jugendin die Arbeitsdienstpflichtzuzwingen ,so
werdenwir darauf ein wachsamesAugehaben ,dasich die Jugendnichtzu
Lohndruckmissbrauchenlässt,WasdenfreiwilligenArbeitsdienstbetrifft ,
somüsstensichauchdieVerhältnissein denArbeitslagernbessern .Esgibt
eine ReihevonMisständenin diesenLagern .In einemLagersindz,B. Unter¬

schlagungenseitensdesLagerleitersvorgekommenundumdieUnterschlagunge
hereinzubringen,würdeamKostrelutumgespart.DerRednerstelltschliess-¬
lichfolgendenEntschliessungsantrag;DerBürgermeisterwirdersucht ,auf
diefurchtbarenundmörderichenFolgenderAusstouerungsbestimmungenfürdiearbeitslosenJugendlichenaufmerksamzumachen. AlleFürsorgemass¬
nahmenderGemeindebWienundderWienerWinterhilfewerdenhinfällig,wenn
indiesemhartenWinterweiterhinZehntausendejugendlicherArbeiterauch
nochdieletztenpaarSchillingeNotstandsunterstützungverlieren ,die
oft fürsie undihreAngehörigendaseinzigeEinkommenbedeuten.DerBür-¬
germeisterwirdersucht,beiderBundesregierungdahinzuwirkon,dassdieErleichterungenvondenAusteuerungsbestimmungen,wiesieimvorigenJahrevomNationalratfürdiejugendlichenArbeitslosenbeschlossenwurden
auchheuerwiederinKrafttreten .(Beifallb . . Mehrheit) .

GemeinderatPrinke( Christ1 .Soz . )führtaus ,dassman
dieparteipolitischeEinstellungderRathausmehrheitauchbeidenSubven¬
tionenandieSportorganisationenbeobachtenkönne.Allenichtsozialisr
tischenSportorganisationenbekommenrund15. 000S ,währenddiesozial-¬
demokratischeSportorganisation50. 000Serhält .Sonderbarist auch,dass,
währendbeidenPflegesandUnterhaltsbeiträgengespartwerde,fürdie
HinterbliebenenderOpfervom15 .Juli 1927auchheuernahezudergleichem Betrag 36. 800S ,verausgabtwird .DieGemeindeWiengibtandie
JugendorganisationenFürsorgefahrscheineaus .DerWienerJugendfürsorge¬
verein ,einvölligunpolitischerVerein ,derJahrehindurch. 000Fahr¬
scheineerhaltenhat ,wurdewegeneineskleinervoneinigenjungen
LeutenverübtenMissbrauchesdamitbestnzft ,dasser nurmehr. 000
Fahrscheineerhält ;dieübrigen. 000wurdenaufdiesozialdemokratischen
Jugendorganisationenaufgeteilt .BeiderBewilligungvonPlegebeiträgen
ergebensichvielfachWidersprüche.DieGemeindezahltfüreinenSäugling
50Smonatlich,währendeineWitwe,diefürdreilungenkrankeKinderzu
sorgenhat ,nur 10 S erhält .Aehnlichist es bei der Winterhilge .Ausge¬
steuerteArbeitsloseoderArbeitslosemitNotstandsunterstützunghaben
AnspruchaufeineFürsorgeblatt ,währendEmpfängervonUnterhaltsbei¬
trägen ,wennsie auchnur14oder16Sbekömmen,einensolchenAnspruch
nichthaben .DieFriedhofsgebührenmüsseneinerdenwirtscchaftlichen
VerhältnissenangepasstenRevisionunterzogenwerden.

GegenüberdenAusführungendesGemeinderatesPapanek
überdieBehandlungjugendlicherArbeitsloserverweistderRednerdarauf,
dassdieArbeitslesenversicherungnurmitAufbietungallerMittelaufrecht
erhaltenwerdenkann.Wenndavongesprochenwird,dassdieRegierungfür
dieseJugendlichennixhtstuc ,somussdemgegenüberfestgestelltwerden,
dassin Wienalleim10. 000jungeMenschenimWreiwilligenArbeitsdienst
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untergekommensind .DieRegierunghatdadurchgezeigt ,dasssiesich
ihrerPflichtgegemüberderUugendvollaufbewusstist .Fürdensozial¬
demokratischenResolutionsantragwerdendieChristlichsozialennicht
stimmen,weilmanmitihmnureinparteipolitischesGeschäftmachenwill .
AuchderVoranschlagderinVerhandlungstehendenVerwaltungsgruppewird
vondenChristlichsozialenabgelehnt ,dgdieGemeindeverwaltungauchinderFürsorge,diedochmitderParteipolitiknichtszutunhat ,beiihrer
parteipolitischenHaltungverharrgn.(Beifallb .d .Christl .Soz. )

GemeinderatPerschl( Chr .Soz . )bemängeltden
piätäts -undgeschmacklosenNeubelagaufeinzelnenFriedhöfenundver¬
langtineinemAntrag,dassinHinkunftdieMittel-undSeitengängeauf
denFriedhöfenDöblingundHernalsnichtbelegtwerden,bezw.dassdie
NeubelegungdieserGängeeingestelltwird.

St .R .Hona ntwortotin seinemSchlusswortaufdieBomerkun-genderDebatteredner.ErseiderMeinung,dassindieserschwerenZeit
inderoffenenFürsorgenichtserspartwerdensollte .Leiderwerdenwir
infolgeunsererfinanziellenBeengtheitdazugezwungen.DieErhaltungsbei¬
trägesteigenununterbrochen ,wennauchineinemsehrlangsamenAusmass.
KlagenüberdieEinschränkungderRechtederFürsorgeräteseienihmnicht
zugekommen.EsbestehtkeinerleiVorschrift,dassGewerbetreibende,dieden
Gewerbescheinnichtzurücklegen,vomBezugdesErhaltungsbeitragesausge-¬
schlossenwerden.DiePost„Sachaushilfen"gehtselbstverständlichnicht
aufKostenderWinterhilfe.DieWärmestubenwurdensofortnachEinsetzenderkaltenWitterungeröffnet .AusdemObdachlosenheimwirdimWinter
überhauptniamandweggeschickt.GR.HörmayerhatsichmitRechtdarüberbo¬schwertdassdieErlodigungderRekursevielzulangedauert.Angesichtsde¬
aussorordentlichhohenZahlderRekurseistesausserordentlichschwerhi¬raschWandelzuschaffen.ImmerhinversuchenwireineAbkürzungderFristo
herbeizuführen.VondrübrigenssohrkargenSubvontionfürdenSport
werden30ProzentdenbürgerlichenVereinenzugewendet,währendderBund
nichtwenigerals97ProzentdenbürgerlichenVereinengibt(HörtHörtb.d .Mol
heit )SohatderBundder"Askö"die197. 000Mitgliederzähsf,2000Schilling
zugewiesen( HörtHört. d.Mchrheit)derkathalischenSpottorganisation,dikaum25. 000Mitgliederhat,19. 000S .AusderPost"Juliopfer"werdennur
dieallerärmstenTeufelbedacht.DieBseschwerdenwegenBotoilungausder
Winterhilfewerdengenaugeprüftwerden.BeidorAufnahmoindieWinterhilfwirdkeineswegsrigorosvorgegangen.Von übermässighohenFriodhofs¬gebührenkannmannichtsprechen,wennAeateeinGrabinderlaufendenRei
heungefähr48ProzentdesFriedenspreiseskostet.DieKlagenwegenVerschadolungderFpiedhöfedurchBelegenvonWegensindzumToilbrrechtigt,wirbefindenunshieraberinderZwangslage,Wegebelegenzumüsson,wennwiranschliessendeGrundflächenüberhauptnichtodernurzuausserordent¬
lichhohenPreisenbekommenkönnen.Wirgehenaberhiermitdorgrösscen
Pdetätvor.St ..Honayersucht,domVoranschlagderGruppoIIIzuzustimmen( Lobh.Beifallb .d .Mchrheit).

DieAnsätzederGruppeIIIwerden„nehmigt,sämtlichen
verliegendenAnträgewerdendrgeschäftsordnungsmässigenB,handlungzugewiesen .

. - . - - - . - . - . - . - . - ¬. - ¬DieWienerWintorhilfoimRadio.
Mergen,Donnerstag,um22Uhrle wirdderWienerWohlfahrts-¬referent,amtsführenderStadtratHonavimRadioWieneinenVortrag"Ausder Werkstattder Wintorhilfe "halton .

. - . -
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NunmohrgelangtdieVerwaltungsgruppefürWohnungswesen
zurVerhandlung.DieDebatteleitet amtsführenderStadtratWEBER
mit folgendemBerichtein :

Der Voraanschlagder Verwaltungsgruppefür das Bau -und
WohnungswesenhatdurchvieleJahredemGesamtbudgetdasGepräge
gegebon.Dasist hunleiderandersgeworden.Esist sehrargzusammn¬

.

goschrumpftundsichtanGosamtausgabennur21; 924. 860Svor .Davon
ontfallenaufdieFertigstellungdemimBaubefindlichen. 164
Wohnungen8 MillionenSchilling ,auf dieWohnhäuservorwaltung:
11; 133. 270S ,aufdenZinsen -undTilgungsdienstnachdomWohnbau¬
fördorungsgesetz;02. 840S ,aufdieallgemeinenWohnungsangelegen-¬
heiton ,zudiesengchörenbesondersdieMietzinszuschüssebeiHaus¬
roparaturen,628. 250SundfürdieKleingartenförderung. 000S .Für
donWohnhausbauwarenseit JahrenimJahresdurchschnitt73 ' 2Millionen
eingostollt ;imvorliogendenVoranschlagkonntefür diesenZweckleider
nichtsvorgeschenwerden.

IchwerdeaufdieKonsequenzendieserbetrüblichenTatsache
nochzurückko-mmen.

DieFührungimVoranschlagderVerwaltungsgruppefür
WohnungswesenistvomWohnhausbauaufdieWohnhäuserverwaltungüber¬
gogangen.NachFertigstellungderimBaubefindlichenWohnungen;dies
wirdbislängstensAugust193 )derFallsein ,wirddieGemeindoins-¬
gesamt69. 564Wohnungenund3,661Geschäftslokalezuverwaltenhaben.
Lazugehören33Zentraldampfwaschanlagenmit825Was-chständenund
62Badcanlagenmit342WannenundkióBrausen.

IchkannmitBefriorigungfeststollen ,dasssichderBetrieb
unddioVerwaltungdies-esgigantischenHausbositzesohnenennenwerte
Schwierigkoitenabwickelt.DieMiotzinseingängesindbefriedigend.
NatürlichmachtsichdieWirtschaftsnotundArbeitslosigkeitauch
bemerkbar,aberdieMierzinsrückständesind- gemessenandemGesamt-¬
zinsvon11; 205. 000S- gering .Siebotrugenam. Jänner. J.
217. 828S ,dassind1 . 84Prozent.

FürInstandhaltungsarbeitensind219MillionenSchilling
vorgesohenundderRoservofürgrössereInstandhaltu-ngsarbeitenwerdenvoraussichtlich ; 316. 000S zugeführtwordonkönnen.FürZuschüssezu denMiotzinsenbei Hausroparaturen ,wonndabeiderMiotzinsvon60GroschonporFriedenskroneerhöhnwird ,sind550 . 000S vorgesehen .Seit demJahre19295 -demBostanddieserEin¬richtung- wurdenfür . 368Häus- eran5L. 310Wohnparteion; 0l0 . 252Sdurch den Beiratbewilligt .
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ImJahre1933hatdasWohnungsamt. 990Wohnungen
vergebenunddamiteinschliesslichdemWohnungstauschesdenWohnbedarf
von . 235Parteien mit 24 . 0l0Köpfenbefriedigt .

Daim laufenden Jahr nur . 704WohnungeninBau
genommenwerdenkonntenundimnächstenJahrnurnoch . 164Wohnungen
zur Vergebunggelangen ,musste das Wohnungsamtdie Vormerkungvon
Wohnungssuchendeneinstellen ,zumalderzeitnoch . 000Wohnungssuchende
vorgemerktsind undfast täglich durchgerichtliche Delogierungen ,Bau¬
gebrechenunddergleichenohnehineine nicht unbeträchtlicheZahl
dringenderFälle zuwächst .Es könnenleider nicht allevorgemerkten
Parteien mit der Züteilung einer Wohnungrechnenund es wird fürdas
Wohnungsamtkeine leichte Aufgabe sein ,die noch zur Verfügungstehenden
Wohnungenzweckentsprechendzuvergeben .DieSperrungderVormerkungist
gewisssehr bedauerlich ,aberunvermeidlich .

DurchdiebisherigeBautätigkeitderGemeindewurden
dieWohnverhältnisseWiensstarkverbessert.DaszeigtdieWohndichte,die imJahre1914noch . 25betrugundheutenur mehr ' 2Köpfeper
Wohnungbeträgt .TrotzdiesersehrstarkenVerbesserunghabenwirerst
dieWohndichteerreicht ,wiesie in denGrosstädtendesAuslandeslängatbestand .

Bis zur Vollendungder nochimBaubefindlichen
WohnungenwurdenvonderGemeindeinsgesamt63. 071Wohnungengebaut,
darunter . 572Einfamilienhäuser ,also 10ProzentallerWohnungen .

Durchdie private Bautätigkeitwurdenimgleichen
Zeitraum. 212Wohnungenerrichtet .

Wennheutetrotzdemnocheine starke Nachfragenach
Kleinwohnungenbesteht ,sokannmanermessen ,wiegrossderMangelan
billigen Kleinwohnungenin Wienwar ,undich mussgleichhinzufügen,
leider nochist .

DieTatsache ,dassheutein WienGrosswohnungenleer¬
stehen ,- an solchen gab es Wiennie einen Mange- und dassauch
KleinwohnungenzuallerdingsoftwahnwitzighohenAblösenundzuGoldzins
angeboten werden ,verleitet zur Annahme ,dass der Wohnungsbauüber¬
flüssigsei ,ja ,dasseseineWohnungsnotnichtmehrgäbe .Solangenicht

wenigstens ein bis zwei Prozent aller Kleinwohnungen leerstehen ,- wir
sind davonnochweit entfernt - also kein genügendesAngebotbesteht ,
ist die Wohnunganotlatent .Esbestshtdie Gefahr ,dassdurchdieEin¬
stellungderBautätigkeitderGemeindederPreisregulatorverlorengeht
undinfolgeder grossenNachfragedie WohnungspreisebeiNeuvermietungen
rasch steigen werden .Die Gemeindewird daher den ögfentlichen Wohnungs¬
nachweisausgestalten ,umeinenmöglichstbreiten Ueberblicküber
freiwerdendeMietobjektezuerhalten .Diesliegt sowohlimInteresse
derVermieter ,als auchderWohnungssuchenden.DurchdieseEinrichtung
wirddenWohnungssuchenden,dienunmehraufdenfreienWohnungsmarkt
angewiesenseinwerden ,dieWohnungssucheerleichtert .EswirdaberauchdenVermieternunddenMieternmöglichgemacht,sichgegenseitig ,ohne
oft kostspieliger Insertionen undVermittlungen ,zufinden .

DieEinstellungderBautätigkeitist abernichtnur
ausdiesenGründenzubeklagen ,sondenauchdeshalb ,weilsie vonden
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schwerstenFolgenfürdenArbeitsmarktbegleitetiat .Ueberihregeradezu
verheerendeWirkungschreibt das ofizielle Organdes VerbandesderBau¬
stoffhändler in der letzten NummerFolgendes.

" DasWienerBaugegerbesieht abernichtnurdem
kommendenWinter,sondernauchmitwachsenderBesorgnisdemFrühjahr
193entgegen.DieschwerenSorgenerscheinennurzubegreiflich;geht
dochausdemBudgetderGemeindeWienmitaller Deutlichkeithervor,
dass die GemeindeWiendie Wohnbautätigkeitunter demDruckederVerhälte
nissevollständigeinstellenwird ,sodassimFrühjahr1934keineneuenWohnbautenmehrzur Durchführunggelangenwerden.

DieseNachrichthatin KreisendesWienerBaugewerbes
alarmierendgewirkt.SeitderEinstellungderstaatlichenWohnbauförderung
bildetedieWohnbautätigkeitderGemeindeWiendieeinzigeBeschäftigungs¬
möglichkeitfür dasWienerBaugewerbe.SeitJahrenwerdenkeineIndustrie¬
bautendurchgeführt.DieprivateBautätigkeitist zuverschwincendgering,dasssiekauminFragekommt,dieeinzigenennenwerteHochbautätigkeit
warauf die Gemeindebautenbeschränkt.

DasplörzlicheUnterbleibenderGemeindebautätigkeit
ist für das Baugewerbeein ausserordentlichschwererSchlag ,derdiese
einstmalssoblühendeIndustriein einekatastrophaleLagebringt .Man
musasich nur vor Augebhalten ,dass im Jahr 1932bei den Bautender
GemeindeWiennochetwa35. 000ArbeiterBeschäftigungfanden .Imlaufenden
JahrsankdieZahlderbeidenGemeindebautenbeschäftigtenArbeiter
auf . 000 .ImkommendenFrühjahrwerdenüberhauptkeineBauarbeitermehr
Beschäftigungfindenkönnen.DieEinstellungderWohnbautätigkeitder
GemeindeWienist füreinegrosseAnzahlvonUnternehmungenumsover¬
hängnisvoller ,alssichdieseseitJahrenaufdieGemeindebautenumgestellt

haben .
Wenndie massgebendenStellen einenZusammenbruch

desBaugewerbesverhindernwollen ,somussmanunbedingtWegeundMöglich¬
keitrnfinden ,in - demmanirgendeinenErsatzfürdieBautätigkeitder
GemeindeWienschafft .Einstweilensind die Aussichtenfür dasBaugewerbe
ausserordentlichschlecht ,eswirdbefürchtet,dassdasFrühjahreinen
Stillstandmitsichbringenwird ,derin derBauindustrienochniebeob¬achtetwurde . "

DieAuswirkungist abergrösser ,alssiediese
Darstellungschildert .Wennmanerwägt ,dassdieGemeindemehrals200
freischaffendeArchitekten,BildhauerundMalerzurMitarbeitheranzog
und an diese Künstler allein 12 Millionen Schilling als Honorarzahlte ,
so ersieht man daraus ,dass der Kreis der unmittelbar Betroffenen weit
gösser undder Einkommenverlustfür viele Tausendegeradezuvernichtend
Ist .Fie Folgen der Einstellung der Bautätigkeit greifen aber auchweit
überdie GrenzenWienshinausunderfassenauchdie Industrie ,denBau¬stoffhandel und das Transportgewerbe in den Bundesländern ;sie wirdna¬
tür lich auchnichtohneRückwirkungaufdie SteuereingängevielerGemeinder,Länder und auch des Bundes bleiben .

Es gibt Kreise ,die sich über die Not ,in die dieGemeinde geraten ist und über die erzwungene Einstellung der Bautätigkeit
derGemeindeWienunbändigfreuen .Habensie andieverheerendeWirkungauch gedacht ?Ich glaube kaum !

Jeder Sozialpolitiker und jeder ,der es mit dem
AufbauunsererWirtschaftunddemKampfgegendie Arbeitslosigkeiternstmeint ,kann diese traurige Tatsache nurbeklagen .

Wasan uns liegt wird aufgeboten werden,umdieseschwere Krise zu überwinden .( LebhafterBeifall ) .
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GemeinderatUllreich( Chr,Soz. )erklärt ,das
vorliegende Budget könne mit besonderer Beziehung auf die in Verhand¬

lung stehendeVerwaltungsgruppeals Abbaubudgetbezeichnet werden .Von
der einst so wichtigen Gruppesind nur mehrein paarFertigstellungen
unddieKleingartenförderungübriggeblieben,dieauchnurdemNamen
nachbesteht .Trotzdemist dieNeuschaffungvonWohnungennotwendig,
wennwirnichtzuunhaltbarenZuständenkommensollen ,undesergibt
sichnundieFrage ,werdieseneuenWohnungenherstellensoll .Der
privaten Bautätigkeit kann man dies nicht ohne weiters zumuten ,weil

sie miteinerReihefrühernichtbestandenerSchwierigkeitenzukämpfenhat .DieGemeindebelegtjedenunverbautenGrundmiteinerStrafein
FormderBodenwertabgabe.WirhabeneineneueBauordnung.DieWohnungen,
die nachciæææerBauordnunggeschaffenwürden ,wärenviel zuteuer .
AufdemGebietederMietzinsbildungbestehtdergrundsätzlicheMangel,
dassin demLohn -undGehaltseinkommenundererBevälkerungeineQuote
für denWohnungsaufwandnicht mehrenthaltenist .Dadie GemeindeWien
durch ihr Verhaltenauf demGebietedes WohnbauesundderWohnungspolitik
ausschlaggebendazubeigetragenhat ,dassdieVerhältnissesogeworden
sind ,hatsieaufdiesemGebietePflichten ,undzwarnichtdersozial¬
demokratischenPartei ,sondernderWienerBevölkerunggegenüber,denen
sie sich nicht entziehen kann .Der Rednererinnert an den anfangsder
zwanziger Jahre gebildeten städtischen Wohn -und Siedlungsfond ,derall¬
jährlich mit einem gewissen Betrag dotiert war ,umwenigstensden
genossenschaftlichenWohnbauzu fördern .DerFondwurdeausparteipoli¬
tischen Gründensehr bald beseitigt .Ebensowurdesein Antragauf
Schaffung einer städtischen Wohnbauförderung abgelehnt ,durch die

kleinepbilligeWohnungenhättengeschaffenwerdenkönnen .DieGemeinde¬
wohnungenbeginnenimmermehreine Verlegenheitfür diesozialdemokratisch
Partei aber auch für die Gemeindeverwaltungzu werden .DerMietzinsrück¬
stand hat am1 .Jänner1973217 . 000S betragen ,er dürfte jetzt viel
grösser sein .Die Sozialdemokratenhabenaus SteuergeldernWohnungen
errichtet ,sie 'bezahlenaus SteuergeldernzumTeil den Zins undmachen

aus diesen zwei Titeln in der Form billiger und im Vergleich zu vielen
alten WohnungenschönerWohnungenGeschenkefast ausschliesslichan
ihre Parteigenossen ,wobeies sich vielfachnicht umBedürftigehandelt .
FürdieZukunftmussderstädtischeWohnungsbaualsFürsorgemassnahme
in allen Fällenbeibehaltenundweitergeführtwerden ,in denendiebe¬
treffenden Wohnungslosensich nicht aus eigener Kraft helfenkönnen .

— — — — .— .— „ — .— .— — . — .— . — .- . - .- .
NeuwahldesBezirksvorsteher -StellvertretersaufderWieden.

DieBezirksvertretungWiedenhatte wievier andereBezirks-¬
vertretungeneinennationalsozialistischenBezirksversteher-Stellver¬
treter .AufGrunddesWienerVerfassungsgesetzes ,das dienationalsozia¬
listischen Mandatefür nichtigerklärt ,ist dieseStelle freigeworden.
In dergestrigenSitzungderBezirksvertretungwurdederchristlichso¬
ziale Bezirksrat Otto Höss zumBezirksvorsteher - Stellvertretergewählt .
Damitist die Stelle desBezirksvorsteher -Stellvertreterderchristlich¬
sozialen Partei als der zweitstärksten Partei derBezirksvertretung

zugefallen . — .——— —— —————
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24QuadratmoterFlächefüreineWohnungist wohkdasMindeste,wasman
bietenkann.DabeisinddieLeistungen,diedemSiedlerauferlegtwerden
nichtgering. Wenner dieWohnungräumenmuss ,verlierter alles .Endlichmuss
deraufreizendeUntershiedzwischendenMieternderstädtischenWohnhäuser,
denenmiteinerschönenWohnungeinGeschenkgemaht wirdunddenStadt-¬
randsiedlern ,diesenallerärmstenTeufeln ,beseitigtwerden .Manwirdsich
endlich auch zu neuen Wegenin der Wohnbaupolitikentscheiden undzumin¬
destdiegenossenschaftlicheBgutätigkeitunterstützenmüssen.EbensowirdmanB,uerleichterungengewährenmüssen ,die es möglichmachen ,Kleinwoh¬
nungenzueinemerschwinglichenMietzinsherzustellen.EineUmkehraufdem
bishergegangenenWegist dringendnotwendig.( Lebh.Beifallb .d .Chr .soz. )

GR. Hörmayerbemerkt,dasWohnungsamtglaubedamitallesgetan
zuhaben,dassbeimWohnungsamteinZettelaufgeklebtwurde,nunmehrfindenkeineVormerkungenmehrstatt .ZuersthatmanWohnungenanProtektionskin-¬
dervergebenundjetztmüssendieBedürftigenaufWohnungenwarten(Lebh.
Zwischenrufe ) .Dasind Mieteraus Brivathäusernin städtischeWohnhäuser
übernommendasnlenGemedgumtenWohnungenfür sich in Anspruchgenommen
hätte .EineganzeReihevonHäusernsinddemoliertworden,sodieKnaust¬
fabrik ,dieSchöllermühle,ohnedassdannwiederaufgebautwird .Diesedemo¬
liertenHäuserhättensehrwohlalsUnterkunftflürObdachlosedienenkönnen.
EsistaucheinUnfug,dassfürdiestädtischenWohnhausparteieneineZeit-¬
schriftherausgegebenwird ,fürdieausGemeindemitteln20. 000SZuschuss
bezahltwerdenmüssen.DerRednerverlangtschliesslich,dassbeidenWoh-¬
nungszuweisungendieältestVorgemerktenunddieBedürfnigstenberöcksichtigwerden( Beifall . d .Chr. sozz)

GR.Perschlbemerkt,sowahresist ,dasssolangedieArbeits-¬losigkeitunddieKrisesogrossist,eineMietzinserhöhungnichtleichtvor¬
genommenwerdenkann,sowahristesauch ,dass,solangedieprivateBautätig-¬keitnichtbelehtwird ,dieWirtschaftnichtauflebenwird .Trotzderbilligen
MietzinsewirddieBevölkerungtäglichärmer.MitdenvielenundgrossenWohn¬
hausbautenderGemeindehatmandasWohnungselendnichtgemeistert.DerFinan
referenthat in derGeneraldebattebehauptet ,nichtdie Hausbesitzerseien
vordemKriegedaeBesitzerderHäusergewesen,sonderndieHypothekar¬
gläubiger .DieseBehauptungentreffenallgemeinnichtzuundderFinanzrefe.
rent hätse auchgut getan ,vor seiner eigenenTürezu kehren .Die Gemeindeha
nach demPrinzip " Kroneist Krone "nicht weniger als 800 MillionenKronen
VorkriegsschuldeninentwertetenKronenzurückgezahlt.DerFinanzreferenthat
auchgemeint ,dieGemeindewünde,wennihr heutenochdieHuszinssteuerzu¬
fliessenwürde,aufsoundsovieleGemeindesteuernverzichtenkönnen.Diese
SteuerwudedurchdasMietengesetzumgebraht.DenndurchdiesesGesetzwurden
alleWienerHäuserkürstlichentwertet ,derHypothekarkreditzerstörtundso
mancherUnternehmerundGewerbetreibenderwähenichtunterdieRädergekommewenner stattdeshochverzinslichenBankkreditseinenbilligenHypothekar¬
kredithättebekommenkönnen.Mankannruhigbehaupten,dassnochnieund
nirgendsBürgerundHausbesitzernoschlechtunduagerechtbehandeltworden
sind ,wieunterder sozialdemokratzischenHerrschaft .DenanständigenH ,us¬
besitzernwillmanjetzt wiedermitderBodenwertabgabevomunverbautenrundtreffen .DerRedrererklärtschliesslich ,dassseineParteigegenden
VoranschlagderGruppeIVstimmenwerde( BechBeifall. dChr.soz. )



RATHAUSKORRESPONDENZ
Herausgeberundverantw .Redakteur:
FRANZ XAVERFRIEDRICHXII

St . . Weberbemerkt in seinem Schlusswort auf die Ausführun¬
gendesGR. Ulreich,dieKritikdassdieGemeindeihreWohnbautätigkeit
einschränkenmuss ,kannsich nicht gegendie Gemeinderichten ,sondern
gegenjeneKreise ,diedurchjahrelangekonzentrischeAngriffedieWohn-¬
bautätigkeitderGemndezuunterminierenversuchtunddieAngriffeauf
dieKassenderGemeindegedeckthaben.Selbstverständlichwerdenwir ,wennhiezueineMöglichkeitvorhandenist ,denWehnhausbausefert wiederin
Angriffnehmen. WasdieMietzinsein denNeubautenanlang ,se hateseineZeitgegeben,inderdieMietzinseindenGemeindehäusernbeträchtlich
höherwarenalsindenPrivathäisern,sodassdieGemeindegeradezualsZins-¬
geierhingestelltwurde.NachderNovellierungdesMietengesetzessindinein
grossenZahlvonstädtischenWohnhäsusebndieMietuinseniedriger.G unddiestädt .Wohnhäuserverwaltungbemühtsihbei
Neuvermietungen ,denMietzinsnachdemMietengesetzzubemessen.Eskann
abernichtbestrittenwerden,dassdieWohnbautätigkeitderGemeindeso-¬
wehlaufdieQualitätwieaufdenPreisderWienerWohnungeneinenganz
entscheidendenEinflussgeübthat .DieFörderungdergenossenschatlichen
Pautätigkeitbrauchtvenunsnichterstverlangtzuwerden.Wirhabendie
genessenschaftlicheBautätigkeitHagefördert.WirhabenandieGenossen¬
schaften32MillionenanBaudarlehengegeben,wirhabendieprivateBautä¬
tigkeitauchdadurchgefördert,dasswirEinfamilienhäuserdurchdieGesiba
zuausserordentlichbilligemZinsundaussererdentlichgünstigenBedingungen
habenerrichtenlassen,abertretzdieserausserordentlichgünstigenBedingun¬
genwaresnichtmögimch,sieandenMannzubringen.Wirhabenauchbeide
StadtrandsiedlungLeopoldaugrossesEntgegenkommengezeigt.Richtigist ,
dassdieverbauteFläche24m2umfassz.Abereshandeltsichhierumsogenann
teKernhäuser,undwennsichdiewirtschaftlicheLagederInhaberbessert
wird,ohnebesondereKesteneineErweiterungderHäusermögkichsein .HeutesindneueWegeinderWOhnbaupolitikderGelsindenichtmöglich,nichtdurch
dieSchuldderGemeinde,sonderndajederSchillingimGemeindehaushaltfürnochdringlichereAufgabenalsfürdieWohnbautätigkeitrütigist .YieMietzinsrückständesindinzehnMnatendeslaufendenJahresgemessenanderglådchenZeitdesVerjahrsnurunwesentlichgestiegen.NatürlichistdieWehnhausverwaltungbemüht,dieseRückständenichtansteigenzulassen,wennwirauchandersalsdieprivatenHusbesitzerbeiEintreibungderZinseaufsezialeMomenteRücksichtnehmen.AufdieAusführungendesGemeinderates

HörmsyererwidertSt. .Weber,dassWchnungenvonderGemeindenurdanngräu-¬
wordensind ,wenndieGesundheits-oderBaupolizeieineAnzeigeerstattet
hat. WasdieD,melierungderFirmaKnausbetrifft ,sohatdieGemeindedenGrundausserordentlichbilligerworbenundhatauchProjektefürdenNeubau
fertiggestellt,jedochist einB,uausbekanntenGründenheutenichtmöglich
AufdieAusführungendesGR.PerschlbemerktSt. . Weber,derWegzurückin
dieVorkriegszeitführtkeineswegs,wieGR.Perschlmeint,ausdemElendher-¬
aus .DenngemadedieVerhältnissederVapkriegszeithabendasWohnungs-¬elendgezeitigt .( Bebh.Beifallb .d .Mehrheit).

DieAnsätzederVerwaltungsgruppeIVwerdengenehmigt.
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UeberdieVerwaltungsgruppe"TechnischeAngelegenheiten"berich¬
tet amtsführenderStadtratRichter ,derausführt:

DerFinanzreferentselbsthatdasBudgetfürdasJahr1934ein
Durchhaltebudgetgenannt. AusdieserBezeichnungkannmanbeieinigengu¬
tenWillendieHoffnungheraushören,dasssichdiefinanzielleLageder
GemeindebessernwirdunddasswiederZeitenkommenwerden,indenendie
GemeindeihrenVerpflichtungenin zureichenderemMassegerechtwerden
kann,als dies in den letzten Jahren möglichwar .

FürdieVerwaltungsgruppeVsinddieBruttoeinnahmenmit25. 7
MillionenSchilling,um. 4MillionenSchillingniedriger ,veranschlagt,da¬
gegendieBruttcausgabenum . 1Mill . S.höherals imVorjahre.Niedrigere
EinnahmenweisenderFuhrwerksbetrieb,dieBäderundderStrassenbauaus,
höhereAusgabenvorallemderWasserleitungsbetriebundderStrassenbau.

DieGesamteinnahmeninderVerwaltungsgruppeVbetragen
25,791. 820. -dieGesamtausgaben16,828. 910S .dieNettoausgabensindmit
21,07. 090. -präliminiert. EinVergleichmitfrüherenJahrenverbietet
sichvonselbst ,dadieletztenJahreunterdemungeheuerenDruckderwirt-¬schaftlichenVerhältnissestanden .

ZudenwichtigerenBudgetpostenwärezubemerken:
BeimStrassenpflegebetriebsindimJahre1934fürStrassenreini-¬

gung . 100Strassenarbeitervorgesehen. DiemaschinelleReinigungwird
durch8 Kehrzüge,4 Aufsammelmaschinenund3 Kleinkehrmaschinendurchge¬
führtwerden;fürdieStrassenkehrichtabfuhrwerden12ZügedesLastkraft-¬
wagenbetriebesundnachBedarfUnternehmerfuhrwerkverwendetwerden ;die
Bespritzungwirdausschliesslichdurchdenstädt .Lastkraftwagenbetrieb
mitdurchschnittlich21AutosprengwagenproTaggeleistetwerden.Fürdie
Hauskehrichtabfuhrist derBetriebvon58Coloniasammelzügenund5Klein-¬
wagenvorgesehen .

FürdieSchneepflugbespannungundSchneeabfuhrsowieBestreuung
ist imHauptvoranschlageeinBetragvon535. 900. -fürUnternehmerfuhr¬
werk ,ferner125. 000S .fürSchneearbeiterlöhnevorgesehen .FürAufstreu¬
zweckebeiGlatteisist dieBeschaffungvon. 000KubikmeterAufstreusandmiteinemBetragevonRund84. 000. -veranschlagt.

DieStrassenölungwirdimbisherigenAusmasseaufrechterhalten
undwerdenmitdenvorgesehenenBetragvon. 063. 000S .rund2,500.000GeviertmeterStrassenflächegeöltwerden.

FürdasGartenwesensindGesamtausgabeninderHöhevon
2,393. 011. -vorgesehen ;hievonentfallenaufPersonal1,933. . 651. -aufdenSachaufwand159. 360S.
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DieGesamtflächederöffentlichenGartenanlagenhatsichim
faufedesJahres1933von2,646. 000Geviertmeterauf2,661. 000Geviert-¬
meter,alsoum18. 000Geviertmetererhöht .ZudenneuenAnlagengehören
unteranderender . 300GeviertmetergrosseKardinalNaglplatzunddie
Anlagevor demWohnhausblockamEngelsplatz.

DerverregneteSommerdesJahres1933hatte für dasErgebnis
derBädergeradezukatastrophaleFolgen. DieEinnahmenderSommerbäder
sind von837 . 000 . -im Jahre 1932auf 518 . 800 . -im heurigen Jahrege- ¬
sunken .ImVoranschlagefür das Jahr 1931wurdewegenderbestehenden

Wirtschaftskrise
beiallenAusgabepostengrössteSparsamkeitvorgesehen. Vondengrös-¬

serenHerstellungensindbesonderserwähnenswert:ImJörgerbaddieErrich-¬
tungeines . RuheraumesinderDampfbadeabteilungfürMänner.ImTheresien¬

bad soll die Mineralwasserversorgung aus demim heurigen Jahre wieder
neuerschlossenenBrunnenauf fast alle Badeabteilungenausgedehntwerden.
IndenSommerbädernist dieFortsetzungeinerReiheweitererstaubfreier
BefestigungenvonWegenundPlätzen in Aussichtgenommen. DasSchmm- ¬
Sonnen- undLuftbad"HoheWarte"wirddurchEinbeziehungneuerFlächen
eineErweiterungderRuheflächensowieeineVermehrungderUmkleidegele-¬
genheitenerfahren .ImOttakringerSchwimm- Sonnen- undPuftbadwirddie
AnzahlderKabinenvermehrt.BeimAngelibadist dieHerstellungeinesei¬
genenBadestegesin Aussichtgenommen.ZurBequemlichkeitderBadegäste
sollauchindenSommerbäderneineVermehrungderSitz- undPiegegelegen¬heitenerfolgen.

Diestädt.DampfwäschereihatimJahre1933durchStillegungder
WäschereidesVersorgungsheimesLainzeineca .60rrozentigeVergrösse¬
rungihrerWaschleistungerreicht. DiebereitseingetreteneSenkungderan
sichmässigenWäschereinigungspreisewirdimJahre1934fortgeführtwerden.

Diestädt . Werkstättenführennurmehrdie einerHerzwerkstätte
zukommendenReparaturenanHeizanlagenin städt . Anstaltsgebäudendurch
undsindmitihrembisaufsnotwendigsteMindestmassreduziertenPersonal¬standderzeitausreichendbeschäftigt. DerBetriebstellt auchausseinem
ArbeiterstandAushilfsschulwarteundimWinterHeizerbei .

FürStrassenerhaltungundStrassenbausindEinnahmenvon
2,622. 000. -undAusgabenvon7,542,000. -vorgesehen.DieKostender
laufendenErhaltunghalten sich in denGrenzenderVorjahre. Bezüglich

StrassenerneuerungenundNemherstellungenwerden1,400 . 000. - fürden
Um- undNeubaubestimmterObjekterund750 . 000. -für Herstellungbei
Wohnhausbautenverwendet ,daher zusammen2,150 . 000S .

Zusammenfassendwerden daher 1,300 . 000 . -mehr für dieStrassen - ¬
erhaltungundStrassenbauzur VerwendunggelangenwieimJahre1933. Trotz-¬
demwirdwenigergeleistetalsimJahre1933 ,daindiesemJahrenochein
Betragvon3,000. 000. -ausdemGesibakreditzurVerfügungstand .Dieser
Kredit ist erschöpft und es ist ein Betrag von 2,000 . 000 . -für die Rück- ¬
zahlung im Budgetenthalten .

FürBrücken- undWasserbautensindumrund150 . 000. -mehr
eingestelltals imJahre1933 .Dieserklärt sichdaraus ,dassdieBrücken
zumgrösstenTeilealt sind undimmersteigendeErhaltungskostenerfordernIn seinerSitzungvom24. JulihatderGemeinderatdenVertrag
mit demBundesministeriumfür Handelund Verkehr betreffend den Umbauder
Reichsbrückegenehmigt;erhatfernerdemgenerellenEntwurf,wonachdie
neue Brücke mit einer 6 spurigen ungeteilten Fahrbahn und 2 Gehwegenaus¬
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gestattet werdensoll,sowiedemveranschlagtenKostenerfordernisvon
26 ,000. 000. -grundsätzlichzugestimmt.

ZurErlangungvonbaureifenEntwürfenfürdiesen
BrückenbauwarvomBundesministeriumfür HandelundVerkehrimMärz. J .
eineöffentlicheAusschreibungmiteinemschliesslichaufden. August
erstrecktenTerminveranlasstworden .Eswurdenvorgelegt :22Entwürfe
für die Strombrückeunddie Flutbrücke ,18Entwürfefür dierechtsseitige
Kaibrücke,12EntwürfefürdieBrückenächstdemHochwasserschutzdamm,
11EntwurfefürdierechtsseitigenRampenundAnlagenundschliesslich
1 Entwurf ,der die Untertunnelungdes Donaustromesvorsieht .DieseEnt¬
würfe enthalten zahlreiche ,für die Lösungder gestellten Aufgabesehr
wertvolleGedanken.IhreWertungerforderteeinesehreingehendeDurch¬
arbeitung der umfangreichenVolagen .DasPreisgericht ,in das vonder
GemeindeStadtbaudirektorDr .Ing .MUSILundObefstadtbauratIng .Künstner
entsendetwordenwaren ,hat9 EntwürfenPreiseimBetragvon . 500bis10 . 000Szuerkannt .

NachdenbishervorliegendenMitteilungender
Zeitungen- zu einer unmittelbarenVerständigungder Gemeindehatsich
das Ministeriumtrotz allen Urgenzennochnicht emporgeschwungen,obwohl
die Gemeindeein Drittel der Kostenzahlt - entachloss sich dasHandels¬
ministerium ,die neueReichsbrückeals Kettenbrückenacheinemvonder
BrückenbauanstaltWagnerBiro . G.ausgearbeitetenEntwurfauszuführen.
Die Schiffahrtsöffnung der neuenBrückewird 213Meterbetragen .Die
bestehendenStrompfeilerwerdenentfernt .DieBrückenfahrbahnwird
16 . 5Meterbreit sein .DemFussgängerverkehrwerdenzweije . 5Meter
breite Gehwege zur Verfügung stehen .Der Bau der neuen Brücke wird vor¬

aussichtlichdreiJahrein Anspruchnehmen.WährenddieserZeitwirddie
alte Brücke ,die 27 Meter Stromabwärtsverschoben wird ,demVerkehr
dienen .DasKostenerforderniswirdnachdenZeitungsnachrichtenauf
2l Millionen Schilling geschätzt .Die neue Brückewird eine dergrössten
( weitgespanntesten )Kettenbrücken Europas sein ;es ist zu erwarten ,dass

sie das Strombildbelebenundeines der schönstenBauwerkeWiensseinwird .
Die Einnahmendes Betriebes Wasserversorgung sind mit

rund 13 Mill .Schilling veranschlagt ,wovonauch dieWassergebühren
1115Mill .Schilling entfallen .AnBetriebsausgabensindinsgesamt
131Mill .Schillingvorgesehen.

ImBetriebKanalisationswesensoll für dasVerwaltungs¬
jahr 1934ausser dennc wendigenInstandhaltungsarbeitender Umbauder
schadenhaftenZiegelkanälein Betonkanälefortgesetzt werden ,wodurch
eine Verbesserung des Bauzustandes des Kanalnetzes ,eine Eindämmungder
Rattenplage ,sowieeine Erleichterung der Räumungsarbeitenzu erzielenist .
Weiterssollen die Massnahmenzur VerbesserungderBetriebseinrichtungen
durch Einführung von Fernsprechzellen in den Betriebsstellen zumAbschlnss
gebracht werden ,so dass der Bevölkerungdie Möglichkeit gegebenist ,die
AnzeigebehufsBehebungvonHauskanalgebrechenfernmündlichzuerstatten .
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an Stelle der Gasbeleuchtungsoll auch im Jahre 1934fortgesetzt werden .
NachDurchführungder voranschlagtenArbeitenwerdenStrasseninder
Längevonrund925Kilometern;dasssindetwa77Prözentdergesamten
StrassenWiens ,elektrischbeleuchtetsein .DieGesamtlampenanzahlwird
dann30. 000betragen.DieBezirkeWieden,Margareten,Mariahilf,Neubau,
Josefsstadt ,Rudolfsheimsindbereitsvollständigelektrischbeleuchtet.

DerBetriebunddieBeleuchtungderöffentlichen
UhrenwirdimgleichenMasswieimvergangenenJahrerfolgen.

WasdieWärmewirtschaftimGemeindehaushalt
anlangt ,so wäredie Erneuerungalter ,ausgedienterHeizanlageninvielen
städtischenObjektendringendnotwendig.DiezurVerfügungstehendenäusserstknappenMittelerlaubenabereineErneuerungnurinallerbe¬
scheidenstemMasse .ImkommendenBudgetsjahrwirdnurdieAuswechslung
von vier bis fünf Kesselanlagen möglichsein .

Wichtigist die Sicherungdes sparsamstenBrenn¬
stoffverbrauches .DieseitvielenJahrenbestehendeHeizkontrolleerfülltdiesewichtigeAufgabe.VermögeeinebewährtenOrganisationgelingtes
mit6städtischenMaschinisten ,alsoeinemsehrbescheidenenApparat,die
sparsamsteVerwendungderviertausendWaggonsKohleundKokswirksamzukontrollieren .

BekanntlichhatdieGemeindeverwaltungschonseit
langerZeit der VerwendungösterreichischerKohleihr Augenmerkzuge¬
wendet .AuchimkommendenJahrewerdenbedeutendeMengenfrüherausdem
AuslandebezogenerBrennstoffedurchgeeigneteösterreichischeKohle
aus verschiedenen Revieren ersetzt werden .

DieBrückenhallein der Grossmarkthalle ,dievor
zwei Jahren begonnenwurde ,geht ihrer Vollendungentgegen .Die Schuleim
13 .Bezirksoll mitBeginndesSchuljahres1931/35fertigwerden.

Damitist so ziemlichallesdargestellt ,
wasin der Verwaltungsgruppefür technische Angelegenheitengeschieht .
Esist nurdasDringendste,mehrist angesichtsderknappenMittelnicht
möglich .Hoffen wir ,dass bessere Zeit n kommenund ein befriedigenderer
VoranschlagdemGemeinderatunterbreitetwerdenkann .( LebhafterBeifall ) .
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GemeinderatSchiener( Chr.Soz. )bemängelt,dass
für Kirchen ,Kapellen ,PfarrhöfeundDenkmälerin ganzunzureichender
Weisevorgesorgtist ,ein Zeichen ,dassdie Sozialdemokratenallendem
katholischenGlaubendienendenObjektenkeinVerständnisentgegenbringen.
ErkritisiertdiemangelhafteStrassenreinigungundbesprichthieraufin
eingehenderWeisedieEntwicklungdesWienerSteuersystemsmitbesonderer
BerücksichtügungderRealsteuern .Seit 1929habendie eigenenSteuer¬
einnahmender Gemeindeunter demDruckder Verhältnise eineReduktion
umetwa 10 Prozent erfahren ,die steuerliche Belastung des WienerReal¬
besitzes ist in derselbenZeit ganzbeträchtlich gestiegen .DieUeber¬
spitzung des Steuerdruckes auf den Realbesitz nimmtallmählichgroteske
Formenan .DieSteuererfasstschonzumgrossenTeilfiktiveEinnahmen.
DemunentwegtwachsendenRealbesitzder Gemeindesteht einefortschrei¬
tendeEntwertungdesprivatenHaus-undGrundbesitzesgegenüber.Eine
durchgreifende Umgestaltungdes WienerRealsteuersystems ist daherim

InteressederGesamtwirtschaftdringendnowwendig.(Beifallb .d .Chr .Soz. )
GemeinderatHörmayer( Chr .Soz . )urgiert die

Ausbesserung des Mauerwerkes der Kirche St .Leopold und beantragt die Er¬
höhungderfür solcheZweckeeingesetztenPostvon . 000auf20. 000S.
ErverlangtweiterseinebessereSäuberungderStrassen ,dieInstand¬
setzung der Kaimauern bei der Aspernbrücke zur Beseitigung der Rattenplage
und die beschleunigte Ersetzung der Gasbeleuchtungdurchdie
elektrische Beleuchtung .( Beifall b . . Chr .Soz . ) .

St. . Richterteilt aufdie KritikderWienerSchneesäuberur
mit ,dassbis heuteetwasüber300 . 000S für die Schneesäuberungausgegeben
wurden.EinMehrwärekaumtragbar .ErersuchtdemVoranschlagseinerGruppezuzustimmen .

DieAnsätzederVerwaltungsgruppeVwerdengenchmigt,derAntragHörmayerabgelehnt.
DieVerhandlungwirdabgebrochen.NächsteSitzungmorgen

unmittolbaranschliessendandieLandtagssitzung,
SchlussderSitzung21Uhr45 .

**********
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WienerLandzag .
Sitzung vom21 . Dezember1933 .

Präs .Dr .Neubauer eröffnet die Sitzung um1 Uhr15 .
Zunächstwirddie WahlvonzweiVertreterndes LandesWien

in denBundesratdurchgeführt . Hiezuerklärt der
Vorsitzende

Präident Dr .Neubauer : ImBundesratsind zwei Mandate ,die
seinerzeitaufGrundvonVorschlägendernat. soz.Parteibesetztwordensind,
gemässLandesverfassungsgesetzvom30 .Juni1933freigeworden .EineAufteilung
der 12 Bundesratsmandate ,die Wienzu besetzenhat ,auf diesoziaademokratisc
unddiechristlichsozaleParteiimVerhältnisderAnzahlderLandtagsmit-¬
gliederderbeidenParteienergibt ,dass10BundesratsmandateaufVorschlag
dersoz .dem.ParteiundzweiaufVorschlagderchr. soz.Parteizubesetzensir
DavondenderzeitvonWienentsendetenBundesräten8aufVorschlagder
soz .dem .Partei und 2 auf Vorschlagder chr . soz .Partei gewähltwordensind ,
sinddiezweifreigewordenenMandateaufVorschlagdersoz .dem.Parteizuwählen . auf Vorschlagder soz .dem .Partei

BeidernunmehrvorgenommenenWahlwerden/zuBundesräten
gewähltKarlKnapp,PostrechnungssekretärundJosefPleyl ,Privatbeamter.

Es wird in die Tagesordnung eingegangen ,die Fortsetzung der

VerhandlungderGesetzesvorlagebetreffenddieEinhebungderBodenwertabgabevonunverbautenGrundflächen.
HiezuliegteinAbänderungsantragdesAbg.Hiessvor,wonach

esim§2 ,Absatz1 ,Punkt6,wovonderBefreiungderHausgärtendieRedeist ,
es statt "HausgärtenvongeneinnützigenSiedlungsgenossenschaften "zuheissen
hat "HausgärtenvongemeinnützigenBau -oderSiedlungsgenossenschaften".

Abg .Ulreich(chr. soz. )bemerkt,dasstrotzderNovellierung
nochzahlreicheUnglarheitenundHärtenbestehenbleiben,dieerdurcheine
RoihevonAnträgenbeseitigenwolle .Darnachsoll/zunächstim§2,Punkt6,
nichtnurdieHausgärtenvongemeinnützigenSiedlungsgenossenschaften,sondern
dieHausgärtenvongemeinnützigenBau- ,Wohn-undSiedlungsgenossenschaften
vanderAbgabofrei sein .ErbeantragtfernereineAonderungdosAbsatzes
7 ,des§2,undzwarindemSinne ,dassauchSpielplätzeimKleingartenanlagen
undSiedlungsanlagenabgabenfroiseinsollen,fermrbeantragter ,dassfür
dieBegutachtungderSpielplätzevonKleingartenundSiodlungsorganisa-¬
tionenVertnauensleuteausdiesenKreisenzugezogenwerdensollen.Weiterszu§4 ,das4aunhGrundflächenvonderSteuerpflichtauszunchmensind ,die
zumZwockederVerbauungoderErrichtungvonSiedlungsanlagenerworbenwer-¬
den.SchliesslichstellterdenAntragzu§5,dassWege,Strassenundsonstige
VerkahrsflächeninKleingarten-undSiedlungsanlagenstaerfreiseinsollen(Beifall b . . Chr.soz. )

WeitersliegenAnträgedesAbg. Dr.Zörnlaibvor ,undzwar
dassin§2,einneuerFunkt6eingefügtwerde,monachauchGrundflächen,die
gomeinnützigenBaugenossenschaftengehören,inSiedlungsteilgebietenliegenundzursiedlungsmässigenVorhauungbestimmtsind ,sowiedieinnerhalb
solcherSdddlungsgebietegelegenen,domöffentlichenVerkehrdienendenGrund-¬
flächenvondrAbgabebefreitsind .WeiterssolldemPunktSndes§2,folgen-¬
derZusatzangefügtwerden :" UnterdenletzterenBedingungenweitersauch
Grundflächen ,diemitRäumlichkeiteninunmittelbaremZusammenhangstehen,
dieabereinemZweckgewidmetsind ,dernachdomam31 .Dezember1922inGel-¬
tunggestandenenBestimmungendenAnspruchaufdauerndeGebäudesteuerfreiheit
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begr - ündethätteferner Grundflächender letzteren Art ,wennsielandwirt-¬
schaftlich oder gärtnerisch ausschliesslich zur Selbstversorgung der

EigentümerdieserGrundflächenbenütztwerden " .EinweitererAntragbetrifft
eine Aenderungdes Punktes 8 des § 10 .Darnachsollen die KostendesSchlich - ¬
tungsverfahrens zur Feststellung des strittigen Bodenwerts der Abgabe - ¬
fflichtige dann tragenmwennnach demSchätzungsergebnis derBodenwert
mindestens das Mittel zwischendemselbsteingeschätzten Werteundder
BewertungderGemeindeerreicht.

DieEinhebungdesVerzöperungszuschlages
Durcheine Verordnungder Bundesregierungist bekanntlich

derVerzögerungszuschlag,derauchin Wienbestandenhat ,aufgehobenworden.
Nunhat ,wieeinigeTagesblätterberichtethaben,einRichterdesExeku¬
tionsgerichtesdenEinwendungeneinerParteigegendenvomMagistrataus-
gestelltenvollstreckbarenRückstandsausweis,in demauchVerzögerungszuschli
gefürausdemJahre1925rückständigenAbgabenverzeichnetwaren ,statt -¬
gegeben und in der Begründung des erstinstanzlichen Beschlusses erklärt ,
dassseinerMeinungnachdurchdie VerordnungderBundesregierungnunmehr
auchdieEinhebungbereitsvorgeschriebenerVerzögerungszuschlägeunzulässig
sei ,dassaberderEinhebungdergesetzlichenVerzugszinsennichtsimWege
stehe .DiegesetzlichenVerzugszinsennunwürdenfürFälligkeitenausdenJahren1925bis EndeDezember193381Prozentbetragen ,währendderMa.
gistratnur25Prozentgeforderthatte .DerMagistratmachtdaraufaufmerksam,
dassessichumeinenerstrichterlichenBeschlusshandelt,gegendender
MagistratdenRekursergreifenwird,umsomehralsindieserFragenachseiner
Meinungin letzterInstanzdieKompetenzdesVerwaltungsgerichtshhfesge-¬
gebenist . " .

- - . - . -

Abg.Ing .Biber( chr .soz . )bemerkt,Dr. erghabeüberdas2
wesentliche des Gesetzes nichts gesagt ,sich aber In eine politische Po¬
lemikmitderRegierungeingelassen .Dasmussgetadeltwerden ,denndazu
ist der Referentenplatz nicht da .Ein grosser Teil des WienerRealbe¬

Avetsedatetesitzesist gänzlichödernurgeringverschuldet.AberauchindemFalle
als nur ein Viertel des Hausesim Besitz des Hausbesitzersist ,ist bei

ein solcherHausbesitzerbekommtblossein SechsteldesWertes .Beidieser
SachlageerlaubtsichderReferentdiesefaustdickeLügein diesemSaal

vorzutragen .
Präs . Dr.Neubauer:SolcheAusdrückesindunzulässig ,ich mussSie

deswegenzur Ordnungrufen .
Abg .Ing .Biber :Also hat der Referent eine faustdicke Unwahrheit

gesagt ,eine bewussteUnwahrheitärgsterSorte .
Präs .Dr .Neubauer:Siekönnensagen ,dasseineDarstellungun¬

richtig ist ,aberSie könnennicht sagen ,das ist eine Lügeoderbowusst
unwahr .Ich muss Sie abermals zur Ordnungrufen .

Abg .Ing .Biber :Der Ausdruck Unwahrheit ist in jodemGerichts¬
saal erlaubt ,er muss daher auch hier erlaubt sein .( Zwischenrufe bie den
Soz. dem. ) /Präs .Neubauerersucht donRodner , ErmahnungzurKenntnis
zu nehmenund mit demPräsidenten nicht zupolomisieren .
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Abg .Ing .BiberwendetsichnundermeritorischenBeaprechungdes
Gesetzentwurfeszuundmeint,dassfürdieseSteuerjedeGrundlagefehlt,
weil das Bauonden Privaten aus den verschiedenstenGründenunmöglich
gemachtwerde .MankannnichtGrundflächenderBesteuerungzuführen,
sondernParzellenoderGrundstücke,dieunverbautsind .Esist auchun¬
verständlich ,dassmandieaufBaugründenerrichtetenProvisoriennicht
als Baugeltenlässt .AnderPeripherieWiensgibtesnichtwenigeGrund¬
flächen ,diedurchihreBeschaffenheitzurVerbauungungeeignetsind .Auch
vondiesen mussdie Steuer entrichtet werden .Manhätte auch erwartet ,dass
diefürgewerblicheZweckeverwendetenGrundstückegänzlichvonder
Stouerbefreitwerden.DerAnregungderKammerfürHandelundGewerbe,

unterdiebefreitenGrundstückeauchsolcheaufzunehmen,dieFürsorge¬
anstaltenzugewiesensind ,wurdenichtRechnunggetragen .DiefürHaus¬
höfeundHaugärtenvorgeseheneBefreiungsollteauchaufFabrikshögeund
Fabriksgärtenausgedehntwerden.AlsBemessungsgrundlagegiltdergemeine
BodenwertderGrundfläche .WährenddasfrühereGesetzeineDefinition
desBegriffesBodenwertgegebenhat ,fehlt dieseDefinitionin demvor¬
liegendenGesetzentwurfundeineVerschlechterungliegtauchdarin ,dass
derBodenwertalsDurchszhnittswertderganzenLiegenschaftermittelt

wird .DasAusmassderAbgabe tein Prozent desermittelten
Bodenwertesist zuhoch. : Hinsichtlich der KostendesSchlichtungs¬
verfahrens schliesst sich der RednerdemAntragZörnlaib an .Erbemängelt
ferner die Statuierung eines gesetzlichen Vorzugspf - andrechtesander
AbgabepflichtigenGrundfläche,daes heuteschonso vieleVorzugspfand¬
rechtegübe ,dassimFalleeinesAusgleichesoderKonkurseseinGeschäfts.
mannüberhaupt nichts mehrbekommtund nicht einmal diebevorrechteten
Forderungenbefriedigtwerden .DieSträfbestimmungendesGesetzessind
drakonisch .Manhätte die Bestrafungwenigstensaufdie Fällebeschränken
sollen ,in denenjemandfahrkässigdieSteuerhinterzicht .DerRedner
stellt imSinneseiner Ausführungeneine ReihevonAnträgenundbittet
dasHaus ,seineAnträgeanzunehmen,dasie vorallemdenZweckhaben ,die
aufdasärgstegefährdetenGewerbe-undHändelsbetriebegegendieHöheder
Besteuerungundgegenein willkürlichesVorgehenderBemssungsorganezu
schützen .( Beifall b . . Chr .soz . )

Stadtrat Dr .Danneberg erklärt in seinem Schlusswørt ,er werde

sichwederin allgemeinenochin politischeAuseinandersetzungeneinlassen,
dadie inzwischenabgeführteBudgetdebattedesGemeinderatesdieaus¬
reichendeMöglichkeitbot ,solcheErörterungenzu pflegen .ZudemGesetze
wolleer nurbemerken,weildasfür diePraxisdesMagistratesgegenüber
den während der Debatte gemachten Ausführungen kennzeichnend sei ,dass
bei23. 000Steuerfällen,umdieessichbeidiesemGesetzein Wienhandelt,
im ganzennur 327 Fäll zu einemStreit geführt haben ,auf den dieSchlich¬
tungsparagraphenAnwendungfindenmussten ,unddass ,weilderunmittel¬
bareVorrednervondrakonischenStrafengesprochenhat ,in diesenvier
JahrennichteineinzigerFallvorgekommenist ,in demwegenUebertretung
dieses Gesetzeseine Strafe verhängtwordenist .( Hört /hört bei denSoz .dem)
DieseTatsachesprichtbesserfürdieDinge,wiesiein Wirklichkeitsind,als die vorgebrachteKritik .

Der Berichterstatter bespricht hierauf eingehend die gestellten An¬
träge ,empfichltdenStreichungsantragdes Abg .Dr .Hengelzu § 2 ,Punkt5
unddenAntragUllreichbezüglichder .BefreiungderHausgärtenvonWBau - ,Wohn- undSiedlungsgenossenschaftenundlehnt die übrigenAnträgeab .
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( §2 ,Punkt 5 lautete :" Grundflächen ,die in einemLand - oder
forstwirtschaftlichemBctrieboderineinemzier-oderhandelsgärtnerischem
BetriebvoneinemLand- oderForstwirtoderGärtnerdauerndgenutzt
werden ,ferner Weingärten". . . . .sind wonder Abgabebefreit .

Abg .Dr .HengelbeantragtedieStreichungderWorte: "voneinemland - odorForstwirtoderGärtner. ")
BoiderAbstimungwirddasGesetzmitdemStreichungsantragengelund demAntragUllreichin ersterundzweiterLesungangenom¬.nu
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PageriertsodannerieAbg .Dr .Danneberg über die Novallezum
Wohnbausteuergesetz .Er stellt zunächst fest ,dass die Steuer die in Wien

für Mietgegenständebesteht ,weitaus geringer ist ,als die Steuer inden
anderenStädtenOesterreichs .In Wienwirdbei GeschäftslokalendieGrenze
von14Prozenterst bei einemFriedenszinsvonrund8600Kronenerreicht ,
währendin 18 StädtenOesterreichsmit mehrals 10 . 000Einwohnernalle
GeschäftslokaleohneUnterøschiedderHöhedesVorkriegszinseseinemin¬
destlAprozentigeSteuerhaben,inzweianderenStädtenbeginntdie1hprozenti-¬
gePesteuerungschonbeieinemMietzinsvonca600Kronen,indreiStädten
schonbei 1200Kronen ,in zweiStädten bei mehrals 3000Kronen,

n .DieseTatsachenzeigen ,dassdieWohnbausteueri .Wisnwesnent-¬
lich geringer als in anderenStädtenOesterreichs .Es kanndaherjetzt
nicht die Redevoneiner wesiterenErmässigungder Steuersein ,da diesbei
derLagederFinanzenderGemeindenichtmöglichwäre .Dennochbringtdas
GesetzeineReihevonErleichterungen.Esist vorgesehen,dassin jenenFällen,
indenenSchlichtungsstellenoderMietkommissioneneineHerabsetzungder
Friedenszinsevorgenommenhaben,dieseHerabsetzungnunmehrauchfürdieBe-¬
messungsgrundlageder Wohnbausteuergeltendgemachtwerdenkann .Eshandelt
sich hier vor allem umjene ca 8000Fälle in Wien ,die im Jahre 1929auf
Grunddes§26desMietengesetzesanhängiggemachtwordensind.Diezweite

Erleichterungbestehtdarin,dassfürsolcheHäuser,dieindelZeitzwischen
dem1 .Juli1913unddemJahre1917besiedeltwordensind ,eindeUeber-¬
prüfungdessog .FriedenszinsesalsBemessungsgrundlagederWohnbausteuer
erfolgenkann.Eshandeltsichdabeium247WienerHäuser,darunterauchum
eineganzeReihevonHäusernin derInnerenStadt,Wiez,B .denTrattherhof ,
wofürdiedamaligenVerhältnissebesondereMietzinseverlangtwordensind.
DieseGesetzestsllebeziehtsichsowohlaufWohnungenals aufGeschäftflokale
in solchenHäusern.EineweitereErleichterungbestchtdarin ,dassbeiNeuter-¬
mietungendieSteuernichtmonatlich,sondernhalbmonatlichfestgelegtwird,
sodasswenneineVermietungerstnachdem15 .einesMonateserfolgt,dieSteuernurfürdenhalbenMonatentrichtetwerdenmuss.Aussordementhält
dasGesetzeineB,stimmung,wonachbeiSälen,diewegenDeerstehungüberhaupt
keinoSteuerzahlen,eineBemessungderSteuer ,wennsie tagweisobenützt
werden,fürjozweiTagoerfolgenkann,nichtaberfüreinenganzenMonater-¬
folgenmuss.AussordemidteineErleichterungindemGesetzinsoferneenthalten
als bisher in den Fällen ,in deneneine WohnungzumTeil alsGeschäftslokal
bonütztwordmist ,dioToilungderWohnungin zweiTeilefürdieBemoøssung
unddamitfürdieHerabsetzungderWohnbausteuernurdannmöglichwar,wenn
GeschäftsinhaberundWohnungsinhaberidentischsind .Nunmehrsolldieser
GesichtspunktderTeilungauchgeltendgemachtwordenkönneninjenenFällon,indenendreineEhegatte,auchwonndieWohnungvondemanderengemietet
ist ,ein Gewerbeausübt .EineschrwichtigeAehderunginderRichtungeinerEr¬
leichterungbetrifftdieBehandlungderLeestehungen.Eswirdhierunter-¬
schiedenzwischenderLeerstchungvermieteterGegenständeundsolcher ,die
vomHauseigentümerselbstbenütztwerdenkönnen.Hinsichtlichderletzteren
ist eineBestimmungin cmGesetzenthalten ,die es ermöglicht ,dassderjoni¬
ge ,der bisherein eigenesHusallein bewohnthat,aberdenHaushaltindiesem
Hausenichtmehraufrechterhaltenkann,sichdurcheineRäumungvonderWohn¬
bausteuerbefreienkannunddasses ihmmöglichist ,dieMöbelimHuse
weiteraufzubewahren.EinesolcheBehandlunghatsichinfoggederKrisenver¬
hältnissealsnitwendigergeben.DasZweitebetrifftgeworblichbenützteRäume
des"auseigentümersselbst .Hierwirdvorgesehen,dasseineteilweiseLeer¬
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Objekte betrifft ,wie das bei Fabriksanlagen der
Fall ist,oder wennsie ganzeStackwerkeoderein einzelnesStockwerk
eines Hauses betrifft,eine teilweise Befreiung von der Wohnbausteuerfür
diese nicht benützbarenStockwerkezur Folg habenkann .Dies wirdinsbe¬
sondere auch für jene Häuser eine Erleichterung bieten können ,die zurGänze
von einemBetrieb benützt werden .Natürlich musses sich hier umwirklich
dauernde Leerstehungenhandeln . Esist die Frage aufgeworfenworden,wieos
nunkher bei vermietetenaber teilweise leerstehendenAnlagenist .Auch
hier soll eine Erleichrerung eintreteny für die im Gesetz nicht Vorsorge
getroffen werden muss ,sondern die durch die Praxis erfolgen kann .Wirhaben
aufFrundderbestehendenBestimmungendiePraxis ,dassdiejenigenübjekte,
die zu einemBetrieb gehören ,gemeinsamder „Ohnbausteuerunterzogenworden
müssen ,das heisst dass die Bemessungsgrundlageder Wohnbausteuerausdem
Vorkriegszinsaller dieserObjektegebildetwird .Daskönnenz .B .zwei
vorschiedennWohnungenaufeinemGangseingdiefür einengewerblichenZweck
benütt werden ,das könnenauchzweiStockwerkesein .Dasistveineinheitlicher
otrieb ,dereinheitlichversteuertwerdenmuss .Wennnuninfolgederkrisen-¬

haften Verhältnisse ein solches selbständiges Onjekt ,das zu einemBetrieb
gehört ,oder ein Stockwerkusw. freigemachtwird,so kanngemäss§2,Absatz5
desGesetzeserklärtwerden ,dasseinsolcherTeil ,wenner leer wird ,nicht
mehrdemeinheitlichenBetriebdient unddaherkanneine getrennteBemes¬
sungderWohnbausteuerfür diesenTeilerfolgen ,eineBefreiuhgsolbstverständ
lich nicht .Donnwenndas Lokalnicht affgegebenwird ,mussdafürauch
Wohnbausteuergezahltwerden,AbermankanndenStandpunktoinnchmen,dass
dieses nunloere Lokalnicht domeinheitlichen Botriebdient unddaherge- ¬
sondertderSteuerunterzogenwerdenkann .ImGesetzist auchoineBestimmung
enthalten ,die die Haftungder Wohnungszugehörigenfür die SteuerzumGegen-¬
standehat .InderFinanzausxchussitzunghatAbgägZörnlaibbeantragt ,es
sollovondieserBostimmungeinoSusnahmeinfoferngemachtwordom,dassFa¬
milienmitglieder,dieinderWohnungwohnen,zurZahlungderWohnbausteuer
nurherangezogenwerdensollenwennsie übereinVermögenodereinEinkommen
verfügen ,wobeiArteitslosenunterstützungen ,Altersrentenunddergleichen
nichtals Einkommenanzuschensind .FürdieEhegattinkannmanwohleine
solcheAusnahmenichtmachen,dasiezusammenmitdomEhogattonfürdieStouerhaftbarsein muss .Wasabordie andorenPersonendorFamilie ,diein
derWohnungwohnenanlangt,soistosnatürlichdemMagistratnichteinge-¬fallen ,daranzudenkon ,dassArbeitslosenunterstützungen ,Erhaltungsbei¬
trägeunddergleichenfürdieZahlungderWohnbaustouerherangezogenworden
sollen .WennaberBedenkenbestchen,soist eswohlzweckmässiger,denAntragSchafranak,dervorliegtanzunchmen,einAntragdorvomdemGesichtspnnkt
ausgeht ,dassanderoFamilionangehörigeals di Ehegattinnurdannsteuer¬
pflichtigsind ,wonnsieeineinkommensteuerpflichtigesEinkommenhabon.
Dasist ja nichtdieArbeitslosenunterstützung,einekleineAltersronteusw.
aberauchnichtoinanderesEinkommen,dasdieGrenzefürdieEinkommons-¬besteuerungnichterreicht.

DiePestimmungendievorgelegtwerden,bedeutenziemlich
woitgehendeEinschränkungenzuLastendesMagistmætes,siewollendas„sotzdenBrisonverhältnissenvonhouteanpassen.DerBerichterstatterersucht,
dasGosotzanzunehmen.( Lobh.Beifallb .d .Soz .dem. )

EsliegtvoreinAntragdesAbg.Schafranck,wonachdem
Absatz3des§1folgonderZusatzangofügtwird: "IstdieSteuerbeimSteuer¬
pflichtigennichteinbringlich,schaftethiefürdiemitihmimgemeinsamon
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HaushaltlekendeEhegattin( derEhegatte),anderemitndenSteuerpflichtigen
im gemeinsamen Hushalt lebende Familienangehörige nur,wenn sie ein ein¬
kommænsteuerpflichtigesEinkommenhaben ."FernerliegenAnträgedesAgb.
Dr .Zörnlaibvor .Darnachsollendieimgemeinsamen,H.ushaltlebendenFamilien¬Vermögen oder 6inangehörigenfür die Steuer nur haften ,wennsie über ein/Einkommnver¬
fügen ,wobeiArbeitslosenunterstützungen ,Altersrenten udgl .nichtals
Einkommenanzuschensind .FernersolldieTeilungderWohnunginzweiTeile
für die Bemessungsgrundlagenicht nur dann erfolgen ,wenndersteuerpflich¬
tige Inhaber der Wohnung und des Geschäftslokales ,die in der Wohnungunter - ¬

gebrachtist ,ein unddieselbePersonoderderEhegatte( dieEhegattin)
ist,sondern wenneine der beiden Teile der Wohnungauch ein demLebens-¬
unterhaßtdes ErwerbsunfähigenundvermögenslosenVatersoder einersolchen
MutterbestreitandesKindist .Fernersoll für nzeitweisebenützteTheater
Konzertsäle ,Versammlungslokaleunddergl .dieSteuertagweisenichtmit
einemFünfzehntelsandernmiteinemDreissigstelbemessenwerden .Schliess-¬
lich wirdbeantrag ,dassdenSachverständigen ,die nach§ 9,Abastz5 ,
herangezogenwerdenkönnen,AkteneinsichtauchindieBemessungsaktender
Vergleichsobjektezu gewährensind .

Abg.Müller( Chr .soz . )führtaus ,dassdieHöhederWienerWohnbau.
steuermitdenanderenWohnbausteuerninderProvinznichtverglichen
werdenkönne ,weildortganzandereBemssungsgrundlagensind .DieAus¬
wirkungendes Wohnbausteuerzuschlagesseien für die Wirtschaftschwer
tragbar ,weshalbes dringendnotwendigwäe ,hier Erleichterungenzu
schaffen .BeidenNeuparifizierungensollennatürlicheVergleichspbjekte
herangezogenwerden ,umUngerechtigkeitenvorzubeugen .Es wäeauchwün¬
schenswert ,dass für den. UmbauvonehemaligenBürolokalitäten
. dgl .in WohnungendadurchErleichterungengeschaffen werden ,dassdie

alte Bauordnunghiefür angewendetwerde .DerRednerstellt schliesslich
ein"SdiesbezüglicheAnträge.

Abg .Dr .Kotzaurek( Chr .soz . )erklärt ,dasses imallgemeinen
bürgerlichenGesetzbuchkeine Verpflichtungfür die Fraugibt ,fürdie
SchuldendesFamilienoberhaupteszuhaften .DiebezüglicheBestimmungin
der Vorlagestcht daher im Widerspruchmit domallg .bürgerlichenGe¬
setzbuch ,weshalber die Streichungdieser Bestimmungbeantragt .

In seinem Schlusswort sagt der Referent eine Ueberprüfungder
WünschedesAbg. Müllerzuundverweistdarauf ,dassdieInßetriebsetzung
der Gewerbejetzt durch die Notverordnungder ber d GowerngHäöaregierungverhindert

wird .

DasGesetzwirdin ersterundzweiterLesungangenommen,dieMin¬
derheitsanträge abgelehnt .

StadtratDr .Dannebergbeantragtdie AnnahmederGesetzesvorlage
betreffend die Einhebung eines Zuschlages zu den Immobliargebührenund
zumGebührenäquivalentedurchdie BundeshauptstadtWien.

DieVorlagewirdohneDebattein ersterundzweiterLesungbo¬schlossen .
Stadtrat Dr .Danneberg beantrgt die Annahmmder Gesctzesvorlage

überdieBodonwertabgabevonverbautenLiegenschaften.DieVorlagebringt
vor allem die Erleichterung ,dass dor Begriff der Leerstchungauchauf
diesesGesetzangewendetwird .NachdieserVorlagewirdderEreisder
Abgabepflichtigen Häuser von . 383auf weitere etwa 11 . 800Häuseror¬

weitert .
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DieSteuerist auchin ihrenneuenSätzenausserordentlichgering ,und
wenndie Steuersätze jetzt nicht erhöht werdenwürden ,wäre dasErträg¬
nis niedriger als imJahre1929 .

Abg .Dr .Zörnlaib ( Chr . soz . )erklät ,dass seine Partei indieser
AbgabeeineVermögensabgabeerblicke ,weshalbsie die Vorlageableghe.

In seinomSchlusswortstellt Referentfest ,dassvoneinerVer¬
mögensabgabenicht gesprochenwerdenkann .Der Friedenszins dervon
dieseg steuerbetroffenen Häuser macht 326 Millionen Goldkronenaus ,der
Hauptmietzinsbeträgt 97MillionenSchilling .DieVorlagebringteine
Mchreinnahmevon . 5MillionenSchilling,wassicherlichgerechtfertigtist .

DieVorlagewirdinersterundzweiterPesungbeschlossen.
Stadtrat Dr .Dannebergreferiert hierauf über die Abänderungder

Fremdenzimmerabgabe .Erverweistdarauf ,dassam1 .Jänner1930eine
ErmässigungderAbgabeumeinViertelunddanneineweitereErmässigung
umein Achtel unter der Voaussetzungerfolgte ,dass dernachgelassene
Steuerbetrag im Betrieb verwendetwird .Später wurdevon dieser Bedingung
abgesehen .Nunmehrsoll eine neuerliche Erleichterung umein Achtelder
ursprünglichenSteuer ,dasheisst ,umein Fünftelder gegenwärtigein¬
gehobenenSteuer erfolgen .Das ist für die Gemeindeein sehrschwerer
Entfall ,der durch eine Verringerung der Ausgaben für die Fremdenver¬

kehrskommission wett - gemachtwerden muss .Praktisch bedeutet dasGesetz ,
dassdie Fremdenzimmrabgabe5 Prozentausmachtunddas, ' fürdiezüschlags¬
pflichtigen Betriebe der Zuschlag im Höchatausmassvon 5 Prozent ,für
die 86- BetriebeimHöchstausmassvon12 *Prozenterfolgenkann .Auchdie
Wohnbausteuervorlagekommtden Hotelszugute .

Abg .Dr .Zörnlaiberklärt ,seine Partei habein dieserBeziehung
weitergehende Wünschegehabt ,da sie aber erfahren habe ,dass die Vorlage
aufeinemPinvernehmenmitdenInteressentenberuhe ,müssesieannhhmen,
dassdieNovellefaktischdenWümschenderinteressentenentspreche.

DaaGesetzwirdin erster undzweiterLesungunverändertange¬
nommen.

Sodannberichtet Stadtrat Dr .Dannebergüber die Abänderungdes
Pustbarkeitsabgabegesetzes .Die Lustbarkeitsabgabe für Tanzschulenund
Tanzkurse beträgt 23 Prozent .Im Wegeder Pauschalierung sind imLaufe
desJahresbeträchtlicheMilderungeneingetreten ,DasvorlicgendenGe¬
setz soll dem Magistrat die Möglichkeit bicten ,im Bedarfsfalle bis auf

5 Prozentherunterzugchen .Weiterhandelt es sihh umVeranstaltungenin
den Sälen .Dawar bisher bei Tanzunterhaltungenenne Steuer von 283Prozent
vorgeschrieben ,bei Konzertendder anderen Vorführungenbeiglcichzeitiger
Verabfolgung von Speisen und Getränkon 23 Prozent .Nun haben die Saal¬
besitzer geltend gemacht ,dass ,während die Anzahl der kleinen Veran¬

staltungen cher gestiegen ist ,grosse Veranstaltungenheute in derRegel
nicht gemacht werden ,wobei unter Umständenauch die Stcuer eine Rolle
spilct ,und sie versprechen sich von einer Ermässigung der Steuer einen
stärkerenAnreizfür solcheVeranstaltungen.

Abg .Müller ( Christ .soz . )erauchtum Erlcichterun¬
genfür turnerischeVorführungenundZusammenkünftevonAugendorganisatio¬

non .
StadratDr .Danneborgbemerkt ,dassbei solchenVeranstaltungenimWegeder PauschalierungHerabsetzungenerfolgenkönnen.
DieVorlagewirdhicrauf in erster undzweiter besungunver¬

ändert zum Beschluss erhoben .- Die Verhandlung wird abgobrochen unddie
Sitzung um 19 Uhr 15 geschlossen .
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— Wien ,am21 .Dozembor .1933
NachEröffnungder Sitzung werddie WahlderVertrauensmännerin das zentrale Gomeindevormittlungsamtvorgenommen.Sodrnnorstettcthn

FortactzungderSpezialdbatte ptadtr .LinderdenBerichtüberdieVer¬T

waltu . .ruppefür Ernährungs-undWirtschaftoweuen :
Staat ,Land und Gemeinden sind durch die weiteren wesent - ¬

lichenVerminderungenderSteuereinnahmen ,dieeineFolgederindenLetz-¬ten Jahrensich immersteigerndenKrisenwaren ,sowiedurchdieStei -¬
gerungender Ausgabenauf sozialemGebieteunddurchdie Notwendigkeit,grosse

zusammenbrechendeWirtschftszentren zu stäitzen ,umKatastrophen zuver¬
meiden ,in derartige finanzielle Schwierigkeiten geraten ,dassnur
Deckungunvermeidlich gewordener Defezite zu aussererdentlichen

Massnahmengegriffenwurde.SteuernundZollerhöhungen,Drosselungdes
FersonalsundSachaufwandesmusstendurchgeführtwerden .Siehabenauch
verübergehendgewisseErleichterungengebracht,wirkenabernewerlichver-¬
heerendaufdaswirtsnhaftlicheLeben,wassichauchimkommendenJahr
durchweiterenRückgangderEinnahmenauswirkenwird .Inflolgederver-¬
ringerten Kaufkraft reduzierten sich die Umsätze,wasnaturgemässdrückend
aufdieWarenpreisewirkenmusste,sodasstroszderneuenStæuernund
sonstigenBelastungenimallgemeinenkeinenennenswertenPreissteigerungenzu verzeichnenwaren .

DasstädtscheWårtschaftsamthatauchbeiseinenEinkäufen
aufdie Weltmarktlage,diesich imI,landein gleicherWeiseauswirkte,
BedachtgenommenundnurnachMassgabedesVerbrauchesundumRahmendes
BedarfesAnschaffungenvorgenemmenundseineVerratswirtschaftaufdas
fürseinePremtlieferungennotwendigeMasseingeschränkt.DasWirtschafts-¬
amtdecktfast dengesamtenSachbedarfderstädtischenHoheitsverwaltung
mitAusnahmederBaumaterialienundeinigerSpezialartikeldertechnischen
AbteilungenunddesGesundheitsdienntes.IneinigenBelangenwiePapier,
AutobereifungundBenzin,versergtdasWirtschaftammtauchdiestädtischen
Unternehmungen .DasWirtschaftsamthatjanichtnurdieAufgabe,zentrale
Beschaffungsstellezusein ,sondernhat ,geradebeidenjetzigenVerhälcn
nissen,inerhöhtemMassedieVerpflichtung,aufeineEinschränkungdesAuf-¬wandesderDienststellenhinzuwirken.DerstärksteRückgangdesUmsatzes
erfolgte bei Textilien undLederwaren.

Wieschonerwähnt,istdiesaufverschiedeneErsparungs-¬massnahmenundaufdierückläufigenPreisezurückzuführen,
ImletztenDritteldesJahres1933zeigtsichallerdingsschoneinesteigendeTendenzderPreise .SohabensichBaumwollwarenbereits

umca4 Prozentvertdaert,Wollgewebeum10bis 15Prozent .Amstärksten/ist
diePreiserhähungbeiLederwarenn.HierzeigensichgewaltigeSteigerungen;
beiRindboxcahePrizent,beiGreupen4Prozent,beiBrandsohlen-Awern
undRahmenhälsen10bis2 .Prezent.EinegeradozuunerhörtePreissteigorung,
nämlich6ebis 7eProzent,istbeiSohlen -Averneingotreten .Diesistdarauf
zurückzuführen ,dass in der Schuhfabrikationdas geringwertigeMaterial
stärker als bisherverwendetwird .Währenddie PreisefürHaåbfabrikate
wieMeterware.undfür Lederschwankendsteigendwaron ,sinddieKonfek¬
tienslöhne seit langemkonstantgeblieben .

DerUmsatzan Autobereifungist von350 . 000Sauf
220. 000S zurückgegangen .Diesist aberhauptsächlichaufdengünstigenEinkaur



undnurzumgeringenTeilaufdieVerringerungderKilometerleistungzu¬
rückzuführen .

Verhältnismässigamwenigstenkonntgbei denLebensmittelner-¬
spart werden . BeimBrennmaterial ist der Umsatzumrund 200 . 000S .zurück - ¬
gegangen . Hierwärehervorzuheben ,dass es gelungenist ,den Verbrauchan
ausländischerSteinkohlevon . 231Waggonsumbeinaherund . 000Waggons
herunterzudrücken . DerBedarf an inländischer Kohleist dadurchum. 4h0
Waggonsgestiegen .

Das städtische Baustofflager im III,Bezirk hatte in den zehnMo¬
natendesJahres1933einenEinlaufvon660Waggonså 10TonnenPflaster-¬
und Randsteine zu verzeichnen,Diese Zahl ist gegenüberdemVorjahrenur
deshalb nicht wesentlichniedriger ,weil die Gemeindenebenihremnormalen
StrassenbauprogrammunterZuhilfenahmeeinesKrediteseinausserordentli¬
ches Strassenbauprogrammzur Durchführungbrachte,Dor Gesamtaufwandan
Steinmaterialfür daszurMilderungderArbeitslosigkeitin Wienundim
Interesseder notleidendenSteinindustrievonder GemeindeWienimHerbste
1932 begonneneund 1933 fortgesetzte ausserordentliche Strassenbauprogramm
betrug rund . 420Waggons ,für deren Erzeugungein Arbeitsaufwandvonrund
630 . 000Arbeitsstunden notwendigwaren .

DerGesamtstundenumsatzder durchdie Magistrats - Abteilung40imJahre1933beschafftenBaumaterialienweistentsprechenddergedrossel¬
ten Bautätigkeitebenfalls eine rückläufigeBewegungauf . DerUmsatzbeträgt
demGeldenach9,720. 000. ,derGewichtsmengenach360. 000Tonnen. Nacheine
Schätzung dürften die endgiltigen Jahresabschlussziffern gegenüber dem
Vorjahrum30%tiefer liegen .

Durch diese Einschränkungen sind nicht allein dieBaumaterialpro¬
duzierenden Gewerbeund Industrien des LandesWien ,sondern auch dieder
übrigenBundesländer,daderenAnteilandenUmsätzen10- 18%betrug,be-¬

troffen .
UnterdenEreignissen,dieaufdieKostenderBaumaterialienEin¬

fluss nahmen,ist vorallemeineam6 ,MärzvonderGeneraldirektionder
BundesbahnenverlautbarteTariferhöhungfür Schottersendungenzuerwähnen,
die eine Steigerungdes Preisesfür Strassenschotterum57Groschenper
Kubikmeterzur Folgehatte .

Voneinschneidender Bedeutungwar auch die am . Juli 1933in
Kraft getretene Lastkraftwagen - VerkehrsordnungderBundesregierung.

Durchdiese Verordnungwurdendie FrachtbegünstigungenderGe¬
meindefür Sand ,Ziegelundteilweise Zementbetroffen .

Der Grundbesitz der Gemeinde und der von ihr verwalteten Fonds ,

einschliesslichdesMitbesitzes ,betrugEnde1932in Wien . 308 ' 85ha ,
ausserhalb Wiens 14 . 713 ' 60ha ,wobei das öffentliche Gut nicht berücksich¬
tigt erscheint .

Soferndiestädt . GründenichtfüreigeneZweckederGemeinde
oder ihrer Unternehmungen Verwendung finden ,werden sie so verwaltet ,dass
sie den nach den jeweiligen Verhältnissen zu erzielenden bestmöglichen

Nutzenabwerfen .
Durchdie Schaffungder Stadtrandsiedlungwurdeninsgesamtmehr

als 1,200 . 000me an Erwerbslose abgegeben ,um ihnen die Möglichkeit zu bie¬

ten,sichdurchintensiveBewirtschaftungihrer Siedlerstelleneineerträg¬
liche Existenz zusichern .

DieZufuhrenamZentralviehmarktstehenheuerwieimVorjahre
ganzunterdemEinflussderdurchdasViehverkehrsgesetzgetroffenenRege-¬
lungderAuftriebedurchdieViehverkehrsstelle.
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Aufgabeder Viehverkehrsstelle ist es ,einerseits dieheimische
ProduktionvorallenanderenProvenienzenaufdemWienerMarktzufördern
undandererseitsdiezurErgänzungdesBedarfesnochnotwendigenausländi¬
schenEinfuhr- Kontingenteauf das niedrigste Ausmasszubeschränken.

Dadurchsoll der Geldmarktgeschontwerden ,es sollen aberauch
dieViehpreiseaufeinerdieLandwirtschaftbefriedigendenHöhegehaltenwerden .

DieseTaktikführtebeieinerdurchdiewirtschaftlicheNotlage
stark geminderten Kaufkraft zu einemsteten Konsumrückgang .

DerKonsumrückganghatte wiedereinenRückgangdesAuftriebes
undverhältnismässighohePreisefür österreichischesViehimGefolge,
währenddas ausländische Vieh billiger war .

Dadurch konnten die ausländischen Einsender hohe Gewinneerzie¬
len .

DasAuslandhat also ausdenMassnahmenzur Förderungderöster -¬
reichischenLandwirtschafteinenunverhältnismässiggrossenNutzengezogen.

Der Rinderauftrieb betrug in den ersten 10 MonatendesJahres
1933. . .91 . 028Stück ,wasgegenüber1932einemRückgangvon18 %entspricht .

DerRückgangbeiLebendkälbernbetrug22 %,beiWeidenerSchwei-¬nen %.
Hingegenstieg die AnlieferungveninländischenLebendschweinen

um38 . 837Stück ,das sind16 %.
DieEinfuhrausländischerFleischschweinegingjedochum

65 . 752Stückzurück ,wasgegenüberdemVorjahreine Verminderungum4 %
bedeutet .

DieVerringerungder Zufuhrenspielt nicht nur für dieApprovi¬
sionierungan undfür sich eine Rollo ,sondernwirktsich auchineiner
Minderungder Markt- ,Stall - ,Beschau- undSchlachthausgebührenaus .

DiebereitsbegonnenenbaulichenMassnahmeninderGrossmarkt¬
halle werdenvoraussichtlich im März1934 vollendet sein .

Diedadurcherzielte Vergrösserungbietet Raumfür . 100Fleisch¬
nägel .

AufdemGemüsemarktehabendie inländischenGemüsezufuhrenbis
Cktober1933um26 . 614quzugenommen.

DasichjedochdieAuslandzufuhrenimgleichenZeitraumeum
77 . 538qu verringert haben ,so ergibt sich gegenüberdemVorjahreein
Mankovon 50 . 900qu .

DieEierbeschickungist infolgeder DrosselungenbeiAuslandsen¬
dungenumfast 10 ,000 . 000Stückzurückgegangen.

DieInlandproduktionkonnteum3,700,000Stückgesteigertwerden
so dassheuerinsgesamtum6,300 . 000StückEierwenigeraufdemMarktge¬brachtwurden.

Die Lagerhäuser der Stadt Wien konnten von 1929 bis Ende1932

ihre Beschäftigungumfast 100 %steigernundhattenimJahre1932eine
Güterbewegungim Ein - und Ausgangvon fast 15 . 000Waggons .

InzwischenhatOesterreichseinenBedarfanBrot- undFutterge¬
treide immer mehr selbst zu decken versucht ,so dass die Getreideeinfuhr
stark gedrosselt wurde .

DerGüterumsatzdosJahres1933,insbesonderederGetreideverkehr,
ging infolgedessen umbeinahe 3 %zurück .

Die Kaianlage hat durch den Rückgang der Getreideeinfuhr sehr
stark anBeschäftigungverloren.
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Als erfreulich ist zu verzeichnen ,dass im laufenden Jahre die

landwirtschaftlichenGenossenschaftenbegonnenhaben ,mitdenLagerhäusern
im Getreideverkehr zuarbeiten .

Die überragende BedeutungWiensals Umschlagplatzimösterreichi¬
schenDonauverkehrist auchin der heutigenZeit der wirtschaftlichenNeu¬
ordnung geblieben ,ja es konnte seinen Anteil am Gosamtverkehr durch die

namhafteSteigerung von 18 auf 58 %nochmehren .
Es ist zu hoffen ,dass die Verhandlungenmit deninteressierten

Gruppen des In - und Auslandes ,mit den Bundesbahnenund mit denBundes¬
ministerien für Handel & Verkehr und Land - & Forstwirtschaft zu einem be¬

friedigenden Abschluss kommen ,umWiensStellung als Umschlagplatznoch
mehr zu festigen .( Lebhafter Beifall bei derMehrheit ) .

GR. Hukakonstatiert zunächst mit Genugtuung ,dass siehdie
Gemeindeverwältungin demBetrieb Lagerhäuserden heutigenVerhälfnissen

- angepassthat .Kadlichwurdeder Personalstandreduziert undhoffentlich
wird sich anch das Defizit dadikal vermindern .Der Redner bedauert ,dass
die Investitionen für die Grossmarkthalle wesentlich eingeschränkt wurden ,
dass die Vorarbeitenfür die durchgeführtenInvestitionen sehrmangelhaft
waren ,so dass die eine Ladestrasse dem Verkehr nicht übergeben werden kann ,
die andere überhaupt nicht gebaut wird . Erstellt sodann eine Reihevon
Anträgen .Die bestehende Gebührenvorschrift für die Grossmarkthalle soll
ehebaldingsteinerNovellierungzugeführtwerden .JedeBevorzugungder
Konzernunternehmungender Gemeindege genüberanderen Gewerbetreibendenlaben
in Hinkunftzu unterbleiben .DerMietvertragmitdemZentralverbbandder
Lebensmittel-undGenussmittelabbeiterbetreffenddieGehilfengardarabe
inder Grossmarkthalle ist ehestens zu kündigen .Die Pra xis bei derErteilung
derArbeitsbewilligungen(Lizenzen)aufdenöffentlichenMärktenhat nurim
SinnderKudnmachungvomJahre1909zuerfolgenund/darfnichtdurcheine
schikanöseAuslegungdieserKundmachungdie AufnahmevonArbeitskräftennahe-¬
zuunmöglichgenachtwerden.Schliesslichbeantragter ,dassdie14amZen-¬
tralvehmarktneuaufgestelltenautomatischenPräzisionswaagenwegenihrer
absoluten Antauglichkeit entfernt und durch .einwandfreie Wæggenersetzt wer - ¬

den . WieuntauglichdieseWaagensind,solldircheinigeBeispielgezeigt
werden .Dawurdebei einemSchweinzuerst ein Gewidkhvon59 kgkonstatiert ,
dannauf einer Kontrollwaageein Gewiihhvon87 kg .Bei einerWaageprobe
wurdederOberaufseherdrMarkthallegewogenundbeiihmzuersteinGewicht
von99 ,dannvon62 ,dannvon67kgkonstatiert(Heiterkeit . d .Chr. soz. ).
DerRednerersucht ,sineAnträgeanzunehmen.( Beifall. . Chr. soz. )
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GRSchlösinger( Chr .soz . ) stellt einleitend den Antrag ,alle Ah¬gelegenheiten ,
t . . ( diedas Schulwesenbetreffen in einemeigenenRefereat

" Schulwesen "zusammenzufassen .Bei Besprechung der Einnahmensentever¬
weist die Rednerin auf die Feststellung des Rechnungshofes ,dass sich im

Jahre1932ein Minusvon . 760Schillingfür Mieteundvon26 . 230S
fürdieBenützungvonSchulräumenergebenhat .Unterdenschuldnerischen
Vereinen warø der Verein Freie Schule - Kinderfreunde ,die jüdisch - sozia¬
listischeArbeiterjugendundderTurnvereinMakkabi.SiewünschtAuf¬
klärungübereinenErlassdesStadtschulratesvom9 .Oktober . . ,worin
streng eingeschärftwird ,dass Auskünfteüber Vereinean denSchulenauch
an amtlichePersonenverbotensind ,wennder Stadtschulratoder derMg- ¬
gistrat dazu nicht eigens legitimiert hat .Zubemängelnist auchdie
Vermietung des Turnsaales der aufgelösten Volksschule in der Grünentor¬
gassean denVereinder FreienReligiösen ,denErsatzvereindesaufge¬
lösten Freidenkerbundes .DieserVereinwollte an einemSonntageineWeihe¬
stundeabhaltenundzur-VorhereitungwurdeeingrossesobszönesBildim
furnsaalaufgestellt .Esist zuderWeihestundenichtgekommen,dennder
Raumwurdepolizeilich versperrt undversiegelt .

Die Rednerinbeantragt ,für die Anbringungder Kreuzbilderin
allen KlassenderstädtischenSchulenvorzusorgen ,dieunentgeltliche
AusgabevonLernmittel ,auf die Eindermittelloserundminderbemittelter
Eltern zu beschränken ,das Recht der Lehrerkonferenz auf Mitberatungbei
EinführungneuerBücherwiederherzustellenundalle Bücher ,dienicht
dieministerielleGenehmigunghaben,auszuscheiden.(Beifallbeiden

Christ . soz . )
Str .Linderbemerktin seinemSchlusswørt,er werdeveran¬

lassen ,dass die Anträge ,die auf denStadtschulrat Bezughaben ,diesem
überwiesen werden .JedemWunachnach Zuweisungvon Christusbildern werde ,
soweit der Vorrat reicht ,entsprochen .Zur Frage der :2 :
AusgabevonLernmittelnkönneer sich ,wasdiepädagogischeSeitebetrifft ,
nichtäussern .VomvolskwirtschaftlichenStandpunkt,ausmussaberdaraufctun ch
verwiesen werden ,dass die Wiener Bevölkerung ,dass die Gemeindedie Schul¬
bücherausgibt ,einziehtundwiederverwendet ,nurmit270 . 000Schilling
imJahr belastet wird ,währenddie Belastungsonst 34 MillionenSchill .
betragenwürde .Aufdie BemängelungendesGRHukabezüglichderautoma¬
tischen Präsesionswaagen erwiedert der Referent ,das Landwirtschafts¬

ministeriumhabeimInteressederEinsenderdie ,AufstellungautomatischereWaagengewünscht ,aebei den Viehsendungen gewichtaverluste konstatiert
wurden .Es ist richtig ,dass es bei einzelnen WaagenDifferenzengege¬
benhat ,richtig Kstaberauch ,dassdie betreffendenWaagensofortausser
Betrieb gesetzt wurden .DerKonfliktscheint sich darauf zubeziehen ,
dass die Waagezu genauwiegt .

Bei der Abstimmungwird der Antrag Schlösinger betreffend die
Zusammenfassungaller Schulfragenin einemeigenen Referatabgelehnt .

Die Ansätze der Verwaltungsgruppe 6 werdenangenommen.
Die AnträgeSchlösinger betreffend die Lehr - undLesebücher ,be¬

treffend die Mitberatung der Lehrerschaft bei Einführung neuerBücher
werdendemStadtschulratübermittelt ,derAntragaufAnbringungvon
Kreuzbildern wird der geschäftsordnungsmäs sigen Behandlungzugewiesen ,.Srid m
der Antragbetreffenddie unentgeltlicheAbgabevonLernmittelwird

abgelehnt .
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Die Verhandlungen die Verwaltungsgruppe für allgemeine Ver¬
waltungsangelegenheitenleitet amtsführenderStadtratRichtermitfolgendenBericht ein :

In der VerwaltungsgruppeVII zeigt sich nach demVoranschlags¬
entwurfderselteneFall ,dasseineNettoeinnahmevon886. 000S ,aufscheint.Das ist nur möglich ,weil diese Verwaltungsgruppe weniger Material - als
Menschenaufwandhat unddie Personalkostenin der VerwaltungsgruppeIunter¬
gebrachtsind . Diegrösste Ausgabein dieser Gruppesind dieSachausgaben
der Feuerwehr mit 719 . 800S .Für den Betrieb und die Erhaltung desFahrparkes
sind 277 . 000. ,für die Ausrüstungserhaltung205 . 000S .undfür dieErhal¬
tung der Fernsprech- undMeldeeinrichtungen96,000S .vorgesehen ,FürInve- ¬
stitionen ,vorallemfür die EinrichtungdesGrosschaumlöschverfahrens,sind
120 . 000S .vorgesehen . DieGesamtkostendes Feuerlöschwesensbetragen
6,668 . 000S .

DasSicherheitswesenerfordertAusgabenimBetragevon132. 000S,
Für die Baupolizei und die Verkehrsangelegenheitenwerden72 . 500S ,ausge - ¬
geben .Fürdie Gemeindewachesind nurdie SachkostenimBetragevon8,400S .
in der GruppeVII eingestellt . DieVeröffentlichungender GemeindeWienerfor¬

dern einen Sachaufwandvon69 . 880S .Für die Bürger- ,Geschworenen-und
Schöffenlistensind180. 000S .eingestellt ,FürdieFörderungderGegenwarts-¬
kunstsind30,000 . ,fürdieFörderungvonTheater- undMusikaufführungen
für ArbeiterundAngestellte15 . 000S .vorgesehen .Fürdie Museenunddie
Bibliothekder Stadt Wien,einschliesslichder Volksbüchereiin derVilla
Wertheimstein ,sind 55 . 200S .präliminiert ,DieverschiedenenAusgabender
Gemeinde,wieGewerbeförderungsinstitutderStadtWien ,Ehrengaben,Kranz-¬
spenden . . w.sind mit 100,000 S ,veranschlagt .

Wennsich auchdie private BautätigkeitimJahre 1934erfahrungs¬
gemässnurinbescheidenenGrenzenbewegenwird,soergibtsichdochvielfach
die Notwendigkeitzu kleinerenAenderungendesBebauungsplanes ,hauptsächlich
durchdieSchaffungundAenderungvonKleingartengebietenamStadtrand . Aus¬
serdemist beabsichtigt ,die bereitsgenehmigtenFlächenwidmungs- undBebau¬
ungspläneimGeländezuversteinen .Ebensoist die VermarkungundVersteinung
der Gemeindegrenze ,hauptsächlichamlinken Donauufer ,geplant .

AusSicherheitsrücksichtenmussimkommendenJahremitderUeber¬
prüfungder BenzinlagerungenundBenzinabscheiderin den mehrals 1000Gara¬
genWien ' sbegonnenwerden ,da sich gezeigt hat ,dass diese Anlagenhäufig
nicht so instand gehalten werden ,wie es die Sicherheit erfordert .

Auchdas Verkehrswesenerfordert erhöhteAufmerksamkeit ,wennes
auchnicht möglichist soviel an Geldmittelnzur Verfügungzustellen,als
wünschenswertwäre .AufmerksamkeitundUmsichtmüssendieSicherheitdesVer¬kehresgewährleisten.

DieForderungnachMinderungdesVerkehrslärmeswirddurchUeber¬
wachungder Fahrzeugeund ständige Beeinflussung ihrer Erfüllung näherge¬
bracht . Somüssendenntrotz aller Sparsamkeitalle Notwendigkeitenerfüllt
werdenundich bitte ,denAnsätzender VerwaltungsgruppeVIIIhreZustimmung
zu erteilen .( LebhafterBeifall ) ,
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GR. Dr .Wernisch ( chr . soz . )regt an ,die Kosten desSchaum¬
löschverfahrens der Feuerwehr mit Hilfe von Beiträgen der Versicherungsge - ¬
sellschaft zu decken .Er befasst sich sodann ausführlich mit der Gemeinde - ¬

wacheunderwähnt ,dasssie nanhimmerdiestattlicheZahlvon208Mann
umfasse ,wobei der einzelne Gemeindewachmanneinen Nettobezugvon
295SimMonathabe .DabeilägstdieAuswyhldesPersnalsehrzuwünschen
übrig .Wennmanschon Gemeindewachleuteeinstellt ,sollten eswenigstens
Wienersein .DawurdeabereingeborenerWr .NeustädteralsGemeindewach
mannaufgenommen( HörtHört . . Chr. soz . )Manmussfragen ,washeutenochAe

der Zweckder Gemeindewachsein soll .Soll' eine Leibgarde
oder eine Truppegegendie staatliche Autorität sein .DieVerhältnisse

habensich seit demMärzso entwickelt ,dass Sie jeden Gedankendaman
aufgebensollten .DerRednerbemängeltsodann ,dassfür dieKunstnur
derBettelbetragvon15. 000Sausgegebenwerde,beklagtsichüberdieman-¬
gelndeFörderungdesGewerbesundüberdie PraxisderHeimatrechtserteilun¬
gen .Er habe als Schöggebei einer VerKandlungselbst konstatieren können ,
dasszweiOstjudenimJahre1919und1920heimatszuständigerklärtwurden,
Juden ,die vomGerichtals Gewohnheitsdiebeverurteilt wurden .DieZuer-¬
kennungdesHeimatsrechtesundderGewerbeberechtigungseit demJahre1920
müssteüberprüftwerden.Ererklärt ,dassseineParteigegendasBudget
stimmenwerde( Lebh .Beifallb .d .Chr. soz. )

GR .Dr .Kotzaurekkritisiert die PraxisderStrassenbenennun¬
gen .HierwyüsskengewisseGrundsätzeherrschenundinsbesonderemüsstedie
PokalgeschichteeineRollespielen .MankannsichbeidenStrassenbenennun¬
gen gewissnicht lediglich aufs Inland beschränkenundes gibt auchAus¬
länder ,diesichumdieStadtVordierste erworbenhaben.AberdawerdenStras-¬sonnachLeutenbenannt ,die in der GeschichteWiensüberhauptkeineRolle
spielen .wurdenimlotzten Jahre StrassennachTschachoffDiderot
SpinozaundGreulichundsw. benannt.UeberdieseberühmtenMännorsoll
nichtsgesagtwerden,abersie habensichumdie StadtWienkeinorleiVor¬
diensteerwårben.Dagegenist esdenSogialdemokratennochnichteingefallen
StwassenotwanachPaterAbel,nachdemKardinalPifflodernachdomgrossen
StaatsmannSeipolzubenennen.Eshandeltsichdabeidurchausnichtumnobon¬
sächlicheDingo ,dagoradederleiaufdasVolksehrwirkt .( Beifallbd .Chr .soz . )

St. . Richterweistin seinemSchlusswortdaraufhin ,dass
dieBozahlungderGemeindowachemitS295proKopfnichtals zuhochbo-¬
zeichnetwordendürfe ,dadieseLeuteeinenlängereDienstleistunghabenals
diegowöhnliche,dieauchvergütetwerdenmuss .Unbegreiflichistes,dass
oinGemeinderatdie GemeindewachealsmLeibgardebezeichnenkann .Esist
einesGemeindenatesnichtwürdig,imGemeinderatsichsolcherArgumontezu
bodienen( Lebh .Beifall . d .Mehrheit) .WasdieGrundförderungbotrffft ,so
wäreos sehrwünschenswert,wennandereKörperschaftenfür die Kunstso
viel tätenwiedieGemeinde.WasdieKritikandenHoimatrechtszuerkennungen
betrifft,soist esdurchauskeineSchando,wenn/einemMonschen,dor20
Jahrein Wien,lobt,dasBürgerrechtzuerkanntwird ,auchdann ,wennseine

WiegenichtanderDonaugestandenist . WennmandieGeburtsschoinoderOppo¬
sitionüberprüfenwürde,würdemanwahrschoinlichauchdaraufkommen,dass
manchevonihnen nicht in Wiengeboren ,aber in der Zeit ,da sie hiergelebt
haben ,zuvollwertigenWionerngowordensind .WasdieStrassonbenennungenmct

botrifft ,soist / 1keingrossofOesterreichervonunsübergegangenwordon.
AuchhinsichtlichSoipelsbestehenhierbereitsgowissoPläne. St.R .Richter
ersuchtschliesslichdenVoranschlagsoinerGruppezugenohmigen.(Beifall. d .Mehrheit ) .DieAnsätzeder GruppeVII werdengenob
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Damitist dieSpezialdebatteüberdieeinzenenerwaltungegruppen1—baendat ac PräsaionwgenZuKapitel „BilanzenundBedeckung "bemerkt .S7TRDr .Dannebengt
dass das ,waszu diesemKapitel zu sagen ist ,schonin derGeneralde¬
batte gesagtwurde ;er bittet daherumAnnahmeder AnträgedesMagi¬

strates .
GRDr .Zörnlaiberklärt ,die Oppositionkönnedie Bittedes

Referentennicht erfüllen ,weilauchimZugedieser Beratungkeinem
Ihrer Anträge stattgegeben ,keiner ihrer Anregungen undBemängelungen

Rechnunggetragenundinsbesondereauchdie Bemängelungenbezüglichdes
oe e

Steuerwesensauchheuer nicht berücksichtigt wurden .vomReferenten
in einer früheren Debatte erwähnteAufnahmevonHypothkhrdarlehenta set ig iet tt

: :is eine Eigentümerhypothek ,daher etwas ganzanderes
als die vom StR Runschak angeregten Hypthekardarlehen .

STRDr .Danneberg erklärt in seinem Schlusawort ,dass für die
Gebarungder GemeindeWiendiese HypothekengenausolcheHypothekensind
wieandereunddie Bundeswohnbauförderungwarnur der äusserlicheAnlass ,
umdiese Hypothekenaufzunehmen .

BeiderAbstimmungwerdendieAnträgedesMagistratesange¬
nommen .

Damitist derVoranschlagfür1931beschlossen.
Es wird in die Beratung des Wirtschaftsplans der stätischen Unter¬

nehmungeneingegangen .Für denerkranktenVizebürgermeisterEmmerling
erstattet STR .Dr .Danneberg den Bericht über die Wirtschaftspläne der
städt ,Unternehmungen .Trotz der Sparmassnahmenpräliminieren dieGas¬
werkefür das Jahr 1934Investitionen imBetragevon . 4MillionenS .
Bei den Elektrizitätswerken sind trotz der Strompreiserhöhung die Ein¬
nahmennur wenig höher angesetzt als heuer .AuchdieElektrizitäts¬
werke müssen trotz aller Sparmassnahmen für das nächste Jahr mit nam¬

haften Investitionen rechnen ,die mit . 2Mill .Schilling eingestellt sind .
ZudenSparmassnahmen ,die imBereichderEeltrizitätswerkevorzunehmen
sind ,gehören auch die Veränderungen ,die durch die stetig steigende
Benützungdes Wasserkraftstromeshervorgerufenwordensind .DieElek¬
trizitätswerke hatten vor demJahre 192 )nur eine ganz geringfügigeVer¬
wendungvonWasserkräften .Seither habendie Wasserkräteeinenstets
grösserenAnteil an der Aufbringungdes elktrischen Stromesgenommen.Das
hat dazugeführt ,dass in der Organisationder Elektrizität swerkestarke
Veränderungen vorgnommen werden mussten .Im Jahre 1912 war das Braun¬
kohlenvorkommenan der niederösterreichisch - burgenländischenLrenzevon
der GemeindeWienerworbenunddie BraunkohlengewerkschaftZillingdorf
gegründet waden .1913 wurde mit dem Bau des Kraftwerkes in Ebenfurth be¬

gonnen ,das imJahre 1916eröffnet wurde .DerBergbauhat durchdenKrieg
und unmittelbar nach demFrieg sehr gelitten ,er hat aber gerade inder
Zeit nachdemBrieggute Dienstegeleistet .Seither habensich dieVer¬
hältnisse insbesondere durch den Ausbauder Wasserkäfte sehrgeändert
undheutestehenwirsoweit ,dassimJahre1933der AnteildesWasser¬
kraftstromesanderStrombedarfdekeungderWr .Elektrizitätswerkeschon
auf 71 Prozent des ganzen Strombedarfes gestiegen ist ;dagegenist die
Verwendungder ausländischenKohlevon63 . 5Prozent im Jahre 1921auf

. 5Prozent im heurigen Jahre gefallen .Nunist es aber soweit ,dassauch
dde Ueberlandkraftwerke in Eebenfurth überflüssig geworden sind ,undso
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dauerlich es ist ,muss dieses Werkaus Ersparungsgründenaufgelassen
rden .Es wirdals Schalt - undTransformatorenstation ,abernatürlich
t einemerheblichgeringerenArbeiterstandweiterverwendetwerden.
Ibstverständlich wird alles getan ,umden Abbaumöglichsterträglich
machen .Arbeiter mit einer Dienstzeit von weniger als fünfJahren
rden ihre Pensionsbeiträge von . 000bis . 200Schilling zurückbe¬
mmen ,Arbeiter mit 5 bis 9 Dienstjahren werdenAbfertigungenvon
50 bis . 600Schilling pro Kopf erhalten ,während die Arbeiter mit
ndestens 10 Dienstjahrenunddie anderenbis zu 22 Dienstjahrenmit
zügenvonmonatlich100bis 200Schilling in denRuhestandversetzt
rden .Selbstverständlich ist in diesem Zusammenhangauch die Still¬
gungdes TagbauesvonPöttschingnotwendig .

Bei den Strassenbahnen ist so wie in den anderen grossen Städten
de oed uahg deropasauchweiterhinmiteinemRückgangzurechnen .Exwirdauf

Mill .Passagieregeschätzt .UngeachtetderTarifmassnahmenschätzen
eStrassenbahnendie Einnahmenfür das nächsteJahr geringerein .Re F .

die für das Jahr 1933zu erwartensind .



FRATHAUSKORRLSPONDENZ
%

Herausgeber und verantw .Redakteur :
14FRANZXAVERPRIEONICH

Wien ,am .

St .R .DannebergmachtsodannMitteilungenüberdieAus-¬
wirkungderletztenTarifregulierungbei denStrassenbahnen.Esistheute
nicht möglich ,ein endgültigesUrteil über die letzten Tarifmassnahmenab¬
zugebeh ,da nur das Ergebnis der ersten Hälfte des Monates Dezembervor - ¬
liegt undmanauchda vielfachauf Schätzungenangewiesenist . Wennman

r die MonateOktoberund Novembermit den gleichen MonatendesVorjah- ¬
res vergleicht,müsstesichfür Dezemberein Rückgangvon ' 54Prozent
beiderStrassenbahnergeben .DerRückganghataberin dererstenDezem¬
berhälfte nicht einmalganz 6 Prozent betragen,sodass hier eineDifferenz
von ' 61Prozentsichergibt .In Fahrgästeumgerochnetbedeutetdas ,dass
fürdiesenhalbenMonateineVermehrungderFahrgästeum372. 000eingetretanist . Mankönntealso allenfalls annehmen,dassder 20GroschentarifdieseVer-¬
mehrungin denTagengebrachthat .Dicse372 . 000Passagierebedeuten
beim20GroschenfahrscheineineMehreinnahmevonS74. 4o0.Nunsindaller¬
dingsimGanzennicht372. 000,sonderm1,297. 00020Groschenfahrscheineaus¬
gegebanworden ,sodassman ,wenndieseganzenSchätzungenrichtigsind ,
annehmenmüsste ,dass925. 000FahrgästevondernormalenFahrkarteaufdenZogroschentarifübergegangensind .Daszeigt ,dass ,wennmannichtdurcheine
ErhöhungdesPreisesdernormalenFahrkarteVorsorgegetroffonhätte ,das
ganzeExperimentmitden2oGroschenfahrscheinenvermutlichzu einersehr ,
grossenMinderungder Einnahmender Strassenbahnengeführthätte .Ueber
dieDurfhführungdes20GroschentarifswurdeeineganzeReihevonBeschwerdor
erhoben.DioDirektionderStrassenbahnenist sichbowusst,dassderTarif
Mängelaufweist ,die zumgrossenToilwerdenbeseitigtwerdenkönnen ,wenn
ErfahrungenvorliegenundwwnnimAufbaudosTarifwesensweitergehenwißd.
FürdieBoförderungvonGepöckundHundenwurdeindererstenHälfteDe-¬
zombebrund80. 000FahrscheineausgegebenundinsbesonderederGepäcks-¬
tarfhatsichguteingeführt.Auchdie64GroschenTour-undrotourkartenfürdenSonntaghabensichbewährt.AndenSonntagenimDezembersind
schonbisher34ProzentallerFahrscheine64Groschenfahrscheinegowesen.
DieStrassenbahrechnetdamit,dasssichdieseEinrichtungeinlebenwird
unddassmandanndieFragewirdprüfenkönnen,obnichtauchanSonntagenderKurzstreckentarifinGoltungwirdgesetztwerdenkönnen.DieStrassenbahn
beschäftigtsichauchsehreingehendmitdemSystemdesloGroschentarifs .
WahrscheinlichwirddasBudapesterBeispielaufdieWienerVerhältnisse
nichtsoohneweiteresübertragenwerdenkönnnn.SobalddieVorbereitungs -¬
arbeitenabgeschlossenseinwerden,wirdvorerstaufeinigenVersuchslinien
einSystemfürdasEinkassierenbeiderEinführungdesloGroschentarifserprobt worden .

WasdasstädtischeBrauhausbetrifft,soreohneteswieauch
andereBräuhäusermiteinemausserordentlichenRückgang.DerRückganganBier-¬
stouerboträgtheimstädtischenBraubausallein272Millionon.Nichtsdesto-¬
wenigerhofftauchdasBrauhausnocheinenGebarungsüberschussvon50.000
Serzielenzukönnen.SchliesslichersuchtSt .R.Dr.DannebergdieBilanzen
derstädtischenUnternohmungenzugenehmigen(Beifallb .d .Mehrheit).
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GR .Prinke ( chr . soz . ) hatden Antrag eingebracht ,diePreis¬
ermässigungfür Schüleran Sonn -undFeiertagenbis 12 Uhrmittagsgekten
zulassen .

GR.Uobelhör( chr,soz. )führtaus ,dassvonden3Monopolunter-¬
nohmungenderGemeinde,Gaswerk.. WerkundStrassenbahn,die Gaswerkeund

. Werkezusammeneinen Heingewinnvon17 MillionenSpräliminieren .
Das ist nur möglichgeworden ,aweil die Tarife der beidenUnternehmungen
entsprechend verteuert wurden .Die Strassenbahn ist das Sorgenkind der

Gemeinde ;seine Tarifpolitik ist eine ganzverfehlte .Bei der Einführungdes
2oGroschentarifeswurdeeineZoneneinteilunggemacht ,die ganzunverständlich
ist . Eswäredringendst notwendig ,eine vernünftige Zoneneinteilungzu
treffen ,die auf die lokalenVerhältnisseRücksichtnimmt .DerRednerver¬
langt Aufklärung über die Leistungsfähigkeit des . Werkes ,insbesondere
hinsichtlich des Wasserkraftstromes ,und über das Verhältnis desGas¬
werkes zum . Werk .Es wäre auch sehr wünschenswert ,durch den Ausbau der Was - ¬

serkräfte und durch Verbilligung der Strompreise insbesondere dieVerwendung
des Kraftstromeszu fördern .Sie habenbis vor kurzemgetadelt ,dassdie
frühereVerwaltungausdenstädtischenUnternehmungenGewinnegezogenhabe.
JetztabermachenSiegenaudasGleiche .Wirsindselbstverständlichnicht
in derLagedieWirtschaftsplänederstädtischenUnternehmungenzugenehmige( Beifall ! )

GR. Stöger( chr . soz . )beschäftigt sich zunächstmitdem
städt .Brauhausundbemerkt,mansollteessichin einerZeit ,in derdie
Zahlder Patientenauf demSteinhofso ausserordentlichsteigt ,sehrwohl
überlegen,dieWirtschaftdesBrauhausessosehrindieHöhezuschrauben
undalles daraufanzülegen ,durchdasBrauhausdenWirtensolcheKonkur¬
renzzumachen.AuchdieLeichenbestattungist nichtzudemZweckgegründet
worden ,umeine Monopolstellungzu geniessen .Sie sollte nachLuegers
PlandinPreisregulatorseinundeineUnternehmungdiedieGratisbestattun¬
gendurchführt .Heutemachtsie durchdie eingeneTischlereiwerkstätte
demGewerbedie grösste Konkurrenz .Er erklärt ,dass seine Partei gegen
dieWirtschaftsplänederstädt .Unternehmungenstimmenwerde( Lebh .Beifall ).

NachdemSchlusswortdesReferentenwerdendieWirtschafts-¬
pläneder städtischenUnternehmungengenehmigt ,der AntragPrinkewird
geschäftsordnungsmässigen Behandlungzugewiesen .

Vorsitzender Weigl spricht im Auftrage desBürger¬
meister Seitz ,der durch die Teilnahme an einer Weihnachtsfeier in Lainz
verhindertist ,demamtsführendenStadtrat Dr .Danneberg ,der dasBudget
ausgearbeitet und vertreten hat ,sowie allen seinen Mitarbeitern ,ferner
denStenographen,derRathauskorrespondenzunddenVertreternderPresse
den besten Dankaus .Er wünschtden Mitgliederndes Gemeindenntesgute
Weihnachtenundein glücklicheresNeuesJahr underklärtschliesslich ,
er glaube ,dass alle Mitgliederdes Gemeinderatesmit ihmeinverstanden
sind ,wenner denWunschausspricht ,dass die gesamteBevölkerungvon
WienimJahre1934ein besseres ,ein gllücklicheresJahrerlebe ,alses
dasJahr 1933war .( LebhafterBeifall )

DieSitzungwirdhieraufum20Uhr15geschlossen.



RATHAUSKORR
Herausgeber und verantw .Redakteur : 376
FRANZXAVERFRIEDRICHWien ,am22. . Dezamhar.1933.

DerWetterumsturzunddie städtischeStrassenreinigung.
Im Laufe des gestrigen Nachmittagstrat einevollständige

Aenderungder Wetterlageein .Nachdemin denspätenAbendstundenungefähr
drei ZentimeterSchneegefallen waren ,gingder Niederschlagin der Nachtin
Regenüber .DergesamteNiederschlagbetrug in den Morgenstundendiefür
die kurze Niederschlagsdauer verhältnismässig hohe Menge von zehn Milli¬

meterRegenhöhe .Dadie städtische Strassenreinigungbeabsichtigthatte ,
die Schneesäuberungsarbeitenamheutigen Tage festzusetzen ,warschon
gestern für heute früh eine Aufnahmevon2000Schneearbeiternvorgesehen .
Alle Schneearbeiter ,die sich gemeldethatten ,wurdenheutefrüh inDienst
gestellt .Alle Schneearbeiter und das gesamteständigeStrassentdinigungs¬
personal ,das ungefähr 1000Mannbeträgt,sind nun damit beschäftigt ,dieWas¬
serlaufgitter freizuhalten ,damit die BildungvonPfützen in denRinnsalen
möglichst hintangehalten werde .Der gesamtemaschinelleStrassenreinigungs -¬
park dr städtischen Strassenpflege wurde bereits umvier Uhr morgensin
denDienstgestellt,umimLaufedesTagesdie Fahrbahnenzu reinigen .Der
Schneebreihat die WeichenderStrassenbahngleiseanvielenStellenvers
stopft .DadurchsindBehinderungendesVorkehresentstanden,diesichbeson-¬
dersindenerstenMorgenstundeninunangenehmerWeisebemerkbarmachten.
Selbstverständlichwirdauchdie Schneeabfuhrweiterfortgesetzt .

DieAbfuhreinesKubikmetersSchneekostetalleinrund1Schilling.DainfolgedergrossenSchneefällederstädtischeStrassenrei¬
nigungsbetrieb und die städtischen Strassenbahnen ,umden Verkehraufrecht
erhaltenzu können ,umfassendeSicherungsmassnahmendurchführenmussten,
ist derfürdieSchneesäuberungimBudget1933vorgeschengoweseneKredit
Fereits erschöpft . Esmusstebereits ein grössererZuschusskreditinAn¬
spruchgenommenwerden,umdenstädtischenStrassenreinigungsdienstindie
Lagezuversetzen ,die notwendigenSchneesäuberungsarbeitenweiterdurch¬
führenzukönnen .Bisheutehat die GemeindeWienimDezembermehralseine
halbeMillionSchillingfürSchneosäuberungsarbeitenausgegeben,wassie
beideräusserstschwierigenFinanzlagesohrharttrifft .
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Rauchsortenspendefür das städtische Obdachlosenheim.
Die Generaldirektion der österreichischen Tabakregie

hat demObdachlosenheimder GemeindeWien20 . 000Perusa Zigaretten und300
PäckchenPfeifentabak gespendet .Diese Spendewird am24 .Dezembermit
den von der GemeindeWiengewidmeten Lebensmittelzubussen denInsassen
des Obdachlosenheimesausgefolgtwerden.

DieEinhebungder BundessteuerninWien.
Anerkennungdes Stadtsenates für die Beamtendesstädtischen

Steuerdienstes .
Der Stadtsenat hat demRechnungsamtsdirektor Josef

Knobloch,demVorstanddesSteuerdiemstes,DirektionsratJosefNovotny,
dessenStellvertreter ,DirektionsratGustavRössier ,undallenübrigen
leitendenundzugeteiltenBeamtendesSteuerdienstesfür ihreausgezeich¬
nete Dienstleistung anlässlich dr Uebergabe der Bundessteuer - Einhebung
an denBunddie Anerkennungausgesprochen.

StädtischeEhrengabenfürHebammen.
DerGemeinderatder Stadt Wienhat kürzlichbeschlossen,

acht Hebammenanlässlich ihrer mindestens vierzigjährigen Berufstätigkeit
Ehrengabenvonje einhundertSchilling zu widmen .Es sind dies dieFrauen
Katharina Chwatal,MarieSommerauer ,Eleonore Libal ,Karoline Ragas ,Rosalie
Gaupmann ,FranziskaBaburek ,BerthaMunkundTheresiaPils .

In Vetretung des Bürgermeisters überreichte heute amts¬
führender Stadtrat Honay im Gemeinderatssitzungssaal den acht Hebammen
die Ehrengaben .In einer herzlichenAnsprachewürdigteer die Bedeutungdes
Hebammenberufesund dankte den acht Frauen im Namender Stadt Wienfür
ihr jahrzehntelangeserspriessliches WirkenimDienstean derMenschheit.

AusgestaltungdesstädtischenSanitsbetriebes.
Der städtische Sanitätsbetrieb besitzt derzeit 1hFahrzeuge

und zwar 29 Krankentransportwagen,7 Desinfektionswagen ,6 Leichenwagen und

2 Hilfswagen .EinTeil dieser Fahrzeugeentapricht nicht mehrvollkommen
den modernen Anforderungen .Es sollen daher diese alten Fahrzeuge schrit “ ¬
weise ausgewechselt werden .In seiner letzten Sitzung hat darumderGemein¬
deratsauszhuss für technische Angelegenheiten den Beschluss gefasst ,zwei
neueKrankentransportwagenfür den städtischen Sanitätsbetriebanzukaufen .
Die hiefür erforderlichen Kosten betragen etwa 29 . 000Schilling .

NeuwahldesBezirksvorstehers-StellvertretersaufderLandstrasse .12
Die Bezirksvertretung Landstrasse hatte wie vier andere

Bezirksvertretungeneinen nationalsozialistischen Bezirksvorsteher -Stell¬
vertreter .Auf Grund des Wiener Verfassungs - Gesetzes ,das die nationalsozia¬
- listischen Mandatefür nichtig erklärt ,ist diese Stelle freigeworden .
In der heutigen Sitzung der Bezirksvertretungwurdederchristlichsoziale
Bezirksrat Viktor KainzmayerzumBezirksvorsteher -Stellvertretergewählt .
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SchweizerFrankenanleihe1902/1931undWienerFundinganleihe1923.
Wieder "Rathauskorrespondenz"mitgeteiltwird ,werdendieam2 .Jänner1934abreifendenKuponsder zwei - bisvierprozentigenSchweizer

Frankenanleihe der Stadt Wienv .J .1902/1931zumKurs desPeivatclearings
des SchweizerFrankensunddie amgleichenTagefälligen Kuponsdervier¬
prozentigenWienerFundinganleihev .J .1923zumKursdesPrivatclearingsdes
französischenFrancsvom30. Dezember1933bei denSchalternderZentralEu¬
ropäischenLänderbank-NiederlassungWien - undderenFilialen inOesterreich
zur Einlösunggebracht .

. - . - - - . - . - . - - . - .
BegebungvonSchatzscheinender GemeindeWien.
EineWienerTageszeitungmeldetheute ,dass die Gemeindeinder

ersten Jännethälfte Schatzscheine begebenwerde,umdemBunddieForderung
aufZahlungvon36MillionenSchillingfür dasJahr1933zubegleichen,da
sich der Bunddurch Zurückhaltung der Abgabenertragsanteile der Gemeindebis¬
her nur teilweise bezahlt machenkonnte .Hiezuerfährt die"Rathauskorrespon¬
denz " ,dassvonderartigenPlänenimRathausnichtsbekanntist .

AutobusverkehramGoldenenSonntagin der InnerenStadt .
AmGoldenenSonntagwirdaufdeninnerstädtischenLinienI ,

II undIII in derZeitvon8 Uhr30bis 19UhreinAutobusverkehrgeführt.

DieWienerHauptverkehrsstrassendurchgereinigt.
Mehrals . 000Arbeiter mit der Strassenreinigungbeschäftigt .

Die intensive Strassenreinigung ,über die schongesternbe¬
richtet wordenist ,wurdeseit demWetterumsturzununterbrochenfortgesetzt .
DieZahlderStrassenreinigungsmannschaftenwurdeimLaufdesFreitagNach¬
mittagsumeinigeHunderte ,in denFrühstundendesheutigenTagesumeinige
Tausendevermehrt.DergesamtemaschinelleWagenpark,dergesternkurznach
BeginnderWetterkatastropheeingesetztwordenist ,standdurchvollevier¬
zehnStundenununterbrochenin Verwendung.InfolgedesstarkenVerkehrsin
einigenHauptverkehrsstrassen,der trotz demWetterumsturzdankderumfassen¬
denSicherungsmassnahmenaufrecht erhalten werdenkonnte,musstendiese
Strassenvier - bisfünfmalmitdenKehrzügenbefahrenwerden .Eskannheute
festgestelltwerden ,dassdieWienerHauptverkehrsstrassenbereitsallen
Anforderungen,soweitdiesüberhauptmöglichist ,entsprechen.DieSchneeabfuhr,
mit der sofort nach dem ersten Schneefall begonnen worden ist,wird neben
den Strassenreinigungsarbeiten auch weiterhin fortgesetzt .

Wieschongestern mitgeteilt wordenist ,sind derGemeinde
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Wiendurchdie infolge des WettersturzesnotwendiggewordenenStrassenreini¬
gungsarbeitenKostenimBetragevonmehrals einerhalbenMillionSchilling
ontstanden ,die bei derFinanzlagederGomeindeselbstverständlichschwer
ins Gowixhtfallen .DieGemeindehat aber dieses Opferauf sichgenommen,
umvorallemdie Geschäftsweltvor jeder StörungdesWeihnachtsgeschäftes
durchVerkehrshindernissezubewahren.

- - - - - - - - - - - - - ¬
Straasenbahnfahrpreisam25 . und26. Dezember.

DieStrassenbahn-Dircktionteilt mit :Am25 .und26. Dezember
gilt auf der StrassenbahnundStadtbahnder Sonntagsfahrpreis .Es habendaher
dieFrühfahrscheine,Hin-undRückfahrscheine,Wochenkarten,ZwanzigGroschen¬
Fahrscheinefür Personen ,Arbeitslosen - undFürsorgefahrscheine ,Schüleranwei¬
sungenundSchülerfreikartenkeine Gültigkeit . Hingegengelten dieSonn- und
Feiertagsfahrscheine währendder ganzenBetriebsdauer ,nur mussdieHinfahrt
bis 17 Uhr angetreten werden . DerAutobusbetrieb ist am 25 .und 26 . Dezember

eingestellt .Am25. Dezemberfindet kein Fahrscheinvorverkaufstatt .
- - - ¬

Unentgeltliche Ausgabe von Schweinsgulasch in den WienerStrassen .
DasBundesheerwird an den drei Weihnachtsfeiertageninden

StrassenWiensunentgeltlichSchweinsgulaachundBrot verteilen .DaHecoch
das Bundesheer die voraussichtlich benötigten grossen Mengennicht her¬
stollen kann ,hat die Bundesregierung die Gemeinde Wien ersucht ,andie¬
ser Aktion mitzuwirken .Es werden in den Küchen der grossen städtischen
Wohlfahrtsanstaltenan den drei Weihnachtsfeiertagenzusammen15 . 000Por¬
tionen Schweinsgulaschhergestellt .DieseMengewird vomBundesheermit

Lastkraftwagenzu denFeldküchenin deneinzelnenBezirkenbefördert undaus
diesen zur Ver - teilung an Bedürftige gebracht werden .Amtsführender Stadtrat
Honayhat demKüchenpersonaldieser Anstalten ,das diese grosseMchrarbeit
während der Weihnachtsfeiertage - es werden . 600KilogrammSchweine¬
fleisch zu Gulasch verarbeitet - auf sich genommenhat ,denherzlichsten
Dankausgesprochen .

- . ——. —. ——-- .-—
Jubilare derEhe .

In Vertretung des Bürgermei sters überreichte amtsführender
StadtratHonaydenWienerEhepaarenJosefundMarieBajusz ,Hermannund
Lotti DeutschundKarl undMargareteHauseranlässlich derfünfzigsten
Wiederkehrihrer Eheschliessungdie Ehrengabeder Stadt Wien .Diedrei
Jubelpaarehatten insgesamt11 Kinder ,vondenennoch6 amLebensind .

—
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Das Wiener Wetter im heurigen Sommer .

DieMagistrats -Abteilungfür Statistik veröffentlichteine
ZusammenstellungüberdasheurigeSommerwetterin Wien.AusdieserZusam-¬
menstellungergibt sich ,dass vonden94 Sommertagen55 Tageunternormale
Temperaturundnur39TageübernormaleTemperaturhatten .Diehöchste
Temperaturdes Sommerswurdeam28 .Juli erreicht,an dem32 ' 8GradCelsius
abgelesenwurden ;der heisseste Tagim Juni warder 22 . mit2513GradGel¬
sius,während im August der heisseste Tag dr 12 .mit 32 ' 6GradCelsius
undimSeptemberder heisseste Tagder 13 . mit24 ' )GradCelsiuswaren .Die
niedrigste Temperaturdes heurigen Sommerswaram20. September,andemnur

' 4GradCelsiusabgelesenwurden .AberauchimJuni ,Juli undAugustgabes
heuer ausgesprochenkühle Tage ; sowies zumBeispiel der 30 .Juni eineTem¬
peratur von 11 ' 8Grad Celsius ,der 7 .Juli eine Temperatur von 11 ' 1Grad .

Selsius undder 30 . Augustgar nur eine Temperaturvon ' 4GradCelsiusauf .
Die mittlere Temperaturbetrug im Juni 17 ' 3Grad ,im Juli 19 ' 9Grad ,im
Awgust19 ' 7GradundimSeptember14 ' 4GradCelsius .Dasbedeutet ,dassJuni ,
Juli undSeptemberunternormaleTemperaturhatten unddass nur imAugust
die Temperaturumein geringes höher als die normaleTemperaturwar .

Auchüber den Luftdruck und über die Bewölkunggibt die
Aufstellung der Magistrats - Abteilungfür Statistik Auskunft .Darnachhatten
im heurigen Sommer58 TageübernormalenLuftdruck und 36 Tageunternorma¬
len Luftdruck ,Regentagegabes umheurigenSommernicht wenigeralsAh,
woven9 in die Zeit vom21 .bis EndeJuni fielen,13 in den Juli ,12 inden
August und lo in den September bis zum Herbstbeginn .An einem Tag des heu¬

rigenSommers,undzwaraneinemJunitag ,herrschtestarkerNebel .Gewitter-¬
tage weist die Statistik 11 auf ,und zwar je 3 im Juni und Juli ,4 imAu- ¬
gust und1 imSeptember .DieStatistik erweistauh ,dassimheurigenSommer
insgesamt etwa 778 Stunden lang voller Sonnenscheinwar .

FreieArztstelle .
Im städtischen Versorgungsheim Lainz gelangt die Stelle

einesAnstaltsowerarzteseiner medizinischenAbteilungzur Besetzung .Die
BezügeeinesAnstaltseberarztesbetragen356 ' 25Schillingmonatlichund
erhöhensich nachden ersten zweiDienstjahrenals Anstaltsoberarztein¬
malum10 ' 45Schillingmonatlich .Hiezukommtein monatlicherWohnungsgeld¬
zuschussvon33Schilling ,der imFalle der EinräumungeinerDienstwoh-¬
nungwiederzurGänzealsEntgeldfürBeheizung,BeleuchtungundBedienung
abgezegenwird .GesucheumdieseStelle ,diemitdenentsprechendenPer¬

sonaldokumenten und Verwendungszeugnissenbelegt sein müssen,sindbis
spätestens15 .Jänner1933imBürcder VerwaltungsgruppefürPerscnalan¬
gelegenheiten ,NeuesRathaus ,einzubringen .Bereits imDienstederGemeinde
WienstehendeBewerberhabendieGesucheimDienstwegevorzulegen.Die
GesuchesindmiteinemBundesstempelimBetragevon1 Schillingzuversehen;
dieGesuchsbeilagensind ,wennsienichtohnehinbereitsgestemltsind,
miteinemBandesstempelimBetragevonje 20Groschenzuversehen.
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StrassenbahnfahrpreisamNeujahrstag.
Die Strassenbahndirektion teilt mit : AmNeujahrstag gilt

auf der Strassenbahn und Stadtbahn der Sonntagsfahrpreis .Eshaben
daherdie Frühfahrscheine,Hin-undRückfahrscheine,Wochenkarten,
2eGroschen-Teilstreckenfahrscheinefür Personen,Arbeitslosen-und
Fürsorgefahrscheine,SchüleranweisungenundSchülerfreikartenkei¬
ne Gültigkeit . Hingegengeltendie Sonn - undFeiertagsfahrscheine
währendder ganzenBetriebsdauer ,nurmussdie Hinfahrtbis 17Uhr
angetretenwerden .DerAutobusbetriebist am1 .Jännereingestellt .

Mietzinszuschüsseder GemeindeWien .
DervomGemeinderatderStadtWieneingesetzteBeirat ,

demdie Entscheidung über die Gewährungvon Zuschüssen zuHaupt - ¬
mietzinsen zusteht ,die das Sechstausendfache desFriedenszinses
übersteigen,hieltkürzlichseinezweiundneunzigsteSitzungab .In
dieser Sitzung wurden die Ansuchenvon loh Parteien in 24Häusern
behandeltundMietzinszuschüsseimBetragevonmonatlich875
Schillingbewilligt .Insgesamthat derBeiratbisherdenAnsuchen
von 54 . 31eParteien in . 368Häusern etattgegeben und zusamnenMo- ¬
natsbeiträgein der Höhevonrund313 . 580Schillinggenehmigt.

. . . . - - ¬
BesichtigungdesRathauses.

Wie die Rathausverwaltung mitteilt ,haben imNovember
des heurigen Jahres insgesamt 784 Fremdedie Sitzungs - undFestsäle
des WienerRathauses besichtigt .Es warendies 34Einzelbesucher
und18Reisegruppenmit zusammen750Teilnehmern .DieBesucherstamm¬
tenausdenösterreichischenBundesländern,ausUngarn ,Griechenland,
Spanien ,EnglandundLittauen.

- . - .- .- .-¬
GemeindevermittlungsamtNeubau.

Die nächsten Sühneverhandlungen beimGemeindevermitt - ¬
lungsamtNeubaufindenam . ,10 . ,17. ,24.und31 .JännerimBürodes
Bezirksvorstehersstatt .DieVerhandlungenbeginnenimmerum
10 ' 30Uhr.
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Die Bevölkerungsbewegungin Wienim Oktober1933 .
Wiedie Magistrats - Abteilungfür Statistik mitteilt ,kamen

heuer im Oktober in Wien . 091Säuglinge lebend zur Welt .Von den Lebendge¬

burtenwaren592Knabenund199Mädchen,855ehelicheund236unehelicheKin¬
der .In der Wohnungder Mutter wurden131,in Anstalten 960 Kindergeboren .
ImBerichtsmonateerfolgtenin Wien29Totgeburten.

Ueberdie Säuglingssterblichkeit wird berichtet ,dass imver¬
gangenenOktoberin Wien19 Säuglingestarben .Vonden imBerichtsmonate
verstorbenenSäuglingenwaren21 Knabenund25 Mädchen ,30 eheliche und19
unehelicheKinder ; 31Säuglingestarben imersten ,18 imzweitenbiszwölften

Lebensmonat .
ImOktoberdesheurigenJahresstarbenvonderWienerWohn¬

bevölkerung. 831Personen .VondenVerstorbenenwaren926männlichenund
908weiblichenGeschlechtes .AlshauptsächlicheTodesursachensind in362
Fällen organische Herzkrankheiten ,in 351 Fällen Krebs ,in 167 Fällen Tuber¬
kuloseder Atmungsorganeundin 129Fällen Lungen - undRippenfellentzündung
angegebenworden ;94 Anzeigenhabenals TodesursachenGehirnschlag,73An¬
zeigen Arterienverkalkung ,52 Anzeigen Altersschwäche und 22 Anzeigenepi¬

demischeKrankloitenbezeichnet.VondenVerstorbenenwaren. 019mehrals
sechzigJahrealt .

NachdemBerichtderMagistrats-Abteilungfür Statistiksind
heuer im Oktober 18 . 026Personen nach Wienzugewandertund 12 . 311Personen
von Wienabgewandert .Bei Berücksichtigung der Wanderungsbowegungundder
Bevölkerungsbewegungergibtsich imBerichtsmonateeineZunahmederWiener
Bevölkerungum . 972Personen .

DerLebensmittelhandelamSilvestertag .
Das heute ausgegebene Stück des Landesgesetzblattes für Wien

enthält eine Verordnungdes Landeshauptmannes ,wonachübermorgen ,Sonntag
( Silvester ) ,die ArbeitimgesamtenLebensmittelkleinhandelundimgesamten
Kleinverschleiss der Lebensmittelerzeugungsgewerbe einschliesslich desKlein¬
verschleisses vonFleisch ,Selchfleisch ,Pferdefleisch undSelchwareninder
Zeitvon8Uhrbia11Uhrundvon16Uhrbis19Uhrgestattetist .

- ¬
Volksbibliothekin derVillaWertheimstein .

Die städtische Volksbibliothek in der Villa Wertheimstein ,
DöblingerHauptstrasse96,ist vom1 .Jänneran nurMontag,Mittwoch ,Freitag
und Samstag von 15 Uhr bis 17 Uhrgeöffnet .

Koch- undHaushaltungsschulederStadtWien.
Ander Koch - undHaushaltungsschuleder Stadt Wien ,Brücken¬

gasse 3 und Petrusgasse 10,beginnen am 8 .Jänner dreimonatige Kochkursefür
einfache ,bürgerliche undfeine Küche ,dreimonatigeAbendkursefürKleider¬
machenoder WeissnähenundkürzereAbend- undNachmittagskursefürFlicken ,
ServierenundDiätküche .Einschreibungentäglich von10Uhrbis 14Uhr .Pros¬
pekte auf Wunsch .FernsprecherB25- - 19.



RATHAUSKORRESPONDENZ
Herausgeber und verantw .Redakteur : 382FRANZXAVERFRIEDRICH

Wien ,am30,Dozember1933.

StarkesAuslandsinteressefür dasneueWien.
In der letzten Zeit weilten die politischenSchriftsteller

FrankLennoxund . . Wise( NewYork) ,dieUniversitätsprofessoren. . Hart¬
son und . Morrisonvonder Universität Oberlin ( Ohio ) ,Stadtbaudirektor . K.
BoseundFrau( Lahore ) ,ProfessorY . . HsiaomitGesandschaftsattacheKuangtsin
Toung( Nannking ) ,der OrganisatorvonArbeitslagernfür ErwerbsloseMr .William
Teeling ( London ) ,der Chefredakteur der NewYork Times Mr .Fr . . Birchall( Now
York ) ,derBürgermeistervonGloucesterMr. . . EdwardsundFrauundderCzer¬
nowitzerBürgermeisterDr .Saveanumit demRechtskonsulentender StadtCzer¬
nowitzDr .Sommerin Wien .Die Gästebesichtigten auchstädtischeWohnhausan¬
lagen ,Wohlfahrtseinrichtungen,SiedlungenundSchulen.Siesprachensichüber
das Gesehenein äusserst anerkennendenWortenaus .

EinneuesJahrbuchder städtischenVersicherungsanstalt .
Die Wiener städtische Versicherungsanstalt hat auch heuer an¬

lässlichderJahreswendeein Jahrbuchherausgegeben.DasJahrbuch1931zeich¬
netsichwiediefrüherenJahrgängedurchseinevornehmeAusstattungaus.
DashandlicheBuchenthältnebeneinemKalendariuminteressantebelletristi¬
scheArbeiten .Vondiesensollennurerwahntwerden„ DasOrganisationsproblom
imRadiowesen"vonIng .PaulEisler ,„ DerMenschin der Krise "vonDr .KarlPos¬
pischil ,„Entdeckungsreisenim unbekanntenWien " vonDr .LudwigNeumann ," Nach¬
denkliches über trockene Zahlen " vonDr. . . Delannoyund " Allerlei Historien "
vonAugustinSpeer .DasJahrbuch1934derstädtischenVersicherungsanstalt
wirdjedemBücherfreundwillkommensein .

Mütterschuleder StadtWien.
An der Mütterschule der Stadt Wienbeginnen am . Jännerein

sechswöchigerSäuglingskursmit anschliessendemPraktikumin einemSäuglings¬
heim ,am9 .Jännerein Abendkurs„KindheitundJugend",ErziehungundPflege
des Kindesvoneineinhalb Jahren bis zumEndedes Schulaltors ,undam5 .Febru¬
ar der gleiche Kurs als Nachmittagskurs .Die beiden Kurse " Kindhoit und Ju¬
gend "dauern je sechs Wochen .Die Kurse werden an der Koch - undHaushaltungs¬
schuleder Stadt Wien ,Brückengasse3 ,abgehalten ,wohinauchdieAnmeldungen
zurichtensind .AlleAuskünftein derSchulkanzlei ,FernsprecherB25- -19.
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BürgormeisterSeitz und dieVolksausspeisung.
SiebentausendKilogrammSchweinefleischwerdenvonder

WienerWinterhilfeheuteundmorgenindengrossenstädtischenWohlfahrts¬
anstaltonzuGulaschverarbeitet,damitamSilvestertagundamNeujahrstag
tausondeBodürftigeeinwarmes,schmackhaftosMittagessencrhalten .An
donbeidenTagenwerdenanverschiedenenStellenderStadtausdenvom
BundesheerbeigestelltensogenanntenGulaschkanonenvonAngehörigendes
BundesheoresBedürftigemitdieserMahlzeitbeteiltworden.Nebenden
KüchenbetriebenderHeeresverwaltungwirdauchin denstädtischenWohlfahrts¬
anstalten die Zubereitungdieser Mahlzeitfür die BedürftigenWiensdurch¬
geführt .Diese Arbeit muss neben demnormalen Küchenbetrieb ,der imKran¬
kenhausLainzdurchdie notwendigeVorsorgefür die verschiedenenDiätkü¬
chen ,in den Versorgungshäuserndurchdie Mehrarbeitfür die Feiertageohno¬dies /
stark belastet ist ,geleistet werden .Besondere Verdienste erwirbt sich
dabeidasPersonalderKüchenderstädtischenWohlfahrtsanstalten,das
auchdiesmalwieindenWeihnachtsfeiertagenbereitwilligdiegrosseMehr¬
arbeitaufsichgenommenundgeradewährendderFeiertageaufseinefreie
Zeit verzichtethat .

Heute vormittags erschien Bürgermeister Seitz imKranken¬
hausLainzundimLainzerVersorgungsheim ,umdieseArbeitfürdieWiener
Winterhilfezubesichtigen .ErwurdevonStadtratHonayundvondenDirck¬
toren der beiden Anstalten ,Hofrat Dr .BaumgartenundRegierungsratDr .
Herz ,empfangen .Mantraf dasPersonalgeradebei der fachgomässenVerar¬
beitungundbeiderZerteilungderSchweinein vollerArbeitan .DerBür¬
germeisterrichtete an die Bediensteteneine herzlicheAnsprache ,inderihre
er/grossc Mchrarbeit für die Bedürftigen Wiens würdigte .Sie soi eine Be¬

kundungechterSolidaritätmitallenNotleidendeninderStadt .Wennman
bedenke,dassdieseMehrleistungdesPersonalesesermögliche,dassdurch
die WienerWinterhilfevieleTausendeandenFeiertagenwarmes ,schmack¬

haftes Mittagessen erhalten ,so sei das eigentlich schon Dankesgenug .
NichtsdestowenigerdankeeraberimNamenderStadtundihrerWinterhilfe
und im Namenaller Notleidenden allen Bediensteten ,die im Geiste derSo¬
lidaritätOpferbringen ,fürihreArbeitsleistungundfürdieAufopferung
ihrerFreizeit .

FünfhundertWienerWaisenkinderimTheateranderWien.
AufEinladungderDircktionHubertMarischka-Karczagbesuch¬

ten fünfhundertWienerWaisenkinderausdemZentralkinderheimderStadt .Wien,
ausdenWaisenhäusernHoheWarteundKlosterneuburgundausdemstädtischen
KinderheimSchlossWilhelminenbergdieheutigeNachmittagsvorstellungdes
Theatersander Wien .ZurAufführunggelangte"Struwwelpeter",einlebendos,
sprochendesundsingendesBilderbuchvonEmilJanko .DieKinderfolgtenmit
grösstemInteressedenVorgängonaufderBühneundgabennachjedemVorhang
ihrerDankbarkeitdurchstürmischenBeifallAusdruck,DerstädtischeWohl¬
fahrtareferent ,amtsführender Stadtrat Honay ,erschien ebenfalls imTheater
undwurdein Vertretungder DircktionvonDircktorKummerbegrüsst .
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